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Schulterschluss zwischen
Wirtschaft und Politik
Der Chamer MdB initiierte ein Fachge-
spräch zur EU-Strukturförderung. Politik
und Wirtschaft legten einen
Forderungskatalog vor. Seite 7

Klaus Hofbauer:

Dienstältester deutscher
Oberbürgermeister
Schwabachs Rathauschef leitet seit 35 Jahren
mit viel Engagement die Geschicke der Stadt.
Er ist ein Förderer der inter-
kommunalen Kooperation. Seite 7

Hartwig Reimann:

Die unvollendete
Föderalismusreform
Der langjährige Vorsitzende des Verbandes
der bayerischen Bezirke schlägt einen besse-
ren Schutz des kommunalen
Selbstverwaltungsrechts vor. Seite 3

Dr. Georg Simnacher:

Der Bürgermeister will dem
braunen Spuk begegnen. Al-
le demokratischen Kräfte im
Städtchen sollen sich zusam-
mensetzen. Jedem Teilneh-
mer will er mitgeben, was
der Breslauer Pfarrer Pei-
kart vor 60 Jahren schrieb:
„Wie furchtbar ist das Got-
tesgericht über ein Volk, des-
sen Staatsführung Gott und
sein Gesetz abgeschafft hat.
Möge Gott sich erbarmen
der unsagbaren Not ...“    S. 8

Neuer Städtetagsvorsitzender Hans Schaidinger:

Ruf nach sicherer
Finanzausstattung

Der „Dienstbotenwechsel“, wie es Bad Reichenhalls Erster Bür-
germeister Wolfgang Heitmeier zum allgemeinen Amüsement
ausdrückte, ist beim Bayerischen Städtetag in harmonischer Ei-
nigkeit über die Bühne gegangen. Bei der Vollversammlung des
kommunalen Spitzenverbandes in München wurde der Ober-
bürgermeister der Stadt Regensburg, Hans Schaidinger, zum
neuen Vorsitzenden gewählt. Er tritt damit die Nachfolge von
Altoberbürgermeister Josef Deimer (Landshut) an, der bis zu
seinem Ausscheiden am 31. Dezember 2004 den Städtetag fast 30
Jahre lang geführt hat.

Hans Schaidinger gehört dem
Vorstand des Städtetags seit 1996
an. Er ist darüber hinaus seit
2002 Mitglied im Präsidium des
Deutschen Städtetags und vertritt
den Bayerischen Städtetag in
zahlreichen weiteren Gremien.
Schaidinger, 1949 in Freilassing
geboren, studierte in Regensburg
Volkswirtschaftslehre und legte
1977 sein Examen mit Prädikat
ab. 1996 wurde er mit 51,2 Pro-
zent zum Oberbürgermeister der
Stadt Regensburg gewählt. Bei
der Kommunalwahl 2002 wurde

wieder auf gesunde Füße stellen
will, die Neuordnung des bun-
desstaatlichen Finanzgefüges zu
aller erst aus kommunaler Sicht
definieren“. 

Gemeindefinanzreform

Für Schaidinger gehört die
Gemeindefinanzreform wieder
ganz oben auf die Tagesordnung.
Er wies darauf hin, dass bereits
im Jahr 1994 im Grundgesetz
festgeschrieben worden sei, dass
die Gewährleistung der kommu-

Das Podium: Christa Stewens, Gerda Hasselfeldt, Heiner Janik, Dr. Siegfried Balleis, Johannes,
Singhammer, Rolf Schreyer und Dr. Franz Prast; am Rednerpult Dr. Peter Ramsauer.             ?

Altoberbürgermeister Josef Deimer und Oberbürgermeister
Hans Schaidinger. ?

Expertengespräch der CSU-Landesgruppe: 

Wie läuft Hartz IV 
in Bayerns Kommunen?

Die Umsetzung der Hartz IV-Reformen hat die Kommunen im
vergangenen Jahr intensiv beschäftigt. In kurzer Zeit mussten
sie vor Ort grundlegende Entscheidungen treffen, um den Start
der Reform zum 1. Januar dieses Jahres zu ermöglichen. Über
ihre Erfahrungen mit der Einführung der Grundsicherung für
Arbeitsuchende SGB II diskutierte die CSU-Landesgruppe im
Deutschen Bundestag in München mit über 100 Gästen, dar-
unter eine Vielzahl an Landräten, (Ober-)Bürgermeistern,
Stadt- und Kreisräten sowie Vertretern der regionalen Bun-
desagenturen für Arbeit.  

Wie Gerda Hasselfeldt, stell-
vertretende Vorsitzende der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion
einleitend bemerkte, verliefen
die vorausgehenden politischen

Auseinandersetzungen über die
Ausgestaltung der Zusammenle-
gung von Arbeitslosen- und So-
zialhilfe gerade in der Frage der
kommunalen Interessen sehr

kontrovers. Während Rot-Grün
eine zentralistische Bundesso-
zialverwaltung im Visier hatten,
wollten CDU und CSU die Füh-
rungsverantwortung den Kom-
munen übertragen. Der zunächst
im Vermittlungsausschuss ge-
fundene Kompromiss einer kom-
munalen Trägerschaft als Opti-
onsmöglichkeit sei von der Bun-
desregierung erheblich behindert
und zeitlich verzögert worden.
So konnte die Union erst im
Sommer 2004 eine Revisions-
und Optionsklausel durchsetzen. 

Bürokratische Umsetzung

Kritik an der „viel zu bürokra-
tischen Umsetzung von Hartz IV
durch die Bundesagentur für Ar-
beit (BA)“ übte Bayerns Arbeits-
ministerin Christa Stewens. Bei
der praktischen Zusammenarbeit
der Kommunen mit der BA in
den Arbeitsgemeinschaften zeig-
ten sich Schwierigkeiten - von
Kommunen höre sie immer wie-
der, dass sich die Mitarbeiter der
BA in den neu gegründeten Ar-
beitsgemeinschaften an 37 ver-
bindliche Handlungsempfehlun-
gen halten müssen. Die BA müs-
se diesen überbordenden Zentra-
lismus und die Bürokratie drin-
gend abbauen, weil er konstruk-
tive und der örtlichen Situation
angepasste Problemlösungen
massiv erschwere. Stewens:
„Geschieht dies nicht, werde ich
als Fachaufsicht einschreiten
und die notwendigen Spielräume
für die Arbeitsgemeinschaften
schaffen müssen.“

(Fortsetzung auf Seite 4)

Otto Wiesheu zieht erfolgreiche Bilanz:

Der Freistaat als
Wachstumsmotor

Bayern ist eine der wohlhabendsten Regionen der Welt
Mit einem Plus beim Bruttoinlandsprodukt (BIP) von 2,5 % ge-
genüber 1,7 % im Bundesdurchschnitt ist Bayern im vergange-
nen Jahr der Wachstumsmotor für Deutschland gewesen. Wirt-
schaftsminister Otto Wiesheu, der in seiner Jahrespressekonfe-
renz keine „Wachstumsprognose auf Punkt und Komma für
Bayern nennen wollte, ist sich aber sicher, „dass der Freistaat
auf Grund seiner modernen Wirtschaftsstruktur auch 2005 er-
neut überdurchschnittlich abschneiden“ und wieder die Rolle
als Wachstumsmotor spielen wird. 

Bayern gehört nach seiner Fest-
stellung heute zu den wohlha-
bendsten und produktivsten Re-

gionen weltweit. Um insgesamt
in Deutschland die Konjunktur
wieder anzukurbeln, fordert der
bayerische Wirtschaftsminister,
auf einige Urlaubstage zu ver-
zichten, denn „schon ein oder
zwei Tage Mehrarbeit würden das
Wachstum deutlich vergrößern.
So etwas schade niemandem und
tue auch keinem weh.

Trauerspiel am Bau

Insgesamt sieht Wiesheu die
konjunkturellen Perspektiven
Deutschlands für 2005 von er-
heblichen Unsicherheiten ge-
prägt, wie schon die Bandbreite
der Wachstumsprognosen von
+0,8 % bis + 2,0 % zeige. So
hänge die Exportentwicklung
maßgeblich vom Eurokurs ab. 

Bei den Investitionen bleibe
abzuwarten, ob sie über den Er-
satz- und Rationalisierungsbe-
darf wesentlich hinausgehen

(Fortsetzung auf Seite 2)

der zweifache Familienvater mit
61,5 Prozent im Amt bestätigt. 

Wiedergewählt wurden auch
Oberbürgermeister Christian
Ude (München) als 1. stellvertre-
tender Vorsitzender und Erster
Bürgermeister Rudolf Schaupp
(Berchtesgaden) als 2. stellver-
tretender Vorsitzender. Neu im
Vorstand ist Oberbürgermeister
Albert Zankl (Passau).

Wie der neue Städtetagschef
bei seiner Antrittsrede forderte,
„muss derjenige, der dieses Land

Netzwerk 
Musikschule und

Blasmusik
Im Bemühen um musikali-

sche Nachwuchsförderung ge-
hen die beiden Musikverbän-
de Bayerischer Blasmusikver-
band (BBMV) und Verband
Bayerischer Sing- und Musik-
schulen (VBSM) seit diesem
Jahr gemeinsame Wege. Der
BBMV-Präsident, MdL Man-
fred Ach, und Passaus Landrat
Hanns Dorfner, Präsident des
VBSM, besiegelten den Schul-
terschluss von Blasmusik und
Musikschule. Eine gesamt-
bayerische Kooperationsver-
einbarung dokumentiert nun
die gemeinsamen Zielsetzun-
gen und legt die vertiefte Zu-
sammenarbeit auf Orts-, Re-
gional- und Landesebene fest. 

„Die Vereinbarung ist ein
bedeutender Schritt für das
Musikland Bayern“, betont
MdL Ach. Sie verdeutliche den
gemeinsamen Willen, Kindern
und Jugendlichen die besten
Voraussetzungen für qualitati-
ve musikalische Betätigung zu
schaffen. Besonders in Zeiten
des sich wandelnden Schulsy-
stems mit Ganztagsschule und
Nachmittagsbetreuung sei die
gemeinschaftlich getragene
Kinder- und Jugendförderung
in der außerschulischen Mu-
sikerziehung wegweisend.
Auch Landrat Dorfner sieht in
der verstärkten Kooperation
einen „weiteren Schritt hin zur
qualitativen Förderung der
musikalischen Bildung“.   DK

nalen Selbstverwaltung auch die
Grundlagen der finanziellen Ei-
genverantwortung umfasst. Seit
der Zeit habe sich aber nichts
verbessert. Im Gegenteil: Die Fi-
nanzsituation der Kommunen sei
dramatisch schlechter geworden.
„Im Grunde ist das Verhalten
von Bundestag und Bundesrat in
dieser Frage verfassungswidrig“,
meinte der Oberbürgermeister. 

Kritisch setzte sich der CSU-
Politiker auch mit der Stellung
der Städte und Gemeinden im

(Fortsetzung auf Seite 4)

Landrat Georg Grabner, Innenminister Günther Beckstein und
MdL Anton Kern (v. l.) stellten in Berchtesgaden die Erweite-
rung des automatischen Meßnetzes im Lawinenwarndienst vor
(vgl. unser Bericht von Peter Hallermeier auf Seite 4). ?
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Z U M  6 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Fritz Stahl

83278 Traunstein
am 1.3.

Z U M  6 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Richard Hollerith
85646 Anzing

am 2.3.

Z U M  5 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister

Willibald Schneider sen.
85131 Pollenfeld

am 4.3.
Landrat Rudi Engelhard

85264 Pfaffenhofen
am 10.3.

Z U M  5 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Wolfram Gum

82229 Seefeld
am 5.3.

Bürgermeister Peter Seifert
97462 Niederwerrn

am 8.3.

Z U M  4 5 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Max Schmaderer

93489 Schorndorf
am 6.3.

Bürgermeister Thomas Köhler
63839 Kleinwallstadt

am 12.3.

Z U M  4 0 .  G E B U R T S T A G
Bürgermeister Andreas Schwarz

96129 Strullendorf
am 3.3.

Wir gratulieren

Streit um die Bezirke:

Verhandlungen auf höchster Ebene
Es geht um die Verteilung der Aufgaben und Kosten 

Entscheidung bis Jahresende - Landtag erwartet ersten Bericht im Herbst
Die Zukunft der Bezirke wird heuer Gegenstand intensiver Ver-
handlungen der Staatsregierung und der CSU-Landtagsfrak-
tion mit den kommunalen Spitzenverbänden sein. Fraktions-
vorsitzender Joachim Herrmann erläuterte, es gehe um die ra-
tionellste Verteilung der Aufgaben und damit der Kosten zwi-
schen Bezirken, Städten und Landkreisen. Er machte deutlich:
Niemand solle glauben, dass der Staat zusätzliche Kosten über-
nehme. Zu der von Staatsminister Erwin Huber im Streit in Er-
wägung gezogenen Auflösung der Bezirke meinte der Fraktions-
chef, allein dadurch würde nicht viel gespart. Bis Jahresende soll
ein Konzept erarbeitet werden.

Herrmann, der selbst an den
Gesprächen teilnehmen will,
nannte auf GZ-Fragen als „Bau-
stellen“ der Neuordnung insbe-
sondere die mit der Arbeitslosen-
hilfe nach „Hartz IV“ kombi-
nierte Sozialhilfe, Alten- und Be-
hindertenversorgung, Kranken-
häuser und Ausländerbetreuung
(Kontingentflüchtlinge). Es ma-
che wenig Sinn, so Herrmann,
wenn Städte und Landkreise
Aufgaben an die Bezirke abgä-
ben, und die Bezirksumlage
dann erhöht werde. Termin für
eine Neuordnung ist der 1. Ja-
nuar nächsten Jahres, wenn die
Änderungen nach dem Sozialge-
setzbuch in Kraft treten.

Anträge zu den Finanzen

Dem Kommunalausschuss la-
gen zum Thema Bezirksfinanzen
zwei sinngemäß ähnliche SPD-
Anträge und einer der Grünen
vor. Die SPD verlangte, über die
Finanzsituation der sieben Bezir-
ke bis zum Herbst mündlich und
schriftlich zu berichten. Die Grü-
nen wollten die Staatsregierung
gleich beauftragen, die Bezirks-
finanzen so auszugestalten, dass
ein Ansteigen der Bezirksumla-
ge verhindert und die Leistungen
der Bezirke im sozialen Bereich
gesichert und verbessert werden.

Klagedrohung

Helga Schmitt-Bussinger
(SPD), die stellvertretende Aus-
schussvorsitzende, verwies als
Berichterstatterin auf die intensi-
ven Diskussionen in den Bezir-
ken selbst bis hin zur Androhung
einer Klage gegen den Freistaat
durch den Bezirk Schwaben, der
sich über 100 Kommunen an-
schließen wollen. Sie berief sich

auf Innenminister Dr. Günther
Beckstein, demzufolge kommu-
nale Finanzierungslasten vom
Freistaat übernommen werden
sollen. Die SPD-Anträge beruh-
ten auch auf Gesprächen mit den
Bezirkstagspräsidenten.

Bund bleibt in 
der Verantwortung

Mitberichterstatter Thomas
Obermeier (CSU) hielt die SPD-
Anträge für akzeptabel, um In-
formationen zu erhalten. Sinn-
voller Zeitpunkt sei jedoch, wie
vom Innenministerium ange-
kündigt, der 1. März 2006, weil
erst dann verlässliche Zahlen
über Hartz IV vorlägen. Henry

Schramm (CSU) verwies ausge-
hend von seinem Heimatbezirk
Oberfranken darauf, dass Städte
und Gemeinden „blank“ seien
und zum Teil keinen genehmi-
gungsfähigen Haushalt mehr auf-
stellen könnten. Bei der ganzen
Misere dürfe der Bund nicht aus
der Verantwortung gelassen wer-
den. Im Gegensatz zu Bayern
gelte für den Bund das Konne-
xitätsprinzip noch nicht. Christi-
ne Kamm (Grüne) befand, die
Krise der Bezirke beruhe u. a. auf
den stetig wachsenden Aufgaben.
Eine Auflösung könne die Pro-
blematik nicht lösen. Hier sei
auch der Freistaat gefordert.

Stellungnahme im Herbst

Ministerialrat Klaus Puhr-Wes-
terheide vom Innenministerium
merkte an, ein Bericht etwa 
in der Jahresmitte hätte wenig
Aussagekraft. Dementsprechend 
erwartet der Ausschuss - dem
SPD-Antrag entgegenkommend
- im Herbst eine erste Stellung-
nahme der Staatsregierung über
die Verhandlungen und Überle-

Landtag verabschiedet Kultusetat:

Klare Prioritäten für
die Bildung in Bayern

Minsterin Hohlmeier unterstreicht 
Bedeutung der Grund- und Hauptschulen

Im Bemühen, der bayerischen Schule ihre Spitzenposition im
Vergleich der Bundesländer zu behaupten, hat Kultusministerin
Monika Hohlmeier den Kommunen als Träger von Schulen und
Sachaufwendungen im Bildungsbereich versichert, sie würden
weiterhin mit der Staatsregierung einen verlässlichen Partner an
ihrer Seite haben. In ihrer Etatrede zum Doppelhaushalt 2005/06
sprach sie von klaren Prioritäten zugunsten der Bildung und cha-
rakterisierte das Zahlenwerk als Zeichen einer optimalen Chan-
cenförderung für Kinder und Jugendliche, verbunden mit der
Konsolidierung der Staatsfinanzen. Sie betonte insbesondere,
dass die „Unterrichtsversorgung“ mit Lehrkräften gesichert sei.

Mit einem „außergewöhnli-
chen Kraftakt“ sei eine „nach-
haltige Steigerung der Haus-
haltsmittel“ ermöglicht worden.
Heuer erhöhe sich das Gesamt-
volumen der Ausgaben um rund
175 Mio. € und in 2006 um wei-
tere 184 Mio. €, was eine Steige-
rung der Bildungsausgaben um
4,5% bedeute. „Damit investie-
ren wir nachhaltig in die Zukunft
junger Menschen.“ Den Schüle-
rinnen und Schülern werde im
nächsten Schuljahr „ein Mehr an
Unterricht von beinahe 1400
Lehrerstellen“ zur Verfügung
stehen; entsprechend dem enor-
men Schülerzuwachs und verän-
dertem Bildungsverhalten. Im
Einzelnen enthält der Haushalt
240 neue Planstellen, 500 zu-
sätzliche Zeitverträge (für ein
Jahr) sowie rund 650 „Stellenka-
pazitäten“, die aus der Erhöhung

der Unterrichtspflichtzeit der
Lehrer gewonnen werden.

Hohlmeier verwies auf die
vorsichtige Berechnung der Sta-
tistischen Ämter, wonach es
nächstes Jahr 13.750 Grund-
schüler mehr geben und die Zahl
der 6- bis 16-Jährigen bis 2012
um 54.000 zunehmen werde.
Die Hauptschule sei zur Ange-
botsschule geworden „und sollte
für ihre guten Leistungen in der
Öffentlichkeit wesentlich mehr
Anerkennung erhalten“. Die Mi-
nisterin kündigte Regionalkon-
zepte und die „Integration“ von
Teilhauptschulen an. Damit soll-
te dieser Bildungsweg zur „ernst-
zunehmenden Alternative im ge-
gliederten Schulwesen werden.
Die Maßnahmen würden selbst-
verständlich „in enger Abstim-
mung mit den betroffenen Kom-
munen und Landkreisen durch-
geführt. Aufgrund veränderter
Familienstrukturen, insbesonde-
re der Verbindung von Familie
und Beruf, bekomme die Ganz-
tagsbetreuung zunehmende Be-
deutung. Die Zahl der Ganztags-
schulen werde in den kommen-
den Jahren auf 100 verdoppelt.

Flächendeckendes 
Ganztagsangebot

Über diese Ankündigung der
Ministerin hinaus wurde im
weiteren Verlauf der Landtags-
vollsitzung überraschend ein
SPD-Dringlichkeitsantrag ein-
stimmig akzeptiert, die Staatsre-
gierung solle flächendeckend
ein Ganztagsangebot dort ein-
führen, wo Eltern und Kinder
dies wünschen. Die CSU stützte
ihr Ja auf eine von ihrem Frakti-
onsvorsitzenden Joachim Herr-
mann in einer Presseerklärung
angekündigte, entsprechende
Initiative. SPD und Grüne be-
werteten das als Erfolg ihrer
bislang von der Regierungsfrak-
tion abgelehnten Anträge.

Klare Prioritäten
versus Luftbuchungen

In der Etatdebatte zeigten sich
die Sprecher der CSU, an der
Spitze ihr Bildungsexperte Sieg-
fried Schneider, mit Hohlmeiers
Rede und den Etatzahlen einver-
standen. Es sei ein Haushalt mit
„klarer Priorität“ für die Bil-
dung. Für die Opposition mit
den Hauptrednern Marianne
Schieder (SPD) und Simone Tol-
le (Grüne) ist die bayerische Bil-
dungspolitiuk keineswegs vor-
bildlich und fortschrittlich. Vor
allem hinsichtlich der Unter-
richtsversorgung und der Lehrer-
planstellen sprachen sie von
„Luftbuchungen“ und „Ver-
schiebebahnhöfen“. 

Zu den Zahlen der Ministerin
stellten sie Gegenrechnungen
auf. Im Ergebnis gebe es gerade
mal 273 zusätzliche Stellen und
es fehlten über 1.000 Lehrer in
Bayern. Von einer Spitzenstel-
lung der Schulen im Freistaat
könne nicht gesprochen werden.
Beide Oppositionsfraktionen
kündigten an, das Thema Bil-
dung und Schule weiter kritisch
zu verfolgen und sowohl mit
Lehrer- und Elternverbänden als
auch mit den Kommunen in en-
gem Kontakt zu bleiben.          rm

(Fortsetzung von Seite 1)
werden. Werde die Eigenheim-
zulage endgültig demontiert,
werde sich das Trauerspiel am
Bau fortsetzen. Und vom priva-
ten Verbrauch sei nicht allzu viel
zu erwarten, weil die Einkom-
mensteuer-Entlastung durch hö-
here Sozialabgaben und höhere
Energierechnungen aufgefressen
werde. Hinzu kämen die anhal-
tenden Ängste vor Arbeitsplatz-
verlusten. Wiesheu: „ Es wäre
grob fahrlässig, jetzt schon den
weiteren Aufschwung für gesi-
chert zu halten und in der Reform-
politik auf Leerlauf zu schalten.

Überdurchschnittliches
Wachstum

Im vergangenen Jahr erreichte
das reale  BIP, also das Wirt-
schaftswachstum in Deutschland
insgesamt und in den alten Bun-
desländern 1,7 % sowie in den
neuen Ländern 1,4 %. Demge-
genüber hat Bayern erheblich
besser abgeschnitten. Denn im
weißblauen Freistaat - wie auch
in Sachsen - betrug das Wirt-
schaftswachstum 2,5 %. Mit 2 %
folgten Rheinland-Pfalz und
Schleswig-Holstein vor Hessen
(1,9 %) sowie Baden-Württem -
berg und Thüringen (1,7 %) und
Hamburg und Niedersachsen
(1,5 %). Nordrhein-Westfalen
lag mit 1,3 % noch hinter dem
Saarland mit 1,4 %. Auf den
weiteren Plätzen folgten Bremen
(1 %), Brandenburg und Sach-
sen-Anhalt (0,9 %), Mecklen-
burg-Vorpommern (0,8 %) und
zum Schluss Berlin mit 0,4 %.

Die führende Rolle Bayerns
zeigt sich auch eindrucksvoll an
anderen Parametern. So erreich-
te das nominale Bruttoinlands-
produkt Bayerns  mit 386,5 Mrd.
€ 2004 einen Anteil an der deut-
schen Wirtschaftsleistung von
17,7 %, obwohl der Bevölke-
rungsanteil nur 15,0 % beträgt.
Pro Kopf waren das mit 31.000 €
17,8 % mehr als im bundeswei-
ten Durchschnitt. Die Arbeits-
produktivität (BIP je Erwerb-
stätigem) übertraf mit 62.114 €
das Bundesniveau um 9,6 %.

„Diese Faktoren“, so Wiesheu,
„widerlegen alle nachfrageorien-
tierten Pessimisten, die ständig
vor einem vermeintlichen Kon-
solidierungskurs zur Unzeit war-
nen. Wir reiten Bayern mit unse-
rer Generallinie ‚Sparen - Refor-
mieren - Investieren’ nicht in ei-
ne Wachstumsschwäche hinein.“

Wenngleich Bayern in allen

gungen zur Neuordnung der Be-
zirksaufgaben und ihrer Finan-
zierung. Im anderen, gleichfalls
einstimmig angenommenen, mo-
difizierten SPD-Antrag wird ein
weiterer schriftlicher und münd-
licher Bericht der Staatsregie-
rung für das konkrete Konzept
mit Stichtag 1. März 2006 fest-
gelegt. Der Grünen-Antrag wur-
de bei Stimmenthaltung der SPD
von der CSU abgelehnt.

Verteilungskampf

Der CSU-Bezirksverband
Oberbayern hat die Einsetzung
einer Arbeitsgruppe angekün-
digt, die über die zukünftige
Aufgabenstellung der Bezirke
beraten soll. Dazu erklärte Land-
tagspräsident Alois Glück als
Bezirksvorsitzender gegenüber
der Presse, statt des früheren
konstruktiven Miteinander stehe
die „kommunale Familie“ im
Verteilungskampf um die knap-
per, gewordenen Mittel zuneh-
mend gegeneinander. Dieser
Kampf werde nicht allein mit
strukturellen Veränderungen zu
beenden sein. Mutmaßungen, er
ziehe eine Auflösung dieser kom-
munalen Ebene in Betracht, wies
Glück zurück. Gegenwärtig sehe
er keine Alternative zu den Bezir-
ken in ihrer Ausgleichsfunktion
zwischen finanzstärkeren und
schwächeren Landkreisen.      rm

Bereichen besser abgeschnitten
habe als der Bund, dürfe man
aber Licht und Schatten in den
einzelnen Branchen nicht über-
sehen. Eine starke Aufwärtsten-
denz verzeichnete das Verarbei-
tende Gewerbe. Deutlich verbes-
sert hat sich auch die Situation
im Großhandel. Dagegen musste
der Einzelhandel weitere Um-
satzrückgänge hinnehmen. Nicht
gestoppt werden konnte der Ne-
gativtrend im Baugewerbe. Zu-
mindest stabil blieb die Lage im
Handwerk.

Exportwirtschaft 
auf Rekordkurs

„Wie gewohnt“ blieb die
bayerische Exportwirtschaft auf
Rekordkurs. Mit einem Plus von
10,9 % auf 108,3 Mrd. € von Ja-
nuar bis November (Bund: 10,5
%) gab es den elften Exportre-
kord in Folge. Die Exportquote
beträgt mittlerweile 45 % und
damit 5 Prozentpunkte mehr als
im Bundesdurchschnitt. Zum
Vergleich: 1993 machte sie erst
30 % aus. Die Importe nach
Bayern erhöhten sich in den er-
sten elf Monaten 2004 leicht un-
terdurchschnittlich um 7,7 % auf
86,8 Mrd. € (Bund: 7,8 %). Der
Ausfuhrüberschuss stieg damit
auf das neue Allzeithoch von
21,5 Mrd. €.

USA wichtigste Abnehmer

Das wichtigste Abnehmerland
blieben trotz des hohen Eurokur-
ses mit einem Anteil von 12,6 %
am Gesamtexport die USA. Die
Ausfuhren in die 25 EU-Partner-
staaten erreichten einen Export-
anteil von 59,8 %. Überdurch-
schnittlich dynamisch entwickel-
ten sich die Ausfuhren in die
zwölf Länder der Euro-Zone.
Dieser Anteil am Gesamtexport
machte 39,6 % aus. Dagegen fiel
das Plus bei den Exporten in die
acht mittel- und osteuropäischen
Länder mit 8,9 % Anteil am Ge-
samtexport nicht mehr so fulmi-
nant aus. Außerordentlich ex-
pansiv mit 16,6 % Plus ent-
wickelte sich der Warenabsatz in
die Länder Asiens mit einem An-
teil von jetzt 13.4 %. Während
die Ausfuhren nach Japan deut-
lich an Fahrt gewannen, verlor
der Handel mit China an Dyna-
mik. Fast zwei Drittel der bayeri-
schen Exporte entfielen auf
Fahrzeuge (30,7 % ), Maschinen
(17,7 %) und elektrotechnische
Erzeugnisse (14,1 %).

Auf die Arbeitslosigkeit hat
sich die bessere Wachstumsbi-
lanz im vergangenen Jahr „leider
noch nicht positiv ausgewirkt.“
Zwar erhöhte sich die Zahl der
Erwerbstätigen um 0,3 % auf 6,2
Mio., „doch dürfte die Zunahme
durch Ich-AGs und Mini-Jobber
nach oben verzerrt sein.“ Immer-
hin hat sich der Abbau der so-
zialversicherungspflichtigen Be-
schäftigung - „der harte Kern,
der für Steuern und Sozilabga-
ben sorgt“ - deutlich ver-
langsamt.

Platz 2 beim Arbeitsmarkt

Trotz dieser relativierenden
Einschränkungen konnte Wies-
heu darauf verweisen, dass Bay-
ern mit einer Arbeitslosenquote
von 6,9 % im Länderranking
nach wie vor Platz 2 hinter Ba-
den Württemberg (6,2 %) und
vor Rheinland-Pfalz (7,7%) und
Hessen (8,2 %) behauptet. Mit
den Arbeitsamtbezirken Freising
(4,2 %) und Donauwörth (4,8 %)
stellt der Freistaat die beiden
bundesweiten Spitzenreiter bei
der regionalen Arbeitslosenquo-
te. Mit dem Arbeitsamtsbezirk
Hof (11,1 %) liegt lediglich ein
einziger bayerischer Bezirk über
dem gesamtdeutschen Schnitt
von 10,5 %. Wiesheu zu den
Aussichten: „Bei den gegebenen
arbeitsmarktpolitischen Rahmen-
bedingungen sehe ich noch nicht
das große Angebot an neuen Stel-
len im Niedriglohnsektor.“

Der Freistaat wird seine „er-
folgreiche Dreifach-Strategie in
der Wirtschaftspolitik“ fortset-
zen. Genannt wurden erstens die
Politik der Bestandssicherung,
zweitens die Modernisierungs-
und Innovationsoffensive und
drittens die Stärkung der regio-
nalen Wirtschaftsstruktur. Unter
den dritten Punkt fällt auch der
Ausbau des Flughafens Hof.

Als Schwerpunkte der bayeri-
schen Wirtschaftspolitik für
2005 bezeichnete der Minister
die forcierte Clusterbildung, also
die verstärkte regionale Ver-
schränkung von Wirtschaft und
Wissenschaft, und die Verbesse-
rung der Mittelstandsfinanzie-
rung, damit auch Unternehmen
mit schwächerer Bonität wieder
Zugang zu den öffentlichen För-
derkrediten bekommen. Außer-
dem will Wiesheu die Benachtei-
ligung bayerischer und deutscher
Banken bei der Bankenaufsicht
(Stichwort § 18 KWG) speziell
gegenüber österreichischen Kre-
ditinstituten beseitigen. 

Verbesserung der
Unternehmensbesteuerung

Auf der bayerischen Agenda
stehen auch die Verbesserung
der nicht mehr wettbewerbsfähi-
gen Unternehmensbesteuerung
und eine Bundesratsinitiative zur
Erbschaftsteuer, um die Unter-
nehmensnachfolge - vor allem
im Mittelstand - zu erleichtern.
Sodann will Bayern um eine
Beibehaltung der Grenzlandför-
derung, auch im Rahmen der
EU-Förderung, kämpfen. 

Ausbau der 
Verkehrsinfrastruktur

Und schließlich nannte Wies-
heu den Ausbau der Verkehrsin-
frastruktur (Münchner und Nürn-
berger S-Bahn, Augsburger Die-
sel- und Elektronetz, die Bahn-
strecken München - Regensburg
- Hof, München - Oberstdorf und
München - Ingolstadt - Nürn-
berg). Und nicht vergessen hat in
diesem Zusammenhang Wiesheu
den Hinweis auf die beiden
Großprojekte Donau-Ausbau
und Transrapid. Bayerns Wirt-
schaftsminister: „Je stärker die
bayerischen Pferde ziehen, umso
besser kommt der deutsche Kar-
ren in Schwung.“ dhg.

Der Freistaat als ...

Innenstaatssekretär Schmid:

Volksfeste konstante
Fixpunkte in Bayern
„Landesweit gehört das

Volksfest in unseren Städten
und Gemeinden seit Jahr-
hunderten zu den konstanten
Fixpunkten im Jahr. Dies
soll trotz des zaghaften Kon-
sumverhaltens der Besucher
und der oftmals vorhande-
nen Sicherheitsbedenken bei
Menschenansammlungen
auch weiterhin so bleiben“,
stellte Innenstaatssekretär
Georg Schmid anlässlich der
Großkundgebung des Baye-
rischen Landesverbandes der
Marktkaufleute und der
Schausteller am 18. Februar
2004 in Augsburg die Be-
deutung der Volksfeste,
Märkte und Jahrmärkte her-
aus. Weitere Informationen
unter: www.stmi.bayern.de.
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Die unvollendete 
Föderalismusreform 
Von Dr. Georg Simnacher, Altlandrat und Altbezirkstagspräsident 

Die von Bundestag und Bundesrat eingesetzte Kommission zur
Modernisierung der bundesstaatlichen Ordnung (Föderalismus-
kommission) ist vorerst gescheitert. Kommunal betrachtet muss
dies noch kein Nachteil sein. Die Kommission hat von Anfang an
lediglich den Versuch gemacht, die Zuständigkeiten von Bund
und Ländern neu zu ordnen. Wichtige Reformaufgaben auf der
Grundlage des Deutschen Grundgesetzes und die damit während
eines halben Jahrhunderts gemachten Erfahrungen blieben aus-
gespart. Das gilt vor allem für das Kernproblem des Föderalis-
mus, dass nämlich zu viele der 16 Bundesländer am Tropf ande-
rer, des Bundes und der Länder, hängen und aus eigener Kraft
nicht leistungsfähig und europatauglich genug sind. 

Immerhin haben drei deutsche
Bundesländer nur die Durch-
schnittsgröße eines bayerischen
Bezirks, sieben entsprechen ihrer
Einwohnerzahl nach in etwa
dem Bezirk Oberbayern. Die Zu-
kunftsaufgabe des Bundes muss
zur Verminderung der enormen
Kosten des Länderfinanzaus-
gleichs (zum Beispiel im Jahre
2003 6,6 Milliarden Euro) auch
darin liegen, strukturell und leis-
tungsmäßig ausgeglichene Bun-
desländer zu bilden. 

Wettbewerb

Föderalismus hat auch mit
Wettbewerb zu tun. Diese Fra-
gestellung ist selbstverständlich
für die bayerischen Kommunen
relevant, zahlte doch der Freistaat
Bayern im Jahre 2003 mit rund
1,85 Milliarden Euro fast die
Hälfte seiner Leistungen im kom-
munalen Finanzausgleich an aus-
gleichsbedürftige Bundesländer. 

Besonders bedauerlich ist, dass
der Finanzausgleich und die Fi-
nanzverfassung, auch soweit die
Kommunen betroffen sind, aus-
geklammert bleiben. Die Reform
muss unbedingt einen wesentli-
chen Beitrag leisten, den kom-
munalen Ebenen aus ihrer finan-
ziellen Dauerkrise zu helfen. 

Kommunen gehören dazu

Die bisher diskutierte Reform
des deutschen Föderalismus be-
schränkt sich auf das Ziel, die
Gesetzgebungszuständigkeit zu
entflechten, was sicher be-
grüßenswert ist, das heißt auf
den staatlichen Dualismus. Zum
Föderalismus Deutschlands im
Sinne der Subsidiarität gehören
aber auch die Kommunen. Des-
halb ist der Föderalismusansatz
der Kommission zu kurz gefasst. 

Recht der Selbstverwaltung

Den Kommunen ist in Art. 28
Abs. 2 GG das Recht der Selbst-
verwaltung einschließlich den
Grundlagen ihrer finanziellen

Eigenverantwortung gewährleis-
tet. In den letzten Jahren wurde
aber vom Bund zunehmend
mehr vergessen, dass die ge-
nannte Bestimmung schon vor
der Aufgabenzuweisung durch
den Bund an die Kommunen
schützt. Die rechtlich bislang un-
geklärte Frage der Finanzie-

sprechenden Auswirkungen auf
die mangelnden kommunalen
Investitionen sind die Folge. 

Eigenartige Form 
der Selbstverwaltung

Dabei muss festgestellt wer-
den, dass es sich um eine eigen-
artige Form kommunaler Selbst-
verwaltung handelt, wenn der
Bund die Ausführung des So-
zialhilferechts bis in kleinste De-
tails regelt. Solches darf eigent-
lich nur im übertragenen Wir-
kungskreis geschehen. Die ge-
setzliche Qualifizierung der So-
zialhilfe als kommunale Selbst-
verwaltungsangelegenheit ist 
bei materieller Betrachtung der
Grundsätze des Kommunal-
rechts eine Fehlleistung. 

Sie ist inhaltlich höchstens for-
mell als Selbstverwaltungsange-
legenheit zu qualifizieren, ohne
dass deswegen eine Aussage ge-
troffen ist, ob dies im übertra-
genen oder eigenen Wirkungs-
kreis erfolgt. Auf Deutschland
bezogen hat sich die Problematik
dadurch verschärft, dass in der
Mehrzahl der Bundesländer das
Land selbst überörtlicher Sozial-
hilfeträger ist, während in der
Minderzahl, allerdings in den
großen Bundesländern, kommu-
nale Trägerschaften eingerichtet
wurden. Im ersten Bereich
stimmt die Verfassungsrechtsla-
ge des Grundgesetzes, bei der
zweiten Gruppe ist eine Ergän-
zung des Grundgesetzes drin-
gend erforderlich. 

Verfassung schützt 
die Kommunen

Zu ihrem Schutz brauchen die
Kommunen, denen die Verfas-
sung eine sehr hohe Rangstel-
lung einräumt, das Verfassungs-
recht. Es hat sich gezeigt, dass
den Kommunen kein genügen-
des Mitwirkungsrecht bei der
Bundesgesetzgebung einge-
räumt ist, was vor allem den
Bundesrat und den Vermittlungs-
ausschuss anbelangt. In diesem
Bereich brauchen sie eine ver-
stärkte Position für ihre Mitwir-
kung, vor allem auch, weil im
Vermittlungsausschuss oft genug
opportunistische, vordergründi-
ge, auch parteipolitische Rück-
sichtnahmen obsiegen, also nicht
so sehr das Recht, als vielmehr
die Politik. Zuviel ist im Rahmen
der Sozialgesetzgebung zu Las-
ten der Kommunen im letzten
Augenblick im Vermittlungsaus-
schuss beschlossen worden. 

Ergänzung im Grundgesetz

Im Grundgesetz muss klarge-
stellt werden, dass es keinen di-
rekten Durchgriff des Bundes
auf die Kommunen geben darf.
Es kann nicht angehen, dass der
Bund den Gemeinden Aufgaben
überweist. Die Garantenstellung
der Länder für ihre Kommunen
muss klar bleiben.

Schon jetzt versucht der Frei-
staat Bayern, sich dem neuen
bayerischen Konnexitäts-prinzip
nach Art. 83 BV zu entziehen,
indem er auf die bundesgesetzli-
che Veranlassung verweist. Es
besteht das dringende Bedürfnis,
den Art. 84 GG um die Bestim-
mung zu ergänzen: „Durch Bun-
desgesetz dürfen die Gemeinden
und Gemeindeverbänden Aufga-
ben nicht übertragen werden.“

Garantenstellung 

Art. 28 Abs. 2 GG legt fest,
dass zur Gewährleistung der
kommunalen Selbstverwaltung
auch die Grundlagen der finan-
ziellen Eigenverantwortung zäh-

Die Zahlen klingen nicht
nur dramatisch, sie sind es:
Allein die Ausgaben für die
Jugendhilfe sind seit dem In-
krafttreten des SGB VIII am 1.
Januar 1991 bundesweit von
rund 14,3 Milliarden Euro im
Jahr 1992 auf rund 20,2 Mil-
liarden Euro im Jahr 2002 ge-
stiegen. Die Nettoausgaben
im Sozialhilfebereich kletter-
ten von 20,28 Milliarden Euro
im Jahr 1998 auf 21,91 Milliarden Euro im
Jahr 2002. Angesichts der dramatischen Fi-
nanzsituation der Kommunen besteht deshalb
aktuell dringender Handlungsbedarf. 

Dankenswerter Weise hat die Bayerische
Staatsregierung im Bundesrat den Entwurf ei-
nes „Gesetzes zur Entlastung der Kommunen

im sozialen Bereich (KEG)“ eingebracht. Der
Bundesrat hat dieses Gesetz am 5. November
2004 angenommen und dem Bundestag zuge-
leitet, wo es demnächst behandelt werden soll. 

Das Gesetz hat das Ziel, insbesondere bei
einigen kostenträchtigen Leistungen eine wei-
tere Kostenbelastung der Kommunen zu ver-
meiden oder wenigstens deutlich einzudäm-
men. Die Änderungsvorschläge des Gesetzent-
wurfs beinhalten im Bereich der Kinder- und
Jugendhilfe unter anderem:
?die Einschränkung des Wunsch- und Wahl-
rechts der Leistungsempfänger, wenn dies
Mehrkosten verursacht;
?die Betonung des Nachrangs der Kinder- und
Jugendhilfe zu Selbsthilfe und Unterhalt;
?die Streichung der Leistungen für seelisch
Behinderte oder von einer solchen Behinde-
rung bedrohte junge Menschen und die
kohärente Wiedereingliederung in das gesetz-
liche System der Sozial- und Eingliederungs-
hilfe für Menschen mit Behinderungen;
?die Stärkung der Steuerungs- und Finanzver-
antwortung des Jugendamtes durch ein
grundsätzliches Verbot der Selbstbeschaffung
seitens der Leistungsempfänger;
?die gesetzliche Betonung des staatlichen
Wächteramtes bzw. des Schutzauftrages des
Jugendamtes;
?eine stärkere Kostenheranziehung von Eltern
und die Anrechnung des Kindergeldes in be-
stimmen Fällen. 

Im Bereich des Sozialhilfe-
rechts beinhaltet der Gesetz -
entwurf insbesondere folgen-
de Änderungsvorschläge:
? Die Ausweitung der Auf-
rechnungsmöglichkeit für den
Sozialhilfeträger;
? den Einsatz des Kindergel-
des in voller Höhe zur
Deckung der Kosten auch bei
Volljährigen in bestimmten
Fällen;
? sowie die Stärkung der Er-
benhaftung.

Außerdem beinhalten die
Änderungsvorschläge des Ge-

setzentwurfs die Einfügung einer generellen
Finanzkraftklausel bzw. eines Finanzierungs-
vorbehaltes für alle Bücher des Sozialgesetz -
buches und die Schärfung der Generalklau-
seln für die Missbrauchskontrolle. 

Im Bereich der Jugendhilfe werden die Aus-
gabesenkungen bzw. die Einnahmesteigerun-
gen auf rund 250 Millionen Euro, im Bereich
der Sozialhilfe auf 300 Millionen Euro jähr-
lich bundesweit geschätzt. Dazu kommen noch
die Einsparungen durch die Streichung der
Leistungen für seelisch Behinderte oder von
einer solchen Behinderung bedrohte junge
Menschen (§ 35 a SGB VIII) für  die es derzeit
auf Bundesebene keine exakten Zahlen gibt.
Aber gerade hier sind die Ausgaben in den
letzten Jahren geradezu explodiert! In der
Stadt Regensburg sind diese Ausgaben von
1998 bis 2004 um 1.407 Prozent (!) gestiegen.

Die Kommunen wollen und müssen auch in
Zukunft ihre bedeutenden Aufgaben im sozialen
Sicherungssystem unseres Landes erfüllen. Da-
zu müssen aber überzogene, nicht gerechtfer -
tigte Leistungsansprüche auf ein realistisches,
finanzierbares Maß weiter entwickelt werden.
Es nützt niemanden, insbesondere nicht den
Hilfebedürftigen, wenn die Kommunen heute
durch überzogene, nur durch Schulden finan-
zierte Sozialleistungen in eine so schwerwie-
gende finanzielle Schieflage gebracht werden,
dass sie morgen ihre sozialen Verpflichtungen
überhaupt nicht mehr erfüllen können.

Es liegt jetzt an der Bundesregierung und den
rot-grünen Regierungsfraktionen, ob den Kom-
munen endlich die dringend erforderlichen Ent-
lastungen im sozialen Bereich gewährt werden.
Die Kommunen warten mit Spannung, ob die
Bundesregierung ihren oftmaligen, diesbezügli-
chen Versprechungen nun endlich Taten folgen
lässt. Es wäre allerhöchste Zeit!

KolumneGZ Gerhard Weber

Entlastung der 
Kommunen im sozialen
Bereich muss kommen

rungsverantwortung für bundes-
gesetzgeberisch veranlasste,
kommunale Aufgaben geriet in
den letzten Jahren zu einem
enormen Ärgernis. Die kommu-
nale Finanznot führte durch die
Lastenverschiebung auf die Kom-
munen zu Gunsten des Bundes
zu einer Talfahrt der kommuna-
len Finanzen. Die Sozialhilfe ist
weithin dafür maßgebend. Die
vom Bund immer mehr in das
Sozialhilferecht direkt oder über
Verweisungen indirekt überwie-
senen Risiken, insbesondere
auch die Behindertenhilfe, lassen
den Kommunen für ihren eige-
nen Spielraum einen immer ge-
ringeren Anteil. Immer größe-
re Quoten der gemeindlichen
Deckungsmittel werden für bun-
desgesetzlich angeordnete Sozi-
alleistungen unausweichlich be-
ansprucht. Der Rückzug von
echten eigenen kommunalen
Aufgabenfeldern und die ent-

len. Der Adressat der Gewähr-
leistung ist freilich nicht defi-
niert. Es bleibt politisch und fi-
nanztechnisch in hohem Maße
erforderlich, dass, wenn der
Bund Mehrausgaben festlegt, er
stärker als bisher die Ausgaben-
last spürt, die mit Geldleistungs-
gesetzen verbunden sind. Die
Schutzlosigkeit von Ländern und
Kommunen bei derartigen Geset-
zen des Bundes muss ein Ende
haben und die finanzielle Garan-
tenstellung der Länder für die
Kommunen bedarf der grundge-
setzmäßigen Klarstellung. 

Verfassungsergänzung

Das Grundgesetz kennt zwar
das Konnexitätsprinzip nach Art.
104 a GG, aber nur im Verhältnis
vom Bund zu den Ländern. Die
Versuche, diese Bestimmung
entsprechend auf die Regelung
des Kostenausgleichs von Auf-
gaben, die den Gemeinden und
Gemeindeverbänden aufgrund
eines Bundesgesetzes übertragen
werden, ist in der juristischen Li-
teratur und Verfassungsrecht-
sprechung gescheitert. Dabei
herrscht Einigkeit darüber, dass
der jetzige Art. 104a Abs. 3 GG
seinem Funktionsauftrag nicht
gerecht wird. Die Verfassungs-
bestimmung bedarf deshalb
dringend der Erweiterung zu
Gunsten eines kommunalen
Konnexitätsprinzips. Der Bund
darf sich bei von ihm beschlos-
senen sozialen Großtaten nicht
durch Verlagerung von Aufga-
ben auf die Kommunen entlas-
ten. Den bestehenden Rechtszu-

Dr. Georg Simnacher.            ?

stand hat übrigens schon die
frühere Enquete-Kommission
zur Verfassungsreform kritisiert. 

Die zunächst gescheiterte Fö-
deralismusreform muss nicht tief
bedauert werden. Das Scheitern
gewährt den deutschen Kommu-
nen neue Chancen, dass der Fö-

Städtetag und Landkreistag zu Hartz IV: 

Kritik an Bundesagentur
Massive Kritik üben Bayerischer Städtetag und Bayerischer
Landkreistag am Verhalten der Bundesagentur für Arbeit beim
Vollzug von Hartz IV. Die Kommunen sind nicht mehr bereit, ta-
tenlos zuzusehen, wie die Bundesagentur die gemeinsam gebil-
deten Arbeitsgemeinschaften für die Bearbeitung des Arbeitslo-
sengeldes II zu ihren Außenstellen umfunktioniert heißt es in ei-
ner gemeinsamen Presseerklärung. 

Landkreistag und Städtetag
haben deshalb inzwischen einen
gemeinsamen Arbeitskreis für
die kommunalen Geschäftsfüh-
rer der Hartz IV-Arbeitsgemein-
schaften gegründet. Dessen Ziel
ist es, künftig mit einer Stimme
gegenüber der Bundesagentur
aufzutreten und sie zu mehr Part-
nerschaft und Kooperation zu
bewegen. 

Millionengrab Software

Ein ständiges Ärgernis beim
Vollzug der Hartz IV-Gesetze ist
u.a. auch das zentrale Software-
programm A2LL, das die Bun-
desagentur bei der Berechnung
und Auszahlung des Arbeitslo-
sengeldes II vorgibt. Die mit die-
sem Programm verbundenen vie-
len Abstürze, Fehler und Un-
zulänglichkeiten rauben den

kommunalen Mitarbeitern den
letzten Nerv. Das System ist viel-
fach nicht in der Lage, den Kom-
munen einen Überblick über ihre
Zahlungsvorgänge zu geben. Die
Kommunen empfehlen deshalb
der Agentur, das „Millionengrab
A2LL“ endlich zu schließen und
auf existierende dezentrale Pro-
gramme umzusteigen.

Einhaltung der Verträge 

Zunächst werden die Kommu-
nen auf die Einhaltung ihrer Ver-
träge pochen. Sollte sich die Si-
tuation bei der Zusammenarbeit
zwischen Bundesagentur und
Arbeitsgemeinschaften über die
Durchführung von Hartz IV
nicht verbessern, halten die
Kommunen eine Kündigung der
Verträge mit der Bundesagentur
für nicht ausgeschlossen. ?

deralismus gemeinsam mit den
Kommunen eine vollendete Lö-
sung erfährt und die Kommunen
aus ihrem unerbittlichen Finanz-
tief herauskommen, zumal ja der
Bund nach unserem Grundgesetz
weitgehend auch die kommunale
Einnahmeseite regeln darf.        ?

Große Bayerische 
Biographische Enzyklopädie

Wissenschaftsminister Goppel betont hohe 
Integrationskraft der Bayerischen Kultur und Geschichte

Die hohe Integrationskraft der Bayerischen Kultur und Ge-
schichte hat Wissenschaftsminister Thomas Goppel anlässlich
der Vorstellung der „Großen Bayerischen Biographischen Enzy-
klopädie“ betont. „Die hohe Integrationskraft, die der bayeri-
schen Kultur und Geschichte in ihrer Vielfalt zukommt, geht
durch alle gesellschaftlichen Schichten und ist Erfolgsfaktor für
Bayern“, hob der Minister hervor. „In der Spannung zwischen
Globalisierung und Regionalität, zwischen Tradition und Fort-
schritt gewinnt die Auseinandersetzung mit unserer Kultur und
Geschichte immer größere Bedeutung. Ihr kommt die Aufgabe
zu, ein ausgewogenes Verhältnis von Tradition und Fortschritt,
von Weltoffenheit und Heimatverbundenheit zu schaffen und
neben der heute erforderlichen globalen Weltsicht die Bindung
der Menschen an ihre Heimat zu fördern“, so Goppel.

12.000 prägende Persönlichkeiten 

In der „Großen Bayerischen Biographischen Enzyklopädie“
werden rund 12.000 Persönlichkeiten vorgestellt, die die bayeri-
sche Geschichte und das kulturelle Leben Bayerns seit dem
frühen Mittelalter geprägt haben. Die „Große Bayerische Bio-
graphische Enzyklopädie“ ist damit die umfangreichste Samm-
lung biographischer Artikel mit bayerischem Bezug. ?
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(Fortsetzung von Seite 1)
Staatswesen auseinander. Das
Scheitern der Föderalismuskom-
mission dürfe nicht das letzte
Wort gewesen sein. In diesem
Zusammenhang forderte er,
künftig bei einer Reform die Be-
lange der Städte und Gemeinden
intensiver zu berücksichtigen.
Schaidinger: „Wir werden uns

(Fortsetzung von Seite 1)
Zugleich forderte die Ministerin,
die Lohnnebenkosten durch eine
entschiedene Nutzung der vor-
handenen Spielräume bei der Ar-
beitslosenversicherung zu sen-
ken. „Ich denke hier insbesonde-
re an den Aussteuerungsbetrag
von rund 6,7 Milliarden Euro,
den die BA in diesem Jahr erst-
mals an den Bundeshaushalt
überweisen soll. Wenn man 
den voraussichtlichen Bundes-
zuschuss von ca. 4 Milliarden
Euro abzieht, finanziert Rot-
Grün über den Aussteuerungsbe-
trag den Bundeshaushalt mit
rund 2,7 Milliarden Euro - auf
Kosten der Beitragszahler in der
Arbeitslosenversicherung. Als
Sofortmaßnahme könnte durch
eine Abschaffung des Aussteue-

Brennpunkt Alpen - zwischen Klimawandel und Leichtsinn:

Die weiße Pracht und ihre Gefahren
Beckstein und Schnappauf stellen Erweiterung des automatischen Messnetzes 

im Lawinenwarndienst vor: „Freistaat verstärkt Vorsorge“
Berchtesgaden. Innenminister Dr. Günther Beckstein und Um-
weltminister Dr. Werner Schnappauf nahmen im schwer er-
reichbaren Kernbereich der Berchtesgadener Alpen auf 1420
Meter Höhe die 16. automatische Mess-Station in den bayeri-
schen Alpen namens „Kühroint - Funtenseetauern“ offiziell in
Betrieb. Die neue Station liefert detaillierte Klima-, Schnee- und
Wetterdaten und komplettiert damit das automatische Mess-
netz, das einen wesentlichen Vorsorgebaustein im Lawinen-
warndienst darstellt. Kostenpunkt: Über eine Million Euro. 

Die Daten des automatischen
Messnetzes sind dabei eine we-
sentliche Entscheidungsgrundla-
ge für die Beurteilung der aktuel-
len Lawinenlage durch die örtli-
chen Lawinenkommissionen.

Da sich der Alpenraum zuneh-
mend zur Erholungslandschaft
ersten Ranges entwickelt, wer-
den immer mehr Menschen mit
der Lawinengefahr konfrontiert -
sei es als Verkehrsteilnehmer auf
Gebirgsstraßen, als Gäste in
Wintersportorten oder als Ski-
Bergsteiger. Der Ski- und Snow-
board-Sport verzeichnet eine
wachsende Zahl von Tiefschnee-
Enthusiasten. Ein immer größe-
rer Kreis von Touren- und Vari-
antenfahrern wagt sich in lawi-
nengefährdetes Gelände. 

Wichtige Synergieeffekte

Umweltminister Schnappauf
befürchtet insbesondere, dass
durch die Klimaerwärmung vor
allem die Niederschläge zuneh-
men. Damit steige die Gefahr
vermehrter Lawinenabgänge.
Die bayerische Antwort darauf
sei eine konsequente Vorsorge -
auch im Lawinenwarndienst.
Dabei könnten aus Umweltbeob-
achtung und Lawinenschutz
wichtige Synergieeffekte erzielt
werden. Mit Lawinen sei im Ge-
birge überall zu rechnen. Unwis-
senheit, Routine und Leichtsinn
seien oftmals Gründe für folgen-
schwere Unfälle. Wer den Tief-
schnee abseits gesicherter Pisten
suche, sei auf eigenes Risiko un-
terwegs und müsse über die ört-
liche Schneesituation Bescheid
wissen.

Voller Erfolg

Beckstein wiederum wertete
die Arbeit der Lawinenwarnzen-
trale und der rund 400 Ehren-
amtlichen, die als Mitglieder der
32 örtlichen Lawinenkommis-
sionen und Lagebeobachter en-
gagiert ihre verantwortungsvolle
Arbeit verrichten, als vollen Er-

folg. Die Sicherheitsbehörden,
insbesondere die Gemeinden,
wurden bei der Lageeinschät-
zung und den zu treffenden Fol-
gerungen bestens beraten, erklär-
te Beckstein. So habe es seit der
Einführung des Lawinenwarn-
dienstes in Bayern vor 38 Jahren,
im von Lawinenkommissionen
überwachten Gebiet nicht einen
einzigen tödlichen Lawinenun-
fall gegeben. Im gleichen Zeit-
raum starben abseits gesicherter
Wege und Pisten über 100 Men-
schen in Lawinen. 

Beckstein hob auch den wich-
tigen Beitrag der Bayerischen
Polizei im Lawinenwarndienst
hervor. Die Mitwirkung von Po-
lizeibergführern im Lehrteam
der Lawinenwarnzentrale und
Polizeibeamten in den Lawinen-
kommissionen stelle ein unver-
zichtbares Bindeglied zwischen
den unterschiedlichen Aufga-
benbereichen der Lawinenwar-
nung dar.

Leben vom Tourismus

MdL Anton Kern stellte die
Vorteile des qualifizierten Um-
gangs mit den Naturgefahren
heraus. Viele landwirtschaftliche
Betriebe im bayerischen Alpen-
raum würden vor allem im Win-
ter vom Tourismus leben. Dank
der engagierten Arbeit der Lawi-
nenkommissionen und der Vor-
sorgemaßnahmen werde den Gä-
sten auch abseits der touristi-
schen Zentren Erholung und
Entspannung geboten. Landrat

Georg Grabner (Berchtes-
gadener Land) wies in diesem
Zusammenhang darauf hin, dass
Sicherheit ein nicht zu unter-
schätzender wirtschaftlicher
Faktor sei. Auch Fremdenver-
kehrsämter und Hoteliers hätten
den Wert des Lawinenwarndien-
stes zu schätzen gelernt. Mit La-
winensicherheit lasse sich durch-
aus aktiv für die Region werben.

Pflichtlektüre

Der Lawinenlagebericht sei
angesichts der aktuellen Gefahr
Pflichtlektüre jedes Wintersport-
lers, hob der für die Koordination
zuständige Leiter der Lawinen-
warnzentrale, Dr. Bernhard Zen-
ke, hervor. Außerdem sollten la-
winenbedingte Sperrungen von
Straßen und Pisten unbedingt be-
achtet werden. Um die aktuelle
Lawinensituation in den bayeri-
schen Alpenregionen zu ermit-

teln, werden die Wetter- und
Schneeverhältnisse von Beob-
achtern zwei Mal täglich zusam-
mengetragen. Der Aufbau der
Schneedecke wird in zwei Dut-
zend Schneemessfeldern regel-
mäßig untersucht. Der Arbeits-
schwerpunkt des Lawinenwarn-
dienstes liegt  aufgrund der geo-
graphischen Gegebenheiten zu
über 70 Prozent in Oberbayern.

Informationen im Internet

Ab sofort werden für Bergfüh-
rer, Skitourengeher und Winter-
wanderer im neu gestalteten In-
ternetauftritt der Lawinenwarn-
zentrale auch wöchentliche, re-
gionale Schneedeckenberichte
für sechs Gebiete des Bayeri-
schen Alpenraums veröffent-
licht. Dazu wird die Farbe der
Gefahrenstufe sechs Regionen
und den dazugehörigen Höhen-
stufen visuell zugeordnet. 

Dieser neue Service, der einen
schnellen optischen Überblick
über die Gefahrensituation im
bayerischen Alpenraum gibt,
und der tägliche Lawinenlagebe-
richt sind unter www.lawinen-
warndienst-bayern.de abrufbar.

jedenfalls nicht damit abfinden,
dass man uns auf die Stehplätze
verweist oder bestenfalls an
Katzentische setzt und die kom-
munalen Belange nur nachran-
gig erörtert werden.“ 

Privatisierungszwänge 
und Rosinenpickerei

Für dramatisch hält der Vorsit-
zende die massiven Privatisie-
rungszwänge, denen die Städte
und Gemeinden zunehmend
ausgesetzt sind. Es sei nicht ak-
zeptabel, dass beispielsweise
Krankenhäuser, die städtische
Versorgungswirtschaft oder
auch die Pflege hilfsbedürftiger
Menschen privatisiert werden
sollen, während der Versor-
gungsauftrag für die Städte und
Gemeinden weiter bestehe, weil
die Gewährleistungsverpflich-
tung nicht privatisiert wird.
Schaidinger: „Im Grunde findet
Rosinenpickerei statt.“ 

Kommunale Betriebssteuer

Als geradezu skandalös be-
zeichnete der neue Verbandschef
den Umstand, dass nicht nur die
Wirtschaftsverbände und die
FDP die Gewerbesteuer abschaf-
fen wollen, „sondern dass es
auch in den Unionsparteien der-
artige Beschlüsse und Konzepte
gibt“. Schaidinger wies nach-
drücklich darauf hin, dass bisher
kein Verfechter der Abschaffung
der Gewerbesteuer darlegen
konnte, wie das bisherige Ge-
werbesteueraufkommen von 27
Milliarden Euro finanziert wer-
den soll. Er erneuerte den Vor-
schlag des Städtetags, die Ge-
werbesteuer durch die Umwand-
lung in eine kommunale Be-
triebssteuer zu revitalisieren.

Ruf nach sicherer Finanz ...

Städte brauchen gesicherte
Finanzausstattung

Vollversammlung verabschiedete Resolution
Um die Städte als konkurrenzfähige Wirtschaftsstandorte zu
erhalten und den Verfall der städtischen Infrastruktur der
Schulen und Straßen umzukehren, stellte die Vollversamm-
lung des Bayerischen Städtetags folgende Forderungen auf: 
? Die Gewerbesteuer, die sich erfreulicherweise etwas erholt
hat, darf nicht in Frage gestellt werden. Sie muss im Gegenteil
im Rahmen einer Gemeindefinanzreform zu einer kommunalen
Betriebssteuer ausgebaut werden, die alle Unternehmen steuer-
pflichtig macht, die von der Infrastruktur der Städte profitieren.
? Der seit Jahren unaufhaltsame Anstieg der Sozialausgaben
muss gestoppt werden. Die Städte erwarten für 2005, dass Bund
und Länder die Kommunen durch Hartz IV tatsächlich um 2,5
Milliarden Euro entlasten. Zugleich fordern sie vom Bundestag,
dass er das vom Bundesrat vorgelegte Gesetz zur Kostenentla-
stung der Kommunen im sozialen Bereich so schnell wie mög-
lich aufgreift. Damit könnten die Kommunen bundesweit pro
Jahr um 550 Millionen Euro entlastet werden.
? Die Städte warnen den Freistaat Bayern, mit seiner Sparpoli-
tik insbesondere die Investitionen im Bereich der Krankenhäu-
ser und Pflegeheime zu gefährden. Dies führt vor allem im Hin-
blick auf die demographische Entwicklung zu unerträglichen Si-
tuationen für die Betroffenen.
? Die Städte erwarten, dass die Gespräche zur Reform des Fö-
deralismus wieder aufgenommen werden. Sie fordern, dass sie
an diesen Gesprächen als gleichberechtigte Partner beteiligt wer-
den. Schließlich ist die kommunale Finanzkrise vielfach darauf
zurückzuführen, dass der Bund teure Gesetze beschlossen hat,
ohne den Gemeinden dafür ausreichend Gelder für den Vollzug
zur Verfügung zu stellen. Deshalb verlangen sie vom Bund, dass
er künftig darauf verzichtet, Aufgaben auf die Kommunen zu
übertragen, ohne für die Finanzierung einzustehen. DK

Was das erklärte Ziel des Frei-
staats, die Netto-Neuverschul-
dung bis zum Jahr 2006 auf Null
zurückzuführen, anbelangt, for-
derte der Politiker den Staat auf,
zuerst seine Schulden bei den
Kommunen abzubauen: „Hier
steht er nämlich bei uns in der
Kreide, in dem er gewährte Zu-
schüsse in immer kleineren Ra-
ten und immer längeren Zeiträu-
men auszahlt.“ Der Städtetags-
chef warnte davor, Finanzpolitik
auf dem Rücken der Kommunen
zu gestalten: „Was nützt es die-
sem Land, wenn der Staat mit
seiner Netto-Neuverschuldung
von Null glänzt und die soziale
und kulturelle Infrastruktur in
den Städten kaputt gespart wird?“

Änderungsbedarf

Auch beim innerbayerischen
Umlagensystem sieht der Re-
gensburger OB Änderungsbe-
darf. Es könne nicht sein, dass
sich der Finanzminister und die
Präsidenten der kommunalen
Spitzenverbände beim Finanz-
ausgleich in der Erwartung eini-
gen, dass damit die Umlagen sta-
bil gehalten werden „und danach
ein Bezirk nach dem anderen
seine Umlagen erhöht“. 

Schaidinger forderte den Ge-
setzgeber auf, durch geeignete
Maßnahmen die Sätze der Kreis-
und Bezirksumlagen zu begren-
zen: „Es kann nicht beim Ach-
selzucken bleiben, wenn
kreisangehörige Städte Kassen-
kredite aufnehmen müssen, um
Kreisumlagen zu bezahlen.“ Zu-
gleich appellierte der Verbands-
vorsitzende an die kommunale
Familie, einen Schulterschluss
zu finden, denn nur dann habe
sie eine Chance, sich Gehör zu
verschaffen. DK

Wie läuft Hartz IV ...
rungsbetrages der Beitrag zur
Arbeitslosenversicherung um 0,3
Beitragspunkte auf 6,2 Prozent
gesenkt werden“, erklärte Christa
Stewens und fügte hinzu: „Vor
dem Hintergrund der Rekord-
marke von 5 Millionen Arbeits-
losen wäre dies ein wichtiger
Schritt: die Lohnnebenkosten zu
senken und so die Einstellung
von Arbeitnehmern zu erleich-
tern.“

Enormer Arbeitsdruck

Durchaus unterschiedlich ge-
stalteten sich die nachfolgenden
Erfahrungsberichte. Für die Ar-
beitsgemeinschaften sprach
zunächst Rolf Schreyer, Ge-
schäftsführer der ARGE Günz-
burg. Sein Fazit: „Hartz IV läuft

schlecht. Der Arbeitsdruck ist
enorm. Es gibt erhebliche offene
Führungsfragen. Die technische
Kommunikation ist miserabel.
Für Kreativität und Eigeninitiati-
ve ist in diesem System kein
Raum.“ Endlos, so Schreyer, sei
die Zahl an Neubewilligungen,
hier sei kein Ende der Entwick-
lung absehbar. Überlagert würde
die unbefriedigende Situation
durch verärgerte Bürger, die sich
über unverständliche Bescheide
(Rechtsmittel werden in 10 Pro-
zent der Fälle eingelegt) und zu
lange Wartezeiten echauffierten.
Der Antragstau sei schlichtweg
zu hoch, betonte Schreyer, und
der personelle Umfang aller-
dings auch für dieses System zu
klein, wobei „das Chaos ohne
kommunales Personal schon
perfekt wäre“. Schreyer gab der
Hoffnung Ausdruck, spätestens
im Juni trotz aller Widrigkeiten
„die Sache zum Laufen zu brin-
gen“, um dann ein vernünftiges
Arbeitsmarktkonzept erstellen
zu können.   

Zwei Kulturen

Als Vertreter der Bundesagen-
tur für Arbeit wies Dr. Franz
Prast, stellvertretender Vorsit-
zender der Geschäftsführung der
Regionaldirektion Bayern, den
Vorwurf zurück, wonach „Stati-
stikbereinigung vor Integration“
gehe. Zwar träfen im Rahmen ei-
nes komplexen Gesetzeswerks
zwei Kulturen aufeinander, je-
doch müsse daraus kein „Kultur-
kampf“ entstehen. In Bayern ge-
be es keinen „Fleckenteppich
von Zuständigkeiten“ wie in an-
deren Bundesländern, bemerkte
Prast. Der Zustand in den AR-
GEN sei überschaubar, der
Löwenanteil an Mitarbeitern
komme aus den Kommunen.
Diese würden benötigt, um die
Betreuungsverhältnisse zu reali-
sieren. Mit einem Erfassungs-
stand von 99 Prozent bei der Lei-
stungsgewährung stehe Bayern
dank des Engagements der
Kommunen und BA-Mitarbeiter
an der Spitze. Die Sollstärke
noch nicht erreicht habe man im
Bereich Markt und Integration,
einige ungeklärte Fragen gebe es
in punkto Zuständigkeit bei den
optierenden Kommunen. Auf-
grund der Tatsache, dass die Im-
plementierungskosten nicht opti-
mal durch Anschubkosten finan-
ziert wurden, und es mehr Lei-
stungsnehmer gibt als ursprüng-
lich angenommen, stelle sich die
Frage „nach einem finanziellen
Nachschlag des Bundes“.

Ungerechter Wettbewerb

Erlangens Oberbürgermeister
Dr. Siegfried Balleis, der für eine
optierende Kommune sprach,
bezeichnete den Wettbewerb der
Systeme als „vollkommen unge-
recht“ und plädierte dafür, „ent-
sprechend nachzubessern“. Er
nannte „fünf Bleigewichte, mit
denen wir an den Start gehen“:
1. Ungleichbehandlung gegen-
über den Arbeitsgemeinschaften.
Optierende Kommunen werden
als Rehaträger definiert, die AR-
GE nicht.
2. Ungenügende finanzielle Aus-
stattung. Das mindestens 12fa-
che von zugestandenen 35 Mio.
Euro wäre vonnöten, um zu ei-
nem gerechten Wettbewerb zu
kommen. Wenn es hier keine
vernünftige Lösung gibt, wird al-
les auf dem Rücken der Lei-
stungsbezieher ausgetragen.
3. Frage der Mehrwertsteuerbe-
lastung bei Beschäftigungsge-
sellschaften.
4. Zuständigkeit für Aufstocker.
Problematik: Bundesagentur
verabschiedet sich zusehends.
5. Doppelzuständigkeit im Be-
reich Jugendarbeitslosigkeit.
Hier wären sinnvolle Lösungen
angebracht.

Parlamentarische Initiative

Vor diesem Hintergrund for-
derte Balleis die CDU/CSU-

Fraktion auf, eine parlamentari-
sche Initiative in den Bundestag
einzubringen, um die massive
Ungleichbehandlung von Opti-
onskommunen zu beenden. An-
dernfalls würde die zentrale Ab-
sicht der Unionsfraktion, näm-
lich zu beweisen, „dass es die
Kommunen tatsächlich besser
können“, konterkariert.

Der Landkreis München hat
sich laut Landrat Heiner Janik
dazu entschlossen, eine nicht op-
tierende Kommune ohne ARGE
zu sein, da er nicht die geringste
Lust hat, „sich das politische
Problem des Arbeitsmarktes an
das kommunalpolitische Bein
binden zu lassen“. Es liege ihm,
Janik, fern, „für Schröder und
Konsorten die Kastanien aus
dem Feuer zu holen“. Im übrigen
zähle der Landkreis München 
zu einem der zehn deutschen
Landkreise, die Verfassungsbe-
schwerde gegen SGB II einge-
reicht haben.

Auskunftspflicht

Nachteile der vom Landkreis
München verfolgten Trennung
sei die Anmeldung bzw. Bei-
tragszahlung zur Sozialversiche-
rung. Als Problempunkte führte
Janik den Mangel an Auskunfts-
pflicht gegenüber den Kommu-
nen sowie die unbefriedigende
Zusammenarbeit mit der Bun-
desagentur für Arbeit an. Diese
sei zentral geführt, so dass bei
seinen Mitarbeitern der Eindruck
entstanden sei, für sie gebe es
keinen Spielraum, wenn eine
Weisung aus Nürnberg erfolgt.
Fakt sei auch, „dass zwei ver-
schiedene Softwaresysteme zur
Anwendung kommen, eine ech-
te Eingliederung gegenwärtig
nicht erfolgt und echte Auswer-
tungen nicht möglich sind“.  

Flexibilisierung 
des Arbeitsrechts

In der anschließenden Diskus-
sion mahnte Gudrun Grieser,
Oberbürgermeisterin der optie-
renden Kommune Schweinfurt,
eine Flexibilisierung des Arbeits-
rechts an. „Fördern und fordern“
laute das Gebot der Stunde.
Hanns Dorfner, Landrat des
ebenfalls optierenden Landkrei-
ses Passau, sprach davon, „gut
vorangekommen“ zu sein. 500
bis 600 Fälle mehr als prognosti-
ziert hätten bearbeitet werden
müssen. Im Wissen, „dass wir
wohl draufzahlen werden“, plä-
dierte Dorfner für mehr Verant-
wortung der Trägerschaft und
votierte darüber hinaus dafür,
„die Zuständigkeitsregelung klar
und deutlich zu machen“.       DK

Berlin. Wer als Arbeitslo-
sengeld-II-Empfänger einer
geringfügigen Beschäftigung
nachgeht, soll nach Auffas-
sung der Kommunen mehr
von seinem Lohn behalten
dürfen. Es sei kein wirklicher
Anreiz zur Aufnahme eines
Mini-Jobs, wenn der Betrof-
fene von dem Verdienst nur
15 Prozent behalten dürfe.

Das sagte der Hauptge-
schäftsführer des Deutschen
Städte- und Gemeindebun-
des Gerd Landsberg in ei-
nem dpa-Gespräch in Berlin.
„Die Grenze sollte auf 20 bis
30 Prozent erhöht werden,
damit das Ziel erreicht wird,
Betroffene wieder ans Ar-
beitsleben heranzuführen.“

Der Kommunalvertreter
mahnte auch eine Auf-
stockung der Mittel des
Bundes für Eingliederungs-
maßnahmen von derzeit
rund 9,8 Milliarden Euro
an. Von diesem Betrag ent-
fallen rund 6,6 Milliarden
Euro direkt auf Maßnahmen
der Integration in den Ar-
beitsmarkt. KK

Langzeitarbeitslose
brauchen besseren
Zuverdienst-Anreiz
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Keine Hintertür mehr offen
Deponierung unvorbehandelter Abfälle ab 2005 nicht mehr gestattet

Der Generalanwalt hat am 30.11.2004 seine Schlussanträge in
der Rechtssache Deponiezweckverband Eiterköpfe gegen das
Land Rheinland-Pfalz vorgelegt. Nach Auffassung des General-
anwalts sind die ab dem 01. 06. 2005 zu erfüllenden Vorgaben
der deutschen Abfallablagerungsverordnung mit Europäischem
Recht vereinbar. Der bvse-Bundesverband Sekundärrohstoffe
und Entsorgung begrüßt die Haltung des Generalanwalts und
betont, dass damit für Ausnahmeregelungen „keine Hintertür
mehr offen“ sei. 

Der Sachverhalt des Aus-
gangsverfahrens: Der Deponie-
zweckverband Eiterköpfe be-
treibt die Zentraldeponie Eiter-
köpfe. Bei der zuständigen
Behörde hat der Deponiebetrei-
ber beantragt, vom 31. 05. 2005
bis zum 31. 12. 2013 lediglich
mechanisch vorbehandelte Ab-
fälle ohne Einhaltung der Zuord-
nungswerte des Anhangs 1 der
Abfallablagerungsverordnung
(TOC und Glühverlust) auf be-
stimmten Deponieabschnitten
abzulagern. Nachdem der Antrag
abgelehnt worden war, hat der
Deponiebetreiber Klage einge-
reicht und das Verwaltungsge-
richt Koblenz hat dem Europäi-
schen Gerichtshof Fragen zur
Europäischen Deponierichtlinie
vorgelegt, um klären zu lassen,
ob das für Abfalldeponien gel-
tende Gemeinschaftsrecht be-
stimmte nationale Bestimmun-
gen zulässt, die verstärkte
Schutzmaßnahmen vorsehen. 

Beurteilung 
des Generalanwalts 
vom 30. 11. 2004 

In seiner Gesamtbeurteilung
kommt der Generalanwalt zu
dem Ergebnis, dass die in Artikel
176 EG-Vertrag aufgestellte Vor-
aussetzung, dass nationale Vor-
schriften mit einem höheren
Schutzniveau im Einklang mit
dem Vertrag stehen, in jedem der
im Hinblick auf die Deponie-
richtlinie untersuchten Fälle er-
füllt sind. In der weitaus über-
wiegenden Zahl der Fälle folgt
der Europäische Gerichtshof den

Schlussanträgen des Generalan-
waltes. 

Stellungnahme des bvse

Nach Auffassung des bvse
(Bundesverband Sekundärroh-
stoffe und Entsorgung e.V. )
zeichnet sich auf Grundlage der
Beurteilung des Generalanwalts

ab, dass der Fahrplan zur Umset-
zung der Abfallablagerungsver-
ordnung und der TASI in
Deutschland eingehalten wird.
bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer: „Diejeni-
gen, die auf Ausnahmeregelun-
gen gesetzt haben, befinden sich
auf dem Holzweg. Die mittel-
ständischen bvse-Recycler und
Entsorger begrüßen diese Ent-
wicklung. Der Antrag des Gene-
ralanwaltes ist ein wichtiger Mei-
lenstein, weil die erforderliche
Nachsorgesicherheit für Deponi-
en nur durch einen hohen Inerti-
sierungsgrad erreicht werden
kann, der alleine durch eine me-
chanische Zerkleinerung nicht

Getrenntsammlung:

Optimierung wird geprüft
Gemeinsame Erfassung von Verpackungen und Restmüll

steht derzeit nicht zur Debatte 

Eine Steigerung der Effizienz bei der Verwertung von Ver-
packungen wird auch künftig ein Schwerpunkt verschiedener
Projekte und wissenschaftlicher Untersuchungen bleiben. Dies
ist das Ergebnis der Fachtagung „Getrennterfassung auf dem
Prüfstand – Erste Ergebnisse“, die gemeinsam vom nordrhein-
westfälischen Umweltministerium sowie der Duales System
Deutschland AG in Berlin durchgeführt wurde. 

Eine Aufgabe der getrennten
Erfassung von Leichtverpackun-
gen (LVP) und Restmüll ist auf
der Grundlage des gegenwürti-
gen wissenschaftlichen Kennt-
nisstandes nicht absehbar. Viele
Konsequenzen einer möglichen
gemeinsamen Sammlung seien
derzeit noch ungewiss, so die
eingeladenen Experten. Insbe-
sondere sei zweifelhaft, ob eine
gemeinsame Erfassung von
Leichtverpackungen und Rest-
müll tatsächlich eine deutliche
Kostenersparnis zum derzeit
praktizierten Sammelsystem
bringen würde. Klar sei aller-
dings, dass lokale Strukturen
entscheidend für die zukünftige
Ausgestaltung der Wertstoffer-
fassung und -sortierung seien.

Materialqualität 
und Marktfähigkeit

Darüber hinaus wiesen die
Fachleute darauf hin, dass die in
Deutschland erreichte Material-
qualität der aussortierten Wert-
stoffe und damit die Marktfähig-
keit der daraus hergestellten
Endprodukte bei der Vermi-
schung von LVP und Restmüll
gefährdet sei. Auch das Umwelt-
bewusstsein der Menschen – für
97 Prozent der Bundesbürger ist
Mülltrennung der wichtigste per-
sönliche Beitrag zum Umwelt-

schutz – könne irreparablen
Schaden nehmen. Zudem sei bei
einer Vermischung von LVP und
Restmüll die Kostenzuordnung
zwischen der öffentlich-rechtli-
chen sowie der privat finanzier-
ten Abfallwirtschaft schwierig.

Mehr Daten nötig

„Die Ergebnisse vieler einzel-
ner Projekte zeigen, dass wir
noch eine breitere Datengrundla-
ge benötigen, um Entscheidun-
gen zur Zukunft der Getrennter-
fassung treffen zu können“, so
Diether Buchmann, Vorstands-
mitglied der Duales System
Deutschland AG. „Die von Ex-
perten geforderten Langzeitver-
suche wird die Duales System
Deutschland AG unterstützen,
wenn die wirtschaftlichen und
vertraglichen Rahmenbedingun-
gen für eine mögliche praktische
Umsetzung nach den Versuchen
geklärt sind. Eine Aufgabe der
getrennten Sammlung steht der-
zeit nicht zur Debatte.“ Das Dua-
le System arbeite weiter an der
Effizienzsteigerung des Ver-
packungsrecyclings und erprobt
dazu neue abfallwirtschaftliche
Verfahren. „Wir werden auch
künftig Schrittmacher sein, um
Recycling besser, effizienter und
kostengünstiger zu machen“, so
Buchmann weiter. ?

Ausgezeichneter 
Umweltmanager

Bernd Wiederhold, Umweltmanager von GEALAN Fenster-
Systeme, ist neuer Botschafter des Umweltpaktes Bayern. Die
Ernennungsurkunde überreichte Staatssekretärin Emilia Mül-
ler im Rahmen der Länderkonferenz „Umweltpartnerschaften“.
Einer Ernennung geht die Bereitschaft voraus, sich in der 
Öffentlichkeit für den Gedanken des Umweltschutzes zu enga-
gieren und dafür aktiv zu werben. 

Mit der Ernennung wird das
Engagement des Umweltbeauf-
tragten gewürdigt, der sich schon
seit vielen Jahren für die Verbrei-
tung eines betrieblichen Um-
weltschutzes einsetzt. 

Bei GEALAN Fenster-Syste-

me hat er bereits im Jahr 1996
ein Umweltmanagementsystem
eingeführt und damit umfangrei-
che Erfahrungen in Sachen Um-
weltschutz, Rechtssicherheit
oder Ressourcen- und Kos-
teneinsparung gesammelt, die er
als Botschafter des Umweltpak-
tes weitergeben will. 

Vereinbarung 
auf Gegenseitigkeit

Der Umweltpakt Bayern ist ei-
ne Umweltschutzvereinbarung
auf Gegenseitigkeit zwischen
der bayerischen Wirtschaft und
der Bayerischen Staatsregierung.
Bereits der Umweltpakt von
1995 hat zu einer spürbaren Ver-
besserung des betrieblichen Um-
weltschutzes und zur Verringe-
rung der Umweltauswirkungen
im Freistaat geführt. 

Mit seiner Partnerschaft auf
dem Grundprinzip der Freiwil-
ligkeit, Eigenverantwortung und
Kooperation, hat das bayerische
Modell des Umweltpaktes Nach-
ahmer im In- und Ausland ge-
funden. Schon mehr als die Hälf-
te der deutschen Bundesländer
ist diesem positiven Beispiel ge-
folgt. So auch der benachbarte
Freistaat Thüringen, wo Bernd
Wiederhold die Firma GEALAN
seit fünf Jahren im Umweltaus-
schuss der IHK Ostthüringen in
Gera vertritt. ?

Umwelt-Staatssekretärin Emilia Müller überreichte Bernd Wie-
derhold die Ernennungsurkunde in der Industrie- und Handels-
kammer München und Oberbayern. ?

möglich ist. Er ist aber auch des-
halb ein richtiger Ansatz, weil al-
le Ausnahmeregelungen zu un-
vertretbaren Wettbewerbsverzer-
rungen führen würden. Fischer: 

Fairer Wettbewerb

Wir wollen gleiche Spielre-
geln für alle, denn erst dann ist
fairer Wettbewerb unter Einhal-
tung hoher ökologischer Stan-
dards möglich,“ betonte Fi-
scher. Für den bvse-Hauptge-
schäftsführer liegt es auf der
Hand, dass eine Aufweichung
der Standards einer Aushöh-
lung des Verwertungsvorranges
gleichkomme und im Ergebnis
ein klarer Verstoß gegen die
Zielhierarchie des Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz
wäre. „Das kann nicht unser
Weg sein.“ ?

Europäisches Forum: 

Die Zukunft der Altölentsorgung 
Wie die Zukunft der Altölentsorgung in Deutschland und Euro-
pa aussieht, ist momentan Gegenstand intensiver politischer und
fachlicher Diskussionen. Das Europäische Forum zur Altölver-
wertung bietet ausführlich Gelegenheit die zentralen Punkte im
Bereich Altölsammlung, -aufbereitung und -verwertung im
Kreis von Experten zu diskutieren. 

Das bvse-Forum wird sich am
10. März 2005 mit den politi-
schen und wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen, aber auch in-
tensiv mit Praxisthemen be-
schäftigen. 

Die Vorträge

Das Einstiegsreferat zum
Thema „Entwicklung des eu-
ropäischen Altölrechts und
mögliche Konsequenzen für die
nationale Umsetzung“ hält Dr.
Karl Biedermann vom Bundes-
ministerium für Umwelt, Na -
turschutz und Reaktorsicher-
heit. Roger Cresswell von der
Oil Recycling Association, be-
richtet über die Sammlung und
das Recycling von Altöl in
Großbritannien und Jacques
Ledure, Sita Belgium, infor-

miert über die Altölentsorgung
in Belgien. Ein Vertreter der At-
las Environmental Ltd. stellt
das Altölrecycling in Irland vor.
Im Anschluss an diese Länder-
berichte wird Knut Sander vom
Ökopol Institut für Ökologie
und Politik GmbH eine „Stoff-
strom- und Marktanalyse zur
Sicherung der Altölentsorgung“
vorstellen und Kai Wagner vom
Bundesministerium für Wirt-
schaft und Arbeit berichtet über
die „Erfahrungen mit der Um-
setzung der Altölverordnung“. 

Vorrang der Aufbereitung

Der zweite Teil des Forums
gilt der unternehmerischen Pra-
xis und beginnt mit einem Refe-
rat von RA Dr. Olaf Konzak,
ZENK Rechtanwälte, zum Vor-
rang der Altölaufbereitung. bvse-
Vizepräsident Bernd Brock-
mann, Hermann Brockmann
Recycling GmbH, informiert
über die „Optimierung der Altöl-
sammlung hinsichtlich Qualität
und Quantität vor dem Hinter-
grund rückläufiger Altölmengen.
Im Anschluss daran schildert der
Vorsitzende des bvse-Altölaus-
schusses Guido Schmidt, KS
Recycling GmbH, die Situation
der Altölraffination im harten
Wettbewerb um Altöle. Zum Ab-
schluss des Praxisteils wird Enri-
co Fischer von der Lafarge Ze-
ment GmbH zum Thema „Die
Rolle des Einsatzes von Altöl in
der Zementindustrie unter verän-

derten Rahmenbedingungen“ re-
ferieren. 

Vollzug aus Ländersicht

Der dritte Teil des Europäi-
schen Forums Altölverwertung
beschäftigt sich unter Leitung
von bvse-Hauptgeschäftsführer
Hans-Günter Fischer mit dem
Vollzug aus Sicht der Länder.
Hier berichten und diskutieren:
RD Wolfgang Güntner, Bayeri-
sches Landesamt für Umwelt-
schutz, MR Wigbert Kreutzberg,
Ministerium für Landwirtschaft,
Umweltschutz und Raumord-
nung des Landes Brandenburg,
RD`in Rosemarie Christian-
Bickelhaupt, Hessisches Mini-
sterium für Umwelt, Landwirt-
schaft und Forsten sowie MR Dr.
Christel Wies, Ministerium für
Umwelt und Naturschutz, Land-
wirtschaft und Verbraucher-
schutz des Landes Nordrhein-
Westfalen. 

Anmeldungen über die bvse-
recyconsult GmbH, Hohe Straße
73, 53119 Bonn, Telefon
0228/98849-0, Fax 0228/98849-
99. Teilnahmegebühr: 399 €; für
bsve-Mitglieder 199 €. ?

Altpapier und
seine Bedeutung

Seit Beginn der achtziger Jah-
re wurden die ökologischen Vor-
züge des „Recyclingproduktes“
Altpapier verstärkt herausgear-
beitet. Altpapier ist mittlerweile
der wichtigste Rohstoff der deut-
schen Papier- und Kartonindus-
trie. Unternehmen, die den Roh-
stoff Altpapier verwenden, ha-

ben teils bedeutende Preisvortei-
le im Vergleich zu Primärroh-
stoffen. Durch den Einsatz von
Altpapier als Sekundärrohstoff
werden bei den Verwertern ne-
ben den wirtschaftlichen Vortei-
len größere Energiemengen bei
der Produktion eingespart und
damit wichtige Ressourcen ge-
schont. 

Erfasst wird Altpapier sowohl
bei gewerblichen Anfallstellen
als auch bei privaten Haushal-
tungen. Neben der möglichst ge-
trennten Erfassung liegt die
wichtigste Voraussetzung für die
Verwertung gebrauchter Papiere
in der qualifizierten Sortierung
durch die Sekundärrohstoff- und
Recylingbranche. Das Altpapier
durchläuft bei den Mitgliedsun-
ternehmen des bvse eine qualita-
tiv hochwertige Sortierung. Hier
geht es um die Abtrennung pa-
pierfremder Bestandteile, uner-
wünschter Papiere und Pappen
sowie die Bildung definierter
Papiersorten. Über 60 Altpa-
piersorten gehören zum Stan-
dardprogramm. ?
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Kunststofffenster-Recycling an der Uni München

Lernen für’s Leben
Universität heißt Lernen für’s Leben. Und lernen in Sachen
Nachhaltigkeit. Chemie - das ist ein Studium mit hohen An-
sprüchen. Denen wurden die alten Räumlichkeiten an der
Technischen Universität München nicht mehr gerecht. Im
Januar rückten Bagger und Abrissbirne an, um Platz zu
schaffen für neues Wissen und ein neues Gebäude.

Die rund 1.000 alten Fenster aus Aluminium, Holz und PVC
landeten dabei nicht im Bauschutt und auf der Deponie, sondern
wurden zuvor demontiert und zur Wiederverwertung gesam-
melt. Darunter allein 60 Tonnen Kunststofffenster. Bei ihnen er-
möglicht die Chemie ein fast vollständiges Recycling. Denn aus
alten Kunststofffenstern kann man wieder sortenreines PVC ge-
winnen. Und das mindestens sieben Mal. Möglich machen das
das Recycling-Know-how der deutschen Fensterprofilhersteller
und ihr gemeinsames Bekenntnis zum nachhaltigen Wirtschaf-
ten. Die deutsche Kunststofffensterbranche hat sich freiwillig
hohe Recyclingziele gesteckt und eine eigene Service-Gesell-
schaft, die Rewindo GmbH, gegründet, um diese Ziele auch zu
erreichen.

So ist Rewindo ein Beispiel für praktizierte Ressourcenscho-
nung und Verantwortung für eine Welt, in der auch morgen die
Chemie stimmen muss.

Abgeholt wurden die Altfenster aus dem Unigebäude von der
VEKA Umwelttechnik, einem Recyclingpartner der Rewindo.
In den hochmodernen Recyclinganlagen in Behringen wurden
sie dann verarbeitet. Ein Sammelsystem für alte Kunststofffen-
ster gibt es übrigens deutschlandweit. Und wertvolle Informa-
tionen dazu über die Rewindo. ?

Kunststofffenster:

Hohe Recyclingquote
Rewindo, das ist die Fenster-Recycling-Initiative der führen-
den deutschen Kunststoffprofilhersteller. Die Aufgabe von
Rewindo: Umsetzung der freiwillig vereinbarten Wiederver-
wertungsziele der europäischen PVC-Branche. Die Leistun-
gen von Rewindo: Information, Service und auch Dokumen-
tation der erzielten Recyclingquoten.

So wurde jetzt das für 2004
zu erwartende Abfallmengens-
zenario für gebrauchte PVC-
Fenster vorgelegt. Ermittelt
wurden die Zahlen von einer
unabhängigen Beratungsgesell-
schaft. Bezogen auf die erfass-
bare, verfügbare Menge aller
alten PVC-Fenster liegt die vor-
aussichtliche Recyclingquote in
diesem Jahr damit bei über 40
Prozent. Am Ende diesen Jah-
res werden die tatsächlichen
Abfallzahlen dann noch einmal
von unabhängigen Dritten bei
den Recyclingpartnern der
Rewindo geprüft und doku-
mentiert.

„Wir sind auf einem guten
Weg, aber es gibt noch viel zu
tun“, so Michael Vetter, Ge-
schäftsführer der Rewindo, mit
Blick auf das nächste Ziel: eine
Recyclingquote von 50 Prozent
in 2005. Gefragt ist deshalb ein
noch größeres Engagement spe-
ziell von Fensterbauern und Ab-
bruchunternehmen, das bundes-

weit organisierte Sammel- und
Recyclingsystem für PVC-Alt-
fenster zu nutzen. Recycling-
quote für Kunststofffenster in
diesem Jahr über 40 Prozent.
Ein positiver Schritt auf dem
Weg zur vollständigen Wieder-
verwertung.

Know-how der Partner

Die 2005 in Kraft tretende Ab-
lagerungs-Verordnung und das
Ablaufen der Übergangsfristen
der TA Siedlungsabfall werden
jedenfalls für steigende Depo-
niekosten sorgen. Michael Vetter
hofft, dass damit auch das Be-
wusstsein steigt, dass nachhalti-
ges Wirtschaften nicht nur öko-
logisch Sinn macht, sondern
auch ökonomisch überzeugt.

„Bis zu einer Recyclingquote
von 100 Prozent ist es noch ein
langer Weg“, so Michael Vetter.
„Mit dem Know-how unserer
Recyclingpartner Tönsmeier
Kunststoffe und VEKA Umwelt-

CO²-Bilanz verbessert
Mit einem ganzen Bündel von Maßnahmen wird in der Pyroly-
seanlage Burgau daran gearbeitet, den Energie- und Betriebs-
mittelverbrauch zu senken. Während einzelne Projekte wie z.B.
die Erweiterung des Abhitzekessels bereits abgeschlossen sind,
befinden sich andere wie Einbau eines Energiekontrollsystems
in der Vorbereitungsmaßnahme. Durch Optimierung in der
Fahrweise konnte 2004 bereits ein deutlicher Erfolg verzeichnet
werden: Die für die An- und Abfahrvorgänge benötigte Heizöl-
menge hat sich um die Hälfte verringert. „Durch die Einsparung
von rund 80.000 Litern dieses fossilen Brennstoffs wurden rund
200 Tonnen weniger Kohlendioxid in die Atmosphäre ausge-
stoßen und ein weiterer Beitrag zum Klimaschutz geleistet“,
freut sich Günzburgs Landrat Hubert Hafner.              Hans Joas

technik und einer konsequenten
Kommunikationspolitik versu-
chen wir, diesen Weg möglichst
schnell und gradlinig zu be-
schreiten.“ ?

Getrennte Sammlung
von Haushaltsabfällen

Immer wieder wurde das baldige Ende der getrennten Samm-
lung von Abfällen vorausgesagt. Die Vision: Maschinen trennen
vollautomatisch den Abfall - Glas, Papier, Verpackungen und
Restmüll. Der Tenor der Berichte war, dass wir im Haushalt nur
noch eine Abfalltonne bräuchten und damit alles einfacher wür-
de. Wie wird es also in Zukunft sein? Müssen wir in Kürze zu
Hause den Müll nicht mehr trennen? Garantiert das den bishe-
rigen hohen Standard im Umweltschutz? Und schließlich: Ist
dies preiswerter für die Verbraucher? 

Derzeit testen verschiedene
Unternehmen in aufwändigen
Versuchen, wie gut eine maschi-
nelle Trennung funktioniert, falls
so genannte Leichtverpackungen
- also Kunststoff-, Metall-, Ver-
bundverpackungen - nicht ge-
trennt erfasst werden. Das Um-
weltbundesamt (UBA) begleitet
und dokumentiert einige dieser
Versuche. Generell hält man eine
stärker auf stoffstromorientierte
Ressourcenschonung ausgerich-
tete Neuorientierung der Abfall-
wirtschaft für erforderlich. We -
sentliche Bausteine sind dabei
die weitgehende und hochwerti-
ge Verwertung sowie die Aus-
schleusung schadstoffhaltiger
Abfallströme oder -produkte.

Werkstoffliche Verwertung

Bisher gilt, dass die werkstoff-
liche Verwertung der weitgehend
sortenrein gewonnenen Abfälle
den höchsten Beitrag zur Res-
sourcenschonung leistet. Dabei
ist die getrennte Sammlung bis
heute das Mittel der Wahl, um
die für die hochwertige Verwer-
tung erforderliche Qualität der
Sekundärrohstoffe zu erzeugen.
Die separate Erfassung ist nur
dann durch die nachträgliche
Aufbereitung gemischt erfasster
Abfälle ersetzbar, wenn diese
mindestens dieselbe Leistung
hinsichtlich Menge und erforder-
licher Reinheit stofflich zu ver-
wertender Abfälle erbringt und
sie entweder kostengünstiger ist
oder ihre Mehrkosten durch er-
heblich höhere Leistungen ver-
tretbar sind. 

Die derzeit praktizierte ge-
trennte Sammlung kann jedoch
hinsichtlich Qualität und Quan-
tität der erfassten Abfälle und
auch im Hinblick auf die Kosten
weiter optimiert werden. Gleich-
zeitig gibt es für die Herstellung
der erforderlichen Sortenreinheit

mittlerweile technische Entwick-
lungen - etwa optimierte Sortier-
techniken, neue Entsorgungssys-
teme -, die möglicherweise die
getrennte Sammlung für einzel-
ne Abfallarten zukünftig ent-
behrlich werden lassen. 

Falls thermische Behand-
lungsanlagen in Zukunft hin-
sichtlich der energetischen und
stofflichen Verwertung (Dampf,
Strom, Metalle, Schlacke) öko-
logisch optimiert werden und
falls sich mechanische Sortier-
verfahren als eine ökologische
und ökonomische Alternative er-
weisen, wird die getrennte
Sammlung nur noch dann „öko-
logisch wettbewerbsfähig“ sein,
wenn auch das Gesamtsystem
„getrennte Sammlung + stoffli-
che Verwertung“ optimiert wird. 

Auch wenn sich künftig alter-
native Wege für eine Separie-
rung der Abfälle in verwertbare
Fraktionen und Rückführung der
Wertstoffe auftun, wird die ge-
trennte Sammlung nicht flächen-
deckend ersetzt. Möglicherweise
werden sich verschiedene Ent-
sorgungskonzepte entwickeln.
Die Produktverantwortung muss
jedoch  Grundlage des Abfall-
rechts bleiben. 

Überprüfung

Vor diesem Hintergrund hält
das UBA eine Überprüfung der
bisherigen Erfassungspraxis für
erforderlich. Zur Praxis der ge-
trennten Sammlung sieht man
derzeit keine Alternative. Um
auf neue Randbedingungen fle-
xibel und zielgerichtet reagieren
zu können, will das UBA die
Entwicklung ökologisch und
ökonomisch aussichtsreicher Al-
ternativen (technische Neuerun-
gen, (kartell-) rechtliche Ent-
wicklungen, Neubewertung von
Verwertungssystemen) sorgfältig
und zeitnah beobachten und be-
gleiten. 

Die getrennte Sammlung wird
für die folgenden Abfallfraktio-
nen auch in Zukunft nicht in Fra-
ge gestellt: Papier / Pappe / Kar-
tonagen, Verbundkarton, Behäl-

terglas / Bildschirmglas, Textili-
en, Elektro-/Elektronik-Geräte
und Leuchtstoffröhren. 

Eine Beobachtung und Bewer-
tung der weiteren Entwicklung
sieht das UBA im Hinblick auf
die im folgenden betrachteten
Abfallströme als sinnvoll an: 

Die getrennte Sammlung von
Bioabfällen ist erforderlich, um
als Ergebnis von Sammlung und
Behandlung (Kompostierung
oder Vergärung) ein schad- und
störstoffarmes, hygienisch ein-
wandfreies Düngemittel oder
Kultursubstrat herzustellen. In
Sammelgebieten, in denen diese
Bedingungen für eine stoffliche
Verwertung nicht erfüllt sind, ist
die energetische Nutzung der
Bioabfälle in einer Müllverbren-
nungsanlage (MVA) eine Alter-
native und leistet dann einen
nennenswerten Beitrag zum Kli-
maschutz, wenn die Anlage über
einen hohen Energienutzungs-
grad verfügt. 

Die getrennte Sammlung von
(Geräte-)Batterien ist rechtlich
vorgeschrieben. Verpackungs-
kunststoffabfälle sollen einer
werkstofflichen verwertet wer-
den. Die rohstofflichen Verfah-
ren des DSD weisen etwas gerin-
gere ökologische Vorteile als die
werkstoffliche Verwertung auf. 

Über die - aus Umweltschutz-
sicht - günstigsten Entsorgungs-
wege für Nichtverpackungs-
kunststoffabfälle und für die in
den Restabfall gelangenden Ver-
packungskunststoffe liegen ge-
genwärtig noch keine ausrei-
chenden Erkenntnisse vor. Das
UBA prüft unter anderem, in-
wieweit es sinnvoll ist, weitere
Kunststoffabfälle gemeinsam
mit Verpackungskunststoffen zu
erfassen. Darüber hinaus beob-
achtet das UBA Aktivitäten, die
darauf zielen, Kunststoffe mit-
tels neuer Sortierverfahren aus
dem Restabfall zu gewinnen.  

Metalle können durch ge-
trennte Sammlung erfasst als
auch in Abfallbehandlungsanla-
gen mit Hilfe von Magnetab-
scheidern aussortiert werden. Ei-
sen (FE-)-Metalle lassen sich mit
der maschinellen Sortierung in
Abfallbehandlungsanlagen ohne
technische Schwierigkeiten zu
circa 95 % rückgewinnen. In Ab-

hängigkeit vom FE-Metallgehalt
im Input fallen - bezogen auf ei-
ne Tonne Abfall - etwa 2,5-5 %
verwertbares FE-Metall an. Die
Verwertung der Eisenmetalle als
Stahlschrott in Stahlwerken aus
der getrennten Sammlung und
aus der maschinellen Sortierung
in Abfallbehandlungsanlagen
(MVA, MBA), kann als gleich-
wertig angesehen werden. 

Im Hinblick auf Nicht-Eisen
(NE-)-Metalle kann in Abfallbe-
handlungsanlagen mit weitge-
hender Trocknung und Vereinze-
lung der Abfälle auf die getrenn-
te Erfassung verzichtet werden.
Auch aus der Rostasche thermi-
scher Abfallbehandlungsanlagen
werden NE-Metalle in Verwer-
tungsqualität rückgewonnen und
vermarktet (circa 0,1-0,5 % pro
Tonne Abfall). 

Optimierte 
Schlackeverwertung

Im Sinne einer optimierten
Schlackeverwertung, bei der 
Aluminium und Kupfer als Stör-
stoffe auftreten, sind diese im
Vorwege abzutrennen. Die ge-
trennte Erfassung wird heute nur
für Verpackungsabfälle aus Me-
tallen durchgeführt, wobei die
getrennte Erfassung der Geträn-
kedosen über das Pfandsystem
erfolgt. Die maschinelle Aussor-
tierung hingegen erfasst alle Ab-
fallbestandteile aus Eisen- und
Nicht-Eisen-Metallen. Es sind
aber noch nicht alle Abfallbe-
handlungsanlagen mit einer ma-
schinellen Aussortierung aus-
gerüstet. 

FE-Metalle sollten möglichst
in allen MVA und MBA aussor-
tiert werden, um künftig auch die
nennenswerten Mengen der
Nichtverpackungs-Metalle in den
Wertstoffkreislauf zurück führen
zu können. Die Verpackungsab-
fälle aus Kunststoff, Papier, Ei-
sen, Aluminium und Verbund-
material werden überwiegend
gemeinsam erfasst (Gelbe Ton-
ne). Die Sortierung in die einzel-
nen Sekundärrohstoffqualitäten
bis hin zu einzelnen Kunststoff-
sorten und die Abtrennung des in
einigen Regionen sehr hohen
Restmüllanteils erfordern eine
aufwändige Sortierung. ?
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V. l.: Theo Zellner, Präsident des Bayerischen Landkreistages
und Landrat des Landkreises Cham sowie die beiden ost-
bayerischen Bundestagsabgeordneten Klaus Hofbauer und
Ernst Hinsken. ?

Ostbayerisches Fachgespräch zum Thema Strukturpolitik:

Schulterschluss zwischen 
Wirtschaft und Politik 

Ostbayerns Politik und Wirtschaft bekennen sich ausdrücklich
zur Europäischen Union (EU). Die Osterweiterung der EU eröff-
net dem ostbayerischen Raum Chancen, die durch aktives Han-
deln konsequent zu nutzen sind. 

Der mit der Erweiterung der
Europäischen Union zum 1. Mai
2004 zusätzlich in Gang gesetzte
Entwicklungsprozess erfährt
diesseits und jenseits der Bei-
trittsgrenzen eine besondere Dy-
namik. Dieser ist jedoch noch
lange nicht abgeschlossen und
muss weiterhin aktiv gestaltet
werden. Die sich eröffnenden
Möglichkeiten können nur dann
genutzt werden, wenn die Her-
ausforderungen und Risiken klar
definiert und die vorhandenen
Anpassungsprobleme Berück-
sichtigung finden. Im Jahr 2005
werden die entscheidenden Wei-
chenstellungen in der Ausgestal-
tung der zukünftigen europäi-
schen Strukturförderung in der
neuen Förderperiode ab 2007
vorgenommen. Hier ist die Bun-
desregierung in besonderem
Maß gefordert, die nationalen
Handlungsspielräume zu gestal-
ten und dabei die spezielle Lage
der ostbayerischen Wirtschaft
und der Kommunen im Grenz-
bereich zu berücksichtigen. 

Sondersituation
der Grenzregionen 

Die Grenzregionen zu den
neuen Mitgliedsstaaten der EU
befinden sich in einer Sondersi-
tuation und bedürfen deshalb der
Unterstützung und Förderung.
Hervorzuheben ist dabei die Re-
gion Ostbayern. Während die
ostdeutschen Gebiete noch bis
2013 vorrangige EU-Höchstför-
derungen (plus Solidarpakt bis
2019) erhalten werden, drohen
dem ostbayerischen Grenzraum
zu Tschechien enorme Kürzun-
gen in der Strukturförderung. In
keinem anderen Grenzgebiet
sind das Lohn-, Steuer- und För-
dergefälle und die damit einher-
gehenden Probleme für die Wirt-
schaft und die Kommunen so
gravierend wie zwischen Bayern
und Böhmen. Die strukturpoliti-
schen Erfolge der letzten Jahre
werden dadurch gefährdet. An
den ehemaligen EU-Außengren-
zen wird der Grundstein für ein
gesundes Zusammenwachsen
von alten und neuen EU-Mit-
gliedstaaten gelegt (Reißver-
schlussfunktion der Grenzregio-
nen für die europäische Eini-
gung). Deshalb ist in diesen Re-
gionen besonderes Augenmerk
auf die Strukturförderung zu
richten. Hierbei spielt das Förd-
ergefälle eine besondere Rolle,
das weder im Vergleich zu den
neuen EU-Staaten noch zu Ge-
bieten auf deutscher Seite zu gra-
vierenden Wettbewerbsverzer-
rungen führen darf. Seit Mai
2004 sind die tschechischen
Grenzregionen Höchstförderge-
biete, wohingegen Förderungen

auf deutscher Seite schon jetzt
weitaus geringer sind bzw. nach
den im Raum stehenden Vor-
schlägen aufgrund der finanziel-
len Ausstattung sogar komplett
wegfallen könnten. 

Durch die vorgesehenen Re-
gelungen der zukünftigen EU-
Strukturpolitik besteht die Ge-
fahr, dass die ostbayerischen
Grenzregionen die bisherigen
Fördermöglichkeiten ganz ver-
lieren. Ein Herausfallen aus der
Förderung darf aber aufgrund
des notwendigen Bedarfs unse-
rer Region nicht zugelassen wer-
den. Vielmehr müssen die ost-
bayerischen Grenzregionen bei
der Bewältigung der mit der Er-
weiterung zusammenhängenden
Herausforderungen und Schwie-
rigkeiten in besonderem Maß
unterstützt werden. Hierfür ist
eine strukturpolitische Unterstüt-
zung der Anpassungsprozesse
unerlässlich.

Besonders förderungswürdig

Die Europäische Kommission
hat dies erkannt und sieht die
ehemaligen EU-Grenzregionen
in ihrem Vorschlag für eine
Strukturgrundverordnung als be-
sonders förderungswürdig an.
Für die Umsetzung dieses Vor-
schlags müssen sich besonders
die Bundesregierung, der Bun-
destag, das Europäische Parla-
ment sowie die Europäische
Kommission einsetzen. 

Die ostbayerische Politik und
Wirtschaft fordern deshalb: 
1. Der von der EU-Kommission
anerkannte Förderungsbedarf
der ostbayerischen Grenzregio-
nen muss in die europäischen
Leitlinien zur Strukturförderung
aufgenommen werden. 
2. Die Förderung der bayerisch -
tschechischen Grenzregion muss
auf eine solide finanzielle Basis
gestellt werden. 
3. Das starke Fördergefälle zwi-
schen den Grenzregionen und
den neuen EU-Nachbarstaaten
muss abgemildert werden. 
4. Der durch die Osterweiterung
dringend notwendige Ausbau
der grenzüberschreitenden Ver-
kehrsinfrastruktur (Schiene und
Straße) muss vorangetrieben
werden. 
5. Die Gemeinschaftsaufgabe
„Verbesserung der regionalen
Wirtschaftsstruktur“ (GA) muss
auf nationaler Ebene als Förder-
instrument weiterentwickelt und
finanziell so ausgestattet werden,
dass der künftige Beihilferah-
men im Interesse der Grenzre-
gionen genutzt werden kann.
Dazu müssen die Grenzregionen
ausdrücklich als eigenständiges
Fördergebiet in die GA aufge-
nommen werden. Diese muss je-

doch so ausgestaltet sein, dass
ein nationales Fördergefälle zwi-
schen den ostbayerischen Regio-
nen ausgeschlossen wird.
6. Beihilferechtlich muss sich
die Bundesregierung dafür ein-
setzen, dass nationale Hand-
lungsspielräume in der Regio-
nalpolitik zurückgewonnen wer-
den, um damit die nationalen
Strukturmaßnahmen zu stärken. 
7. Die nationale und euro-
päische Strukturpolitik muss
verstärkt zur Unterstützung
von kleinen und mittelständi-
schen Unternehmen ausgerich-
tet werden.
8. Es muss ein spezielles Grenz-
gürtelprogramm zur Förderung
der von der Osterweiterung be-
troffenen Regionen geschaffen
oder zumindest als eigenständi-
ges Ziel in bestehende Förder-
programme integriert werden. 
9. Der Verwaltungsaufwand be-
züglich der jeweiligen Förder-
maßnahmen der Länder, des
Bundes und der EU muss durch
Konzentration der Mittel, durch
Erfolgskontrolle, durch eine Ver-
einfachung der Abläufe und Ver-
lagerung von Entscheidungspro-
zessen vermindert und verein-
heitlicht werden. 
10. Bund und Land müssen die
Kommunen von den überbor-
denden Sozialkosten entlasten,
damit die Kommunen in die La-
ge versetzt werden, die Kofinan-
zierung der europäischen Pro-
gramme vorzunehmen. Dadurch
können von den Kommunen
Wirtschaftsimpulse gegeben
werden. ?

17. Heiligenstädter Gespräch:

„Altern auf dem Lande“
Heiligenstadt - Mit dem „Altern auf dem Lande“ setzten sich die
17. Heiligenstädter Gespräche auseinander. Zu diesem brisanten
Thema hatte das „Institut für Entwicklungsforschung im ländli-
chen Raum Ober- und Mittelfrankens e.V.“ hochkarätige Red-
ner vorwiegend aus dem universitären Bereich eingeladen. 1.
Vorsitzender Bezirkstagspräsident a.D. Edgar Sitzmann konnte
besonders Staatssekretär Jürgen W. Heike willkommen heißen,
der mit einem Impulsreferat in die Materie einführte. Gut be-
sucht war das „spezialisierte Forum für Forschung, Wis-
senstransfer, Meinungsaustausch und der Förderung von Ko-
operationsmöglichkeiten“, wie es Heike formulierte. Mit der
Überreichung eines Promotionspreises von Fränkischen Univer-
sitäten an Dr. Ulrich Ermann von der Uni Erlangen-Nürnberg
klang die Veranstaltung aus.

Helmut Krämer, 1. Bürger-
meister des Marktes Heiligen-
stadt, der für das Institut seine
„Örtel-Scheune“ zur Verfügung
stellt, konnte stolz seine Ge-
meinde als Vorreiter in Sachen
Senioren vorstellen. Ein großes
Familienzentrum sei in den Ort
integriert und eine letztes Jahr
gegründete Senioreninitiative
solle die alten Menschen nicht
nur unterhalten, sondern auch
fordern.

Moderator Prof. Dr. Boris
Braun von der Universität Bam-
berg wies auf die spürbaren
Konsequenzen hin, die Überalte-

rung und Bevölkerungsschrump-
fung für den ländlichen Raum
haben wird. In Ober- und Mittel-
franken seien nur die Landkreise
Bamberg und Forchheim erfreu-
liche Ausnahmen. Besonders
dramatisch könnte sich jedoch
die Entwicklung in den Land-
kreisen Selb, Wunsiedel, Kro-
nach gestalten. Neue Anforde-
rungen an die Infrastruktur in
den Bereichen Verkehr, Wohnen
und Versorgen, würden gestellt.
Ein Verlust an wirtschaftlicher
Dynamik sei durch die Abwan-
derung junger Menschen in
große Städte auf der Suche nach

attraktiven Ausbildungs- und
Beschäftigungsmöglichkeiten zu
befürchten. Bisherige Einrich-
tungen wie Schulen- und Kin-
dergärten könnten überflüssig
werden, Alters- und Pflegeheime
fehlen. Durch die sinkende Steu-
erkraft bestünde die Gefahr, dass
Gemeinden nicht mehr in der
Lage sind, ihre Vorsorgeeinrich-
tungen zu finanzieren und auf-
recht zu erhalten. Zudem könnte
der ländliche Raum noch mehr
die Standortqualitäten für die ge-
werbliche Wirtschaft verlieren. 

Aktive Kultur

Andererseits ergäben sich
durch die attraktive Lage auch
Chancen, etwa der Zuzugsraum
für „junge Alte“ (Ruhesitzwan-
derungen) oder durch Angebote
im Fremden- und Freizeitver-
kehr sowie im Wellness-Bereich.

Von einer neuen, aktiven Kul-
tur des Alterns sprach auch
Staatssekretär Heike in seinem
Impulsreferat. Altern in Gesund-
heit, Zufriedenheit und Selbstän-
digkeit sei erstmals realistisch

möglich. Die Gesellschaft der
Langlebigen dürfe nicht von
vorn herein als Schreckgespenst
gesehen werden. Ein Baustein
für materielle Sicherheit im Al-
tern ist für Heike das bayerische
Rentenkonzept. Die klaren fami-
lienpolitischen Signale des Kin-
derbonus und der Kinderrente ab
2005 seien Wegweiser. 

Weichenstellungen für sich
ändernde Infrastrukturen auf
dem Lande müssten heute vorge-
nommen werden. So fördere das
Sozialministerium im Raum
Forchheim - Bamberg das insbe-
sondere für Demenzkranke ent-
wickelte und erprobte Projekt
KLAR mit 122.000 Euro. Hand-
lungsbedarf bestehe auch für die
Bereitstellung von Angeboten für
ein möglichst langes, unabhängi-
ges Wohnen in der alten Umge-
bung. Alternativen zu den Pflege-
heimen müssten möglich sein -
vom betreuten Wohnen zu Hause
bis zu Hausgemeinschaften.

Im Rahmen der Veranstaltung
wurde einem jungen Geographen
aus Erlangen der „Professor-Ot-
to-Meyer-Promotionspreis 2004“
verliehen. Dr. Ulrich Ermann
konnte mit seiner Dissertation
über „Regionalprodukte“ ein
Gremium von fränkischen Wis-
senschaftlern überzeugen. eo

OB Hartwig Reimann:

Deutscher Rekordhalter
Schwabach (wefa) - Er hält nicht nur den bayerischen, sondern
auch den deutschen Rekord: Hartwig Reimann, der Oberbür-
germeister von Schwabach, ist seit 35 Jahren im Amt und somit
dienstältester Oberbürgermeister im Lande. 

Die kommunalpolitische Kar-
riere war ihm nicht in die Wiege
gelegt. Ganz im Gegenteil: Hart-
wig Reimann (66), der gebürtige
Westpreuße, wurde früh zum
Kriegswaisen. Das Studium der
Rechts- und Staatswissenschaf-
ten führte ihn in den sechziger
Jahren nach Erlangen, nach sei-
ner zweiten juristischen Staats-
prüfung (von 394 Bewerbern lie-
ferte er die siebtbeste Arbeit ab)
wurde er Regierungsrat im baye-
rischen Finanzministerium. 

Die Wahl zum Schwabacher
Oberbürgermeister 1970 war für
den SPD-Mann die entscheiden-
de Zäsur. Sechs Mal bestätigten
ihn die Wähler seither. Bis 2006
reicht seine Amtszeit. 

„RegioPress“, der Informati-

onsdienst der Region Nürnberg,
beschreibt das Phänomen:
„Schwabach hatte nach dem
Zweiten Weltkrieg erst zwei
Oberbürgermeister.“ In einem In-
terview mit „N-RP“ räumt der
66-jährige OB vor dem Hinter-
grund der kommunalen Klagen
ein: „Mit ihrer finanziellen Situa-
tion waren die Gemeinden und
Städte noch nie zufrieden. Immer
war von Katastrophe und Chaos
die Rede. Aber heute ist der Ein-
bruch qualitativ so massiv wie
noch nie.“

Reimann, der seit 1980 Mit-
glied im Vorstand des Bayeri-
schen Städtetags ist und von
1986 bis 1999 dem Bayerischen
Senat angehörte, ist heute froh,
dass die Dominanz des Münch-
ner Raumes nicht mehr so gra-
vierend ist. Das liegt wohl auch
daran, dass er alle Initiativen
nach Kräften unterstützt hat, die
eines im Sinn haben: die Zusam-
menarbeit der Städte im fränki-
schen Ballungsraum (Nürnberg,
Fürth, Erlangen, Schwabach).
Allerdings sieht er die Bedro-
hung für die interkommunale
Kooperation inzwischen woan-
ders, nämlich bei der EU. Euro-
pa greife ungeheuer intensiv in
das kommunale Leben ein, stellt
er fest. Wie das Verhältnis der
Gemeinden zum Bund und
Land auch sein wird, eines weiß
er: „Die Kommunen sind und
bleiben die letzten, die die Hun-
de beißen.“

Seit 35 Jahren im Amt

In den 35 Jahren seiner Amts-
zeit hat sich Hartwig Reimann
verdient gemacht, nicht nur in
Schwabach (die Stadt verlieh ihm
die goldene Bürgermedaille),
sondern auch im Freistaat (Träger
des Bayerischen Verdienstordens)
und international (Ehrenbürger
der französischen Partnerstadt
Les Sables d’Olonne).

Der sechsfache Vater ist sich
in vielem treu geblieben und das
begründet seine Popularität in
der Goldschlägerstadt. Früher ist
er Radrennen gefahren, heute
begnügt er sich mit weniger stra-
paziösen Touren. Immerhin ist er
häufig bis an die französische
Atlantikküste gestrampelt. Weni-
ger anstrengend ist ein anderes
Hobby von ihm: Sänger in der
Schwabacher Kantorei. ?
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„Ich werde die gute Clau-
dia mal ins Gebet nehmen
müssen, damit sie ihre Ausflü-
ge in die große Politik ein 
bisschen einschränkt.“ Mein
Chef, der Bürgermeister, las
stirnrunzelnd den neuesten
Stadtratsantrag seiner Lieb-
lingsstadträtin Dr. Claudia
Elfer.

Sie will einen Beschluss
herbeiführen, in dem der
Stadtrat fordert, die NPD zu
verbieten. Ein aktuelles, populäres, vielleicht
sogar ein bisschen populistisches Thema. Es ist
ja leider so, dass nicht nur die politischen Foli-
enbohrer mit Selbstüberschätzung, sondern
manchmal auch begabte Leute, die sich unter-
fordert fühlen, den Drang haben, um jeden
Preis ihren Namen ins Gespräch bringen zu
müssen, ohne Rücksicht darauf, ob das Gremi-
um für die Angelegenheit zuständig ist oder
nicht.

Ehrlich gesagt schwankt mein Chef, ob er ei-
ne solche Debatte überhaupt will. Eignet sich
das Thema für den Stadtrat? Haben die Leute
Verständnis dafür, wenn wir uns mit dieser Fra-
ge auseinandersetzen? Was bringt ein Verbot?
Wenn man zynisch sein wollte, dann müsste
man den NPDlern im sächsischen Landtag ei-
gentlich dankbar sein, dass sie bei der Gedenk-
stunde für die Holocaust-Opfer so rasch die
Maske haben fallen lassen.

Denn das Ergebnis der sächsischen Land-
tagswahlen war wohl noch nicht aufrüttelnd ge-
nug für unsere Gesellschaft. Die extremisti-
schen Parteien von links und rechts wurden da-
mals so stark, dass eine abgewatschte CDU
und eine SPD, die mit einem Ergebnis von un-
ter 10 Prozent keinen Volkspartei-Anspruch
mehr erheben kann, in eine Koalition wider
Willen gezwungen wurden. So etwas hatte es
seit der Weimarer Republik in Deutschland
nicht mehr gegeben. 

Diese Analyse dürfte allerdings nicht überall
als politisch korrekt gelten, denn die PDS ist
zwar die nahtlose Fortsetzung der SED und be-
steht reihenweise aus alten kommunistischen
Kadern, die im realen Sozialismus wacker für

den Erhalt der Diktatur, die
Zwangshaft von 17 Millionen
Deutschen im Ostblock und
gegen Freiheit, Pluralismus
oder Marktwirtschaft gekämpft
haben. Aber ihr ist die Ca-
mouflage gelungen, sich als
regierungsfähige politische
Kraft zu verbrämen, die in
zwei Ländern in der Regierung
sitzt, viele Bürgermeister oder
Landräte stellt sowie in zahllo-
sen Parlamenten und kommu-

nalen Gremien vertreten ist.
Die SED/PDS ist übrigens das beste Beispiel

dafür, warum ein Parteiverbot eigentlich keinen
Zweck hat. Eine Partei, die verboten wird wie
vor 50 Jahren die KPD gibt sich einfach einen
neuen Namen. So auch vor 15 Jahren die SED,
die verboten gehört hätte. Als PDS frisst sie
zentnerweise Kreide, verbirgt ihre Ziele hinter
einem neuen, stromlinienförmigen Programm,
sucht sich einen charmanten Glatzkopf als
Dauergast in Talkshows und erzählt irgendei-
nen Mist von wegen die DDR sei zwar ganz gut
gewesen, aber nicht so richtig gut und deshalb
pleite gegangen und man müsse nur den neuen
linkssozialistischen Weg gehen, dann bekäme
man eine DDR ohne Braunkohlemief, mit Vier-
Zylinder-Metallautos und fünfmal die Woche
Fleisch zur Sättigungsbeilage. Wollen wir so
was auch in Braun?

Mein Chef, der Bürgermeister, hat sich noch
nicht entschieden, ob er eine Stadtratsdebatte
will. Aber dem braunen Spuk will er etwas ent-
gegen setzen. Er möchte alle demokratischen
Kräfte im Städtchen an einen Tisch bringen,
denn es geht um die Grundfesten unseres Ge-
meinwesens. Jedem Teilnehmer will er mitge-
ben, was Paul Peikart, Pfarrer im von sowjeti-
schen Truppen bedrohten Breslau vor 60 Jah-
ren schrieb : „Wie furchtbar ist das Gottesge-
richt über ein Volk, dessen Staatsführung Gott
und sein Gesetz abgeschafft hat. Möge Gott
sich erbarmen der unsagbaren Not unseres
Volkes und möge diese Not werden die Quelle
tiefer Besinnung und innerer Umkehr.“

GesternGZ hat mein Chef gesagt ...

Dem braunen Spuk
Einhalt gebieten

Sprache als Schlüssel für Integration
Unterfränkisches Integrationsforum - Sinner: „Multikulturelle Gesellschaft ist Realität“

Würzburg - Die Regierung von Unterfranken veranstaltete
jüngst das „Erste Unterfränkische Integrationsforum“. Eingela-
den waren politische, kommunale, kirchliche, soziale und schuli-
sche Entscheidungsträger. In der Aula der Gustav-Walle-Volks-
schule steckte Staatsminister Eberhard Sinner das Feld ab, auf
dem man sich in Zukunft bayernweit verstärkt bemühen werde,
um Ausländer und Spätaussiedler besser in unserer Gesellschaft
aufzunehmen.

Das Motto der Veranstaltung
lautete „Integration im Dialog“.
Eberhard Sinner, Bayerischer
Staatsminister für Europaangele-
genheiten und regionale Bezie-
hungen, definierte Integration als
Vorgang, an dem zwei Seiten be-
teiligt sind: Migrant und aufneh-
mende Gesellschaft. Von dem
Migranten werde erwartet, dass
er sein Leben selbst in die Hand
nehme, deutsch lerne, finanziell
auf eigenen Beinen stehe und
sich am gesellschaftlichen Leben
beteilige. Diese Leistung verdie-
ne von der aufnehmenden Ge-
sellschaft Respekt und Chancen-
gleichheit. Überhaupt sei Lei-
stung zu belohnen. Anerkennung
verdienten nicht nur ausländi-
sche Spitzensportler sondern alle
diejenigen, die auf dem Weg zur
Integration seien und sich auf
vielen Gebieten anstrengten.

Europa lebe in einem ständi-

gen Austausch zwischen Kultu-
ren und sei von einem Auswan-
derungs- zu einem Einwande-
rungsgebiet geworden. So ent-
wickle sich Deutschland zu ei-
nem Einwanderungsland: „Die
multikulturelle Gesellschaft ist
Realität“, sagte Sinner. Man
solle aber nicht so naiv sein und
glauben, dass diese Gesell-
schaftsform von alleine funktio-
niere.

Spezielle Herausforderung

Regierungspräsident Dr. Paul
Beinhofer erinnerte daran, dass
die Integration von 7,4 Millio-
nen ausländischen Mitbürgern 
in Deutschland angesichts von
mehr als 5 Millionen Arbeitslo-
sen eine besondere Herausforde-
rung darstelle.

In Schule und Ausbildung lä-
gen Einwanderer im Hintertref-

fen, stellte Sinner fest. Den „be-
unruhigend geringen Erfolg“
führte er auf Sprachdefizite
zurück. Gefahren für die Integra-
tion sieht er in Gettobildung und
Parallelgesellschaften. Vor allem
Menschen muslimischen Glau-
bens durchliefen einen schwieri-
gen Anpassungsprozess. Seit
dem 11. September seien sie zu
unrecht unter Generalverdacht
geraten. Ein Dialog mit den mo-
deraten Kräften soll aus dem Di-
lemma führen, hofft Sinner. Re-
ligionsgemeinschaften lud er ein,
sich daran zu beteiligen.

Die Bayerische Staatsregie-
rung wolle die Integration stär-
ker unterstützen. Deshalb habe
man den Dialog nun offiziell an-
gestoßen. „Beziehen sie Zuwan-
derer in ihrem Umfeld durch
Verantwortung mit ein, als Aus-
länderbeauftragte, Stadtteilspre-
cher, Vereinsvorsitzende, Eltern-
beiräte; bauen sie Netzwerke der
Integration auf“ so sein Appell
an das bürgerschaftliche Enga-
gement.

Die anschließende Diskussion
zeigte einige Probleme auf. „Mir
fehlen Freunde“, sagte Maria
Mutas. Die ehemalige Lehrerin
aus Kasachstan kam 1991 nach
Würzburg. Trotz großer Klassen,
in denen die Lehrer kaum Mög-
lichkeiten für spezielle Sprach-
förderung gehabt hätten, seien
ihre Kinder integriert. Sie selbst
aber bliebe fremd. Vor 200 Jah-
ren sei ihre Familie aus Deutsch-
land ausgewandert. Stets habe
man daheim deutsch gespro-
chen. Jetzt werde sie in Deutsch-
land wie eine Fremde behandelt;
das verletze.

Die Integration geschafft hat
Süryya Tezer aus Waldaschaff
(Landkreis Aschaffenburg). Als
geborene Unterfränkin türki-
scher Staatsangehörigkeit ist sie
in der Werbung sowie als Jour-
nalistin tätig. Doch Wunden blei-
ben: „Oft wurde ich ausge-
grenzt“, berichtete sie. So sei sie
beispielsweise gehänselt wor-
den, weil sie kein Schweine-
fleisch aß.

Situation in Gochsheim

Über die Situation der Ge-
meinde Gochsheim (Landkreis
Schweinfurt) informierte Bür-
germeister Wolfgang Widmaier.
Ein staatliches Übergangswohn-
heim für Spätaussiedler sorgt
dort seit Jahren für Spannungen.
„Wenn Menschen auf engem
Raum zusammengepfercht leben
müssten“, so der Bürgermeister
provokant, könne es keine Inte-
gration geben. Viele der Neulin-
ge blieben nach der Übergangs-
zeit in Gochsheim und seien
auch integrationswillig. Einige
aber fänden sich in bestimmten
Wohnblocks wieder und bildeten
dort erneut einen Bereich für
sich. Die Gemeinde sei bemüht
um Angebote für die neuen Mit-
bürger, werde aber mit den Ko-
sten von jährlich über 100.000
Euro allein gelassen. Der nun of-
fiziell von der Staatsregierung
angestoßene Dialog zur Integrati-
on komme 20 Jahre zu spät, kriti-
sierte der Kommunalpolitiker.

Positive Erfahrungen in punc-
to Integration legte Ingrid Vogl
vor. Die Schulrektorin aus Elsen-
feld (Landkreis Miltenberg) gab
Auskunft über das Funktionieren
interkulturellen Lernens. In ihrer
Schule ginge es bei einem Aus-
länderanteil von 28 Prozent
„bunt gemischt“ zu. Weil die Ge-
meinde eine Geburtenrate mit 50
Prozent Ausländeranteil habe,
sei der „Elsenfelder Dialog“ ins
Leben gerufen worden. Dieser
Aktion habe sich die Grundschu-
le angeschlossen. So laufe zum
Beispiel das Projekt „Mama lernt
deutsch“ ganz prima. Überhaupt,
so die Pädagogin, seien es viele
kleine Schritte und Projekte, die
Integration ermöglichten. ?

Regionaler Planungsverband Landshut:

Abschied und Würdigung
Mit der 41. Verbandsversammlung endete die Amtszeit des
letzten Gründungsvorsitzenden aller regionalen Planungsver-
bände in Bayern. Im April 1973 wurde Oberbürgermeister Jo-
sef Deimer an die Spitze der Region Landshut gewählt und hat
in dieser Zeit 222 Regionalkonferenzen, Verbandsversamm-
lungen, Ausschuss- und Beiratssitzungen geleitet. Er fehlte nur
bei einem Termin - wie stellvertretender Vorsitzender Heinrich
Trapp in seinen Abschiedsworten herausstellte.

Dingolfings Landrat hob her-
vor, Josef Deimer habe stets den
Ausgleich zwischen den unter-
schiedlich strukturierten Teil-
räumen gesucht. Sein Bestreben
sei gewesen, im Rahmen der
zentralörtlichen Gliederung in
dem überschaubaren Raum zwi-
schen Hallertau und österreichi-
scher Grenze eine Gleichwer-
tigkeit der Lebens- und Arbeits-
bedingungen zu erreichen. Da-
bei sei Deimer keineswegs nur
der eloquente, gütige Regions-
präsident gewesen, der es allen
habe recht machen wollen. Er
habe zuweilen auch sehr zuge-
spitzt und unmissverständlich
argumentieren können, wenn es
um Dinge ging, die er nicht mit-
tragen konnte - beispielsweise,
wenn der Versuch unternom-
men worden sei, die Interessen
Einzelner über das Gemeinwohl
zu stellen.

Erfolge der Ära Deimer

Als zuständiges Mitglied des
bayerischen Kabinetts würdigte
Wirtschaftsminister Dr. Otto
Wiesheu die regionalplaneri-
schen Erfolge der Ära Deimer.
In dieser Zeit habe die Region
Landshut einen gewaltigen
Sprung nach vorn gemacht und
sich zu einem attraktiven
Wachstumsraum in Bayern ent-
wickelt. „Was in der Region ge-

leistet wurde, ist hervorragend.
Wie die Region dasteht, ist aus-
gezeichnet. Eine wesentliche
Grundlage hierfür war die dyna-
mische und starke Entwicklung
der Region in den letzten drei
Jahrzehnten, die Sie, lieber Herr
Deimer, wesentlich mitgestaltet
haben“, sagte der Minister wört-
lich. 

Option Marzlinger Spange

Dr. Wiesheu ging auch auf
den von Josef Deimer beson-
ders geförderten Fernbahn-An-
schluss an den Flughafen Mün-
chen ein und meinte, die Marz-
linger Spange müsse eine Opti-
on bleiben. Weiter legte der
Staatsminister ein Bekenntnis
zur kommunal verfassten Re-
gionalplanung ab und wies der
Landes- und Regionalplanung
die Aufgabe zu, Ordnung in ei-
ne Entwicklung zu bringen und
diese über die verschiedenen
Fachkompetenzen hinweg zu
koordinieren.

Interkommunale
Kooperation

Auch der scheidende Ver-
bandsvorsitzende bekannte sich
zu der These, ein dicht besiedel-
tes Land brauche, um Wild-
wuchs zu vermeiden, die inter-
kommunale Zusammenarbeit.

Josef Deimer gab zu bedenken,
dass die Zukunft der Landschaft
in den Städten liege. „Nur die
disziplinierte Einhaltung des
Prinzips der zentralen Orte kann
eine Zersiedelung des Landes
und die damit verbundene Auf-
faserung der Verkehrströme
verhindern. In der Bündelung
der Siedlungsentwicklung in
zentralen Orten und entlang von
Entwicklungsachsen liegt nach
wie vor unsere wichtigste Zu-
kunftsaufgabe. Sonst werden
wir in einigen Jahren unsere
Landschaft nicht mehr wieder
erkennen“, mahnte der schei-
dende Vorsitzende.

Teamarbeit

Josef Deimer bedankte sich
bei allen, die in den 32 Jahren
diese Sichtweise unterstützt ha-
ben und fügte hinzu, Regional-
planung sei Teamarbeit und die
regionalen Gremien hätten ihr
den verdienten Stellenwert ge-
geben. Es sei dabei ein Gefühl
der Zusammengehörigkeit ent-
standen. Der Planungsverband
habe mit den finanziellen Mit-
teln geknausert und die gerin-
gen Steuergelder sinnvoll einge-
setzt. Josef Deimer schloss mit
den Worten, dass er nunmehr
die Funktion des Verbandsvor-
sitzenden in die Hände des er-
sten Stellvertreters gibt. Landrat
Heinrich Trapp werde das Amt
bis zur Mitte des Jahres kom-
missarisch ausüben. Dann wer-
de in einer weiteren Verbands-
versammlung ein Vorsitzen-
der für die zweite Hälfte der
kommunalen Wahlperiode 2002/
2008 bestimmt. DK
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GZ-Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung:

„Sicherheit im eGovernment 
- Update 2004“

Als besonderen Service für die Entscheidungsträger und
EDV-Spezialisten aus Bayerns Kommunen und Behörden bot
die Bayerische Gemeindezeitung anlässlich der SYSTEMS
2004 eine Spezialveranstaltung für den öffentlichen Bereich
an. Die 8. „Zukunftswerkstatt öffentliche Verwaltung - virtuel-
le Behörde“ stand unter dem Motto „Sicherheit im eGovern-
ment - Update 2004“. Die mit ca. 200 Gästen gut besuchte
Veranstaltung bot einen Überblick über aktuelle IT-Trends für
die Zielgruppe der GZ. Im Rahmen einer informativen Aus-
stellung präsentierten Partner aus der Wirtschaft spezielle
Behördenlösungen; Fachvorträge und Berichte aus der Praxis
sowie Gespräche mit Experten rundeten das umfangreiche An-
gebot ab.                                                                                            DK

Rege Betriebsamkeit in der Wappenhalle.                                     ?

Wolfgang Bauer/Bayerische Staatskanzlei:

eGovernment in Bayern
- ein Zwischenbericht

„Die Verwaltung ist für die Bürger und die Unternehmen eine
Blackbox.“ Den Grundstein für eGovernment legte die Bayeri-
sche Staatsregierung bereits im Jahr 1994 im Rahmen der Bay-
ernOnline-Initiative, aus der bereits damals zahlreiche eGo-
vernment-Projekte hervorgingen, wie z.B. die elektronische
Grundbuchführung (SolumSTAR). In Ergänzung hierzu be-
schloss das Bayerische Kabinett am 9. Juli 2002 ein eGovern-
ment-Konzept und am 29. Juli 2003 einen umfassenden Maß-
nahmenkataloge für eGovernment in Bayern.

Neben der Vorgabe, alle ge-
eigneten Verwaltungsleistun-
gen zukünftig auch online an-
zubieten, soll sichergestellt
werden, dass die gesamte IT-
Infrastruktur in der bayeri-
schen Staatsverwaltung so auf-
einander abgestimmt und opti-
miert ist, dass eine medien-
bruchfreie Bearbeitung von

der nachfrageintensivsten Be-
hördengänge haben, ist die Ko-
operation mit den bayerischen
Kommunen zu einem wichti-
gen Motor der eGovernment-
Initiative geworden. Der am
15. Juli 2002 abgeschlossene
eGovernment-Pakt zwischen
dem Freistaat Bayern und den
kommunalen Spitzenverbän-

und den aktuellen Entwicklun-
gen angepasst wird. Vertreter
der Kommunalen Spitzenver-
bände und der staatlichen Ver-
waltung unterstützen dieses
Gremium auf Arbeitsebene.

Pakt I und II

Während es in Pakt I um die
Errichtung eines gemeinsamen
Behördenwegweisers mit elek-
tronischen Formularen, der
kundenorientierten Verbesse-
rung von Verwaltungsabläufen
und der Förderung einer ge-
meinsamen Beschaffungsplatt-
form geht, geht Pakt II einher
mit folgenden Maßnahmen:
Zusammenarbeit bei der Ent-
wicklung gemeinsamer techni-
scher Standards und Richtlini-
en, Anbindung aller Kommu-
nen an das Bayerische Behör-
dennetz, Aufbau eines landes-
weiten Verzeichnisdienstes,
Anpassung der rechtlichen und
organisatorischen Rahmenbe-
dingungen.

Problempunkte

Probleme schaffen indes das
Subsidiaritätsprinzip in der
EU, der Föderalismus in
Deutschland (zu wenig Zu-
sammenarbeit), die Ressortho-
heit in den Ländern, die in der
Vergangenheit zu starker Zer-
splitterung der IT-Binnenstruk-
tur und zu Insellösungen führ-
te, die Selbstverwaltung der

Kommunen (Probleme bei or-
ganisationsübergreifenden An-
wendungen) sowie die Verwal-
tung (bisher Aufgaben- und
keine Prozessorientierung).

Prozesse neu gestalten

eGovernment bedeutet mehr
als Technikeinsatz, schöne Ho-
mepage, Formulare herunterla-
den, Bürgerservice oder elek-
tronische Signatur. Letztlich
gilt es, Prozesse neu zu gestal-
ten. Dabei sind folgende zehn
Fallen zu beachten:
? Jede Verwaltung erfindet
das Rad neu
? Reines Rationalisierungs-
ziel
? Alles auf einmal
? Alles ist online
? Technologieverliebtheit, IT-
Spielzeug
? Jahrhundert-Anwendungen
? Insel-Lösungen, mangelnde
Verknüpfungen
? Zu hohe Qualitäts- und Si-
cherheitsstandards
? Wandel auf Knopfdruck
? Personal kann alles.

Bestandsaufnahme

Das eGovernment-Konzept
basiert auf den Säulen Verwal-
tungsleistungen, Basiskompo-
nenten, Standards und Infra-
struktur (Rechen- und IT-Be-
triebszentren, Behördennetz).
Eine Bestandsaufnahme von
1.320 staatlichen Verwaltungs-

Prof. Klaus Jamin:

Datenschutz und Datensicherheit
Früher gab es ein Recht des Bürgers auf informationelle Selbst-
bestimmung. Zudem wurde auf die Sicherheit der Datenspeiche-
rung, -verarbeitung und -ausgabe geachtet. Heute liegt der
Schwerpunkt dagegen bedauerlicherweise auf dem Schutz vor be-
trügerischer Datenbeschaffung. Außerdem gilt es nunmehr, Be-
trug, mutwillige Zerstörung und Datenspionage zu verhindern. 

„Computerviren verbreiten
sich prinzipiell über ‚garantiert
unverseuchte’ Programme“, so
die grundlegende Viren-Erkennt-
nis. Während die allgemeine Vi-
ren-Erkenntnis besagt, „dass Du
einen Computervirus genau
dann bekommst, wenn Du
denkst, Du hättest keinen“, lautet
die terminierte Viren-Erkenntnis:
„Du bekommst einen Computer-
virus genau dann, wenn Du ihn
am wenigsten brauchen kannst.“
Die rekursive Viren-Erkenntnis
geht davon aus, „dass ein einge-
setztes Virensuchprogramm aus-
schließlich die Viren bekämpfen
wird, die Du nicht hast“,
während die ergänzte rekursive
Viren-Erkenntnis heißt: „Ein Vi-
rensuchprogramm wird beim
Suchlauf alle Text- und Pro-
grammdateien irreparabel zer-
stören und lediglich den Virus
übrig lassen.“ Folgerung: Das
einzige, was am Ende auf dem
Computer noch lauffähig ist,
wird der Virus sein.

Waren bislang vor allem die
direkt dem Internetzugriff ausge-
setzten Systeme von Hackern
bedroht, werden nun zunehmend

Anwendungen und Datenbanken
zu Zielen solcher Attacken. An-
greifer nutzen dabei häufig die
notwendigerweise offenen Kom-
munikationskanäle, beispiels-
weise bei Behörden. Wie dringt
man nun in Systeme ein, die
durch Firewalls und weitere Si-
cherheitssoftware geschützt
sind? Antwort: Wenn die Hinter-
türen verschlossen sind, muss
man eben durch den Hauptein-
gang gehen. Ein gut getarnter
Angreifer kann so den
Schutzwall einer IT-Umgebung
relativ einfach unterlaufen. Tat-
sache ist: Von zehn Datenban-
ken, die mit dem Internet ver-
bunden sind, gibt es einen Si-
cherheitsvorfall.

Nach Meinung des Marktfor-
schungsunternehmens Gartner
Group sollten Anwender sich
mittelfristig vor allem um Si-
cherheitstechniken wie Host-
basierende Intrusion-Preventi-
on-Systeme, Quarantäne- und
E i n d ä m m u n g s v e r f a h r e n ,
Schwachstellen-Management,
Identity-Management sowie
automatisierte Passwortverwal-
tung kümmern. DK

leistungen, abgeschlossen im
Januar 2003, hat folgende Er-
gebnisse zu Tage gefördert:
? 30 % der Leistungen sind
nicht geeignet für Online-Rea-
lisierung
? Über 10 % der geeigneten
VL sind bereits online
? 45 % der Mitarbeiter wün-
schen sich eine EDV-Unter-
stützung
? 33 % sind bereits fehlerhaft
im Anstoß (z. B. fehlende An-
gaben, fehlende Unterschrift
o.ä.). Plausibilitätskontrollen
würden in 46% dieser Fälle
Abhilfe schaffen
? ca. 60 % aller Verwaltungs-
leistungen sind von geringer
Komplexität und damit stand-
ardisierbar

? bei ca. 42 % aller Verfahren
gibt es Massennutzer
? ca. 50% der Leistungen wer-
den bayernweit mehr als
1.000-mal pro Jahr erbracht.

Weiteres Vorgehen

Das weitere Vorgehen wird
wie folgt aussehen: prozess-,
nicht aufgabenorientierte Einzel-
prozessanalyse, ggf. Änderun-
gen und Straffungen in der Auf-
bau- und Ablauforganisation der
staatlichen Verwaltung, ggf.
Streichung von Regeln, Vor-
schriften, Verordnungen oder
Gesetzen (Deregulierung), tech-
nische Umsetzung unter Berück-
sichtigung von Basiskomponen-
ten und Standards. DK

Verfahren ermöglicht wird.
Nur durch ein solches ganz-
heitliches eGovernment-Ver-
ständnis sind echte Effizienz-
und Qualitätssteigerungen zu
erzielen.

Wichtiger Motor

Aufgrund dieser umfassen-
den Ausrichtung von eGovern-
ment in Bayern und der zentra-
len Bedeutung, die die Kom-
munen bei der Durchführung

den betont deshalb ausdrück-
lich die Notwendigkeit des Zu-
sammenwirkens der Partner
bei der Einführung der elektro-
nischen Verwaltung. 

Unterstützung durch
Spitzenverbände

Durch die Einrichtung einer
Lenkungsgruppe auf politi-
scher Ebene wurde zudem si-
chergestellt, dass der eGovern-
ment-Pakt mit Leben erfüllt
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Intergraph/Ismaning:

Geoinformationsverarbeitung
in Kommunen und Kreisen

Die Verarbeitung raumbezogener Daten mit Geoinformati-
onssystemen (GIS) zählt in vielen größeren Städten und bei
Stadtwerken bereits zum Alltag. Ob Großstadt, Mittelzen-
trum oder kleinere Kommunen: Das Aufgabenfeld ist hier
wie dort nahezu identisch.

Ist eine Erweiterung der beste-
henden IT-Struktur in Sinne res-
sort- und ämterübergreifender
Geodatennutzung gefragt? Oder
gilt es, den Weg zum GIS-Ein-
stieg zu ebnen? Intergraph und
das Intergraph-Partnernetzwerk
- mit über 130 praxiserprob-
ten kommunalen GIS-Fachlö-
sungen bestens aufgestellt - bie-
tet für Gebietskörperschaften
und Städte jeder Größe das pas-
sende Technologiekonzept.

Marktstudie

Intergraph orientiert sich kon-
sequent am Bedarf der kommu-
nalen Zielgruppe. So zeigt eine
Marktstudie der TU München,
dass hohe Anschaffungskosten
für Software, erheblicher Schu-
lungsbedarf für die Verwal-
tungsmitarbeiter und die Sorge
um die nachhaltige Datenver-
fügbarkeit zu den größten
Hemmnissen bei GIS-Ein-
führungen zählen. Dem setzt In-
tergraph unter anderem ein
preiswertes Komplettpaket ent-
gegen. Dieses beinhaltet bereits
Intergraphs GIS-Kerntechnolo-
gie sowie eine Auswahl kom-
munaler Fachlösungen. Zudem
deckt der umfangreiche Katalog
GeoMedia-basierter Fachlösun-
gen alle Ansprüche ab.

Webbasierte Fachapplikatio-

nen, Leasingmodelle oder Geo-
Webhosting-Lösungen sind wei-
tere Alternativen. Dabei kann
der Server samt Daten über den
Intergraph-eigenen terramapser-
ver (www.terramapserver.com)
als Hosting-Partner vorgehalten
und gepflegt werden. Die kom-
munalen Nutzer greifen via In-
tranet auf das System zu. Für
den Bürger lassen sich ausge-
wählte Angebote via Internet be-
reitstellen. Bei einer derartigen
Hosting-Lösung zahlt der kom-
munale Nutzer nach Anzahl der
Zugriffe oder Umfang des Da-
tentransfers. Es entstehen keine
Kosten für die Anschaffung oder
Pflege eines GIS und der Ge-
obasisdaten.

GIS-Funktionalitäten

Weitere Variante: Kreise stel-
len in Form kooperativer Ser-
ver-Betreibermodelle für ihre
Gemeinden hochwertige GIS-
Funktionalitäten zur Verfügung.
Ohne den personellen und finan-
ziellen Aufwand in die Höhe zu
treiben, agieren die Kreise als
Hosting-Partner der Kommunen
und koordinieren somit eine re-
gional übergreifende Vernet-
zung. In der Praxis liegt bei ei-
ner Weblösung das GIS ein-
schließlich aller benötigten
Fachanwendungen und Daten

zentral auf einem externen
kreiseigenen Server.

Die notwendige Sicherheit bei
Hosting-Lösungen gewährlei-
sten sogenannte Virtual Private
Networks (VPN). Bei einem
VPN wird zwischen den Kom-
munikationspartnern ein priva-
ter Tunnel im Internet errichtet,
über den Daten und Dienste ver-
schlüsselt und sicher übertragen
werden. VPN ist vergleichbar
mit einer privaten Leitung im öf-
fentlichen Web, inklusive Fire-
wall und Authentifizierungs-
technologie.

Kostengünstige Antwort

Es steht also außer Frage:
WebGIS-Lösungen sind eine
schnelle, kostengünstige und
überaus sichere Antwort auf die
Anforderungen einer ressort-
und ämterübergreifenden Geo-
Kommunikation.

Der anspruchsvolle kommu-
nale Markt ist ein klassischer
Einsatzbereich für Intergraphs
GeoMedia GIS-Technologie.
Diese Software liest alle gängi-
gen Dateiformate parallel, ohne
ein eigenes Datenformat zu er-
zeugen, und greift ohne Schnitt-
stellen oder Performanceverlu-
ste auf beliebige Sach- oder Geo-
daten zu.

Vereinfachter Zugang

Auf der Basis von GeoMedia
stehen den einzelnen Fachabtei-
lungen auf der vertrauten und

kostengünstigen Windows-Platt-
form Fachschalen sowie Analy-
se- und Planungswerkzeuge zur
Verfügung. Diese vereinfachen
den aufgabenorientierten Zu-
gang zu Sach- und Rauminfor-
mationen und geben dem Sach-
bearbeiter ein auf seine Bedürf-
nisse zugeschnittenes, effektives
Hilfsmittel zur Bewältigung der
täglichen Arbeit an die Hand.

Wartung der Infrastruktur

Verwaltungen tätigen enorme
Investitionen in die Infrastruktur.
Ob städtische Wasser- und Ab-
wassernetze, Straßen, Grünanla-
gen, Gewerbeparks, Erholungs-
einrichtungen oder ÖPNV: Die
öffentliche Verwaltung muss sich
regelmäßig mit Anlagen im Wert
von Millionen Euro befassen.
Öffentliche Sicherheit und Le-
bensqualität der Einwohner ver-
langen nach einer effektiven,
aber kostenoptimierten Wartung
der Infrastruktur. Intergraphs
Fachlösungen leisten hierbei Un-
terstützung auf allen Ebenen. 

Beispiel 
Kanalmanagement

Schwerpunkt der Informati-
ons- und Auswertungsverwal-
tung im Rahmen des Kanalma-
nagements ist die Integration al-
ler Verfahrensabläufe. So finden
alle Bearbeitungsabläufe - be-
ginnend mit der Inspektion, der
Schadensklassifizierung, der
Prognose des Alterungsverlaufs
einschließlich Sanierungsbear-
beitung mit Kostenermittlung
bis zur Aktualisierung des Anla-
gevermögens - innerhalb des
GeoMedia-basierenden Pro-
grammsystems statt.

Beispiel Außendienst

Das Ausdehnen der Geoinfor-
mationsverarbeitung auf den
Außendienst verbessert die Re-
aktionszeit und die operative Ef-
fektivität der mobilen Arbeits-
trupps. Die Produktgruppe Intel-
liWhere bietet hierzu die pas-
senden Lösungen für PDAs und
mobile PCs. Die Außendienst-
mitarbeiter sammeln vor Ort
Daten, greifen auf (Geo-)Infor-
mationen zu und senden die ent-
sprechenden Updates an die
zentrale Datenbank. Der gesam-
te Workflow wird optimiert. In-
telliWhere OnDemand versorgt
die mobilen Mitarbeiter mit 
aktuellen und präzisen Informa-
tionen auf einer leicht zu nut-
zenden Plattform. IntelliWhere
TrackForce übermittelt der Zen-
trale einen steten Überblick zu
den momentanen Standorten der
mobilen Außentrupps - Notdienst-
einsätze lassen sich somit auf
kürzestem Wege koordinieren.

Beispiel Bürgerservice

Mit Intergraphs GIS-Techno-
logie kann sich jede Dienststelle
innerhalb einer Stadt den drin-
gendsten Aufgaben widmen -
unterstützt durch ämterübergrei-
fenden, datenformat-unabhängi-
gen Geodatenzugriff -, während
der ‘Kunde Bürger’ via Webpor-
tal seine Anfragen stellt. Im
Rahmen der Online-Beantwor-
tung wird nahtlos und unmittel-
bar auf unsensible Daten bei-
spielsweise zum Fortgang von
Planungsverfahren oder zu Bau-
anträgen zugegriffen. Der Bür-
ger oder Gewerbetreibende er-
hält das Resultat seiner Anfrage
in Form einer intelligenten digi-
talen Karte präsentiert. Digitali-
sierte Demokratie, e-Govern-
ment oder interaktive Verwal-
tung - nennen Sie es wie Sie
wollen: Das Image der Öffentli-
chen Verwaltung wird bestimmt
durch den Service-Level und die
Professionalität der Bürgerinfor-
mation - hier leistet Intergraph
einen zentralen Beitrag dank un-
mittelbarer und stets aktueller
Verfügbarkeit der raumbezoge-
nen Informationen via Intra- und
Internet. DK

InfraServ Gendorf IT - Services:

Lösungen für den Weg
zur virtuellen Behörde
Günstige, komfortable und zukunftssichere Alternativen

An vielen Stellen in der öffentlichen Verwaltung werden heute
Daten und Informationen noch mit Papier erfasst, verarbeitet
und abgelegt. Genauso wie das papierlose Büro immer noch
ein Wunschgedanke der Wirtschaftsbetriebe ist, wird die „vir-
tuelle Behörde“ nicht von einem zum andern Tag existenzfähig
sein. Der medienbewusste Bürger und die Betriebe fordern
natürlich immer mehr die Vorteile einer Datenverarbeitung
anstatt einer Papierverarbeitung ein. Umso mehr, als in einigen
Nachbarländern doch die Umstellung der behördlichen Pro-
zesse dort schon in einigen Stufen weiter ist und einige Amts-
gänge bereits komplett online abgewickelt werden können. 

Den Landratsämtern und
Kommunen, die diesen wichti-
gen „weichen“ Standortvorteil
mittlerweile für sich nutzen
wollen, bietet InfraServ Gen-
dorf IT - Services ein preiswer-
tes und bedarfsgerechtes Paket
von Werkzeugen und Dienstlei-
stungen für den Weg zur virtuel-
len Behörde an. Hierbei wurde
bei der Entwicklung der Dienst-
leistungen großer Wert auf die
Integration in ein vorhande-
nes Umfeld gelegt. Bei allen
Dienstleistungen, die die Infra-
Serv Gendorf auf dem Behör-
dentag vorstellen konnte, ist die
stufenweise Einführung und In-
tegration in bestehende Prozess-
abläufe möglich. 

Reduzierung der Kosten

Der elektronische Formular-
server InfraForms bietet hier
nicht nur die Möglichkeit, die
Evolution des Formularwesens
in Richtung medienbruchfreie
Abarbeitung eines Vorgangs
schrittweise zu vollziehen, son-
dern auch Kosten und Bearbei-
tungszeit deutlich zu reduzie-
ren. Der von InfraServ Gendorf
selbst entwickelte Formularser-
ver setzt hier bewusst auf dem
existierenden Papierformular
auf, da jedem Kenner dieser
Prozesse klar ist, dass die vor-
handenen Papierformulare auch
noch die nächsten fünf bis neun
Jahre parallel zum elektroni-
schen Formular existieren wer-
den. Der elektronische Behör-
den-Gang wird sich allerdings
in den nächsten Jahren so
durchsetzen wie das Online -
Banking. Bis hin zum vollelek-
tronischen Formular mit dyna-
mischen Arbeitsprozess und
medienbruchfreier Übergaben
in das Archiv bietet jetzt bereits
der Formularserver InfraForms
alle Möglichkeiten der Erweite-
rung an. Investitionssicherheit
ist mittlerweile ein wichtiges
Kriterium bei der Freigabe von
Budgets für diesen Bereich. 

Dynamischer Workflow

Mehrere Landratsämter und
etliche Kommunen setzen den
Formularserver der InfraServ
Gendorf mit Erfolg ein. Aus
diesem Praxisumfeld kamen
auch die wichtigen Ergänzun-
gen für den dynamischen Work-
flow, der jetzt für die Bearbei-
tung von Formularen verfügbar
ist. Damit können nicht nur For-
mulare von externen Stellen, al-
so Bürger oder Betriebe, son-
dern auch interne Formulare der
Behörden, wie z.B. Dienstreise-
anträge oder Reisekostenab-
rechnungen, ohne Medienbruch
abgearbeitet werden.

Leistungsmerkmale

Weitere technische Vorteile
wie das Einsenden von elektro-
nischen Dateien als Anlage zum
Formular, die digitale Signatur,
Bezahlung eines Vorgangs onli-
ne, Speichern der eingereichten
Formulare mit und ohne Daten
und natürlich umfangreiche Hil-
fefunktionen und weitere Vor-
teile sind schon länger Lei-
stungsmerkmale von Infra-
Forms. 

Genauso flexibel ist auch das
Content-Mangement-System
(CMS) der InfraServ Gendorf
für die schnelle Erstellung und
Pflege von Internet - und Intra-
netseiten einsetzbar. Das CMS
ist ohne Lizenzkosten zu nut-
zen. Für Schulungen des Re-
daktionsteams, die Umsetzung
der Inhalte und die Weiterent-
wicklung des Systems stehen
jederzeit die Spezialisten der In-
fraServ Gendorf zur Verfügung.
Hier kann mit einer vordefinier-
ten Struktur kostengünstig so-
fort ein Webauftritt für ein
Landratsamt oder eine Kommu-
ne ohne viel Aufwand entste-
hen. Bis hin zum umfangrei-
chen Informationssystem kann
auch hier die Struktur stufen-
weise aufgebaut werden. Natür-
lich fügt sich der Formularser-
ver InfraForms nahtlos in dieses
CMS ein. 

Service Fobian

Für staatliche Schulämter bie-
tet die InfraServ Gendorf ihren
Service Fobian an. Damit kann
über das Internet die Organisati-
on von Fortbildungsveranstal-
tungen für Lehrkräfte ohne viel
Personalaufwand abgewickelt
werden. Dieser Service wird,
wie die anderen Produkte auch,
auf monatlicher Mietbasis ange-
boten. Also halten sich die Inve-
stition und die finanzielle mo-
natliche Belastung auch für
kleine Budgets in vertretbarem
Rahmen. 

Da die mehr als 80 Mitarbei-
ter der InfraServ Gendorf IT-
Services seit vielen Jahren für
Behörden und staatliche Stel-
len tätig sind, können hier
natürlich auch alle anderen
Dienstleistungen im Bereich
IT-Services bezogen werden.
Von der Planung und Installati-
on von Datennetzen über die
Lieferung und den Betrieb von
Servern bis hin zur Drucker-
und Scannerwartung kennen
sich die Spezialisten der Infra-
Serv mit den Anforderungen
im öffentlichen Dienst aus. 

Deutliche Vorteile

Dass sich hier gleich mehrere
Vorteile für die Kunden aus dem
öffentlichen Bereich ergeben,
wurde dem Standpersonal der
InfraServ Gendorf mehrfach be-
stätigt. Deutlich wurden die
Vorteile aus Sicht der Verwal-
tung:
? Kostensenkung bei Investi-
tionen in die Informationstech-
nik 
? Verbesserte Kostentranspa-
renz 
? Verlagerung des Investitions-
risikos bzw. Vermeidung von
Investitionen 
? Konzentration auf das Kern-
geschäft 
? Täglicher Zugriff auf qualifi-
ziertes Personal und spezielles
Know-how 
? Einsparung von Personalauf-
wand 
? Arbeitsabläufe werden opti-
miert.

Weitere Informationen bei:
Jürgen Ammon, InfraServ
Gendorf, Tel.: 08679/74881,
Mobil: 0172/8649282, e-mail:
ammonj@gendorf.de ?
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Wolfgang Goletz/Komuna GmbH:

Der Weg zum Neuen
Kommunalen Finanzwesen

Bevorstehende Veränderungen bewegen die Menschen, so
auch die sich zunehmend abzeichnende Einführung eines Neu-
en Kommunalen Finanzwesens (NKF). Wolfgang Goletz, Lei-
ter der Abteilung Finanzwesen bei der komuna GmbH, Alt-
dorf, zeigte auf, dass der Weg zum Neuen Kommunalen Fi-
nanzwesen leichter beschritten werden kann, als viele denken.
Anhand einfach nachvollziehbarer Beispiele und der bewähr-
ten Softwarelösung CIP-Kommunal der komuna, präsentierte
Goletz ein verständliches Lösungskonzept zur Einführung
neuer Steuerungsmodelle bis hin zu einem Wechsel auf ein
doppisches Buchführungssystem. 

Kurz und prägnant stellte er
dar, dass die Devise „Transparenz
für Konsequenz“ lauten und das
NKF neue Steuerungsmechanis-
men und Informationssichten für
die politisch Verantwortlichen
bieten muss. Die Frage des Buch-
führungsstils, ob kameral oder
doppisch, könne nicht länger das
Kernthema sein. Warum in der
laufenden Diskussion gerade die-
se Frage so hoch gehalten wird,
ließ der Referent seine Zuhörer
vermuten; manch einem geht es
wohl um die Reform, aber nur um
der Reform willen. 

Mann der Praxis

Als Mann der Praxis -
schließlich war Wolfgang Go-
letz lange Jahre Kämmerer -
bot er praktische Antworten
und Lösungen für die sich er-
gebenden Fragen und Proble-
me. Dass komuna und das
Fachteam Finanzwesen dabei
auf einen unglaublichen Erfah-
rungsschatz aus mehr als 600
Kundeninstallationen zurück-
greifen kann, wurde schnell
deutlich. Eindrucksvoll und li-
ve wurde den Anwesenden de-
monstriert, wie reibungslos
und nahtlos die Einführung
von NKF-Komponenten von-
statten gehen kann.

Anlagenbuchführung, Ko-
stenrechnung, 3-Komponen-
ten-Rechnung und doppische
Rechnungs- bzw. Abschluss-
buchungen führte Goletz ne-
ben der Erläuterung der dabei

bestehenden kameralen bzw.
kaufmännischen Sichtweise
vor. Deutlich kam dabei zum
Ausdruck, dass ein Umstieg
auf die neue Welt des kommu-
nalen Finanzwesens von heute
auf morgen kaum sinnvoll ist.
Hoher Kostenaufwand, organi-
satorische Probleme, Wider-
stände des Personals und die
Ungewissheit, ob die gesteck-
ten Ziele erreicht werden kön-
nen, müssten dabei in Kauf ge-
nommen werden.

Sanfte Umstellung

Eine sanfte Umstellung mit
„learning-by-doing“, bei der
man bereichsweise die Instru-
mente des Neuen Finanzwe-
sens einsetzt, um damit auch
Erkenntnisse und Erfahrungen
für weitere Bereiche zu sam-
meln, ist der Vorschlag der ko-
muna. Dafür erntete der Refe-
rent beim Publikum durchweg
Zustimmung. 

„Schreckgespenst“

Die Einführung des NKF, für
viele Kämmerer ein „Schreck-
gespenst“, verliert jegliches
Entsetzen, wenn man in erster
Linie erst einmal die Verwal-
tungsleute mit den notwendi-
gen einzusetzenden Mechanis-
men vertraut macht und die
neuen Darstellungsformen für
die Politik transparent aufbe-
reitet. „Nur wer Bewährtes und
Bekanntes nicht gleichzeitig

verliert, lässt sich offen auf
Neues und bisher Unbekanntes
ein“, meinte Wolfgang Goletz. 

Beratungsfrage

Im Rahmen einer Diskussion
wurde vom Publikum auch die
Frage aufgeworfen, ob man bei
einer Umstellung zum NKF
mit komuna weitere externe
Berater benötigt. Goletz’ deut-
liche Antwort: komuna wird
seinen Kunden die Software,
die sachliche und fachliche
Schulung und selbstverständ-
lich auch die Projektbetreuung
und -begleitung anbieten. The -
men wie Bilanz- und Steuerpo-
litik müssen durch Steuerbera -
ter abgedeckt werden. 

Falsche Hoffnung

Aus seiner persönlichen Er-
fahrung gab der Referent zu
bedenken, dass es eine falsche
Hoffnung ist, die Umstellung
zum NKF primär durch Exter-
ne erledigen lassen zu wollen.
Schließlich funktioniere es in

komuna-Mitarbeiter Wolfgang Goletz sicherte fachliche Schu-
lung und Projektbegleitung bei der Einführung des Neuen
Kommunalen Finanzwesens zu. ?

der Praxis am besten, wenn
man sich sein notwendiges
Handwerkszeug selbst zu-
rechtlegt. Goletz’ Emfehlung:
„Ziele durch die Politik und
Lösung durch die Verwal-
tung.“ Insbesondere im Um-
gang mit den politischen Ent-
scheidungsträgern und den po-
litischen Gremien müsse bei
Einführung des NKF ein neu-
es, ein anderes Vertrauensver-
hältnis aufgebaut werden. 

Appell an Kommunalpolitik

Gefragt ist nun der Gesetz-
geber. Entsprechende Rahmen-
bedingungen, wie Kontenrah-
men für die Finanzbuchhal-
tung, Produktrahmen für ein
neues Planwesen, Bewertungs-
richtlinien für eine flächen-
deckende Vermögenserfassung
und vieles mehr, sind vorzuge-
ben. So manche Verwaltung
würde das Thema NKF sicher
leichter angehen, wenn eindeu-
tige rechtliche Grundlagen
vorhanden wären. Die Kom-
munalpolitik ist demnach auf-
gerufen, sich von Einzelfall-
entscheidungen bis hin zu
Zielvorgaben an die Verwal-
tung zu verändern. komuna
verfügt jedenfalls über die
nötigen Werkzeuge und Kon-
zepte. Jetzt gilt es nur noch,
die richtigen Entscheidungen
zu fällen. ?

Alexander Held/Hans Held GmbH:

Synergie zwischen
Papier und EDV

Seit über 50 Jahren ist die Hans Held GmbH mit ihren Nieder-
lassungen in Stuttgart, Ulm, München, Dresden und Lübeck
für ihre Kunden aus der Öffentlichen Verwaltung und der
Wirtschaft der kompetente Partner für alle Fragen der Schrift-
gut- und Büroorganisation. Über 5000 Kunden profitieren täg-
lich von der Zusammenarbeit.

Seit 1990 hat modernes In-
formations- und Schriftgutma-
nagementsystem einen Na-
men: REGISAFE. Es steht für
praxisbewährte, zukunftsorien-
tierte Lösungen. 2002 präsen-
tierte die Hans Held GmbH
REGISAFE IQ - ein überlege-
nes Verwaltungsmanagement
der neuen Generation.

Neuer Maßstab

Innerhalb kürzester Zeit
wurde dieses System zum neu-
en Maßstab und zeigt ein tem-
poreiches Duchsetzungsver-
halten. Es dynamisiert von der
Verwaltung einer Papier-Regi-
stratur über vollelektronische
Lösungen mit Scanner und op-
tischer Archivierung bis hin
zur Internet-Integration die 
gesamte Informations- und
Schriftgutverwaltung. 

Erfahrung als Sicherheit

„Unsere Erfahrungen sind
Ihre Sicherheiten“ heißt es bei
der Hans Held GmbH. Dazu
gehören die Einrichtung und
Beratung von über 1500 Ver-
waltungsregistraturen und über
700 organisatorischen Gesamt-
beratungen bei Rathäusern
und Landratsämtern in Süd-
deutschland. 

Hinzu kommen ein Akten-
planverlag in elf Bundeslän-
dern mit den entsprechenden
landeseinheitlichen Aktenplan-
arbeiten (Erstellung und An-
passung), die Zusammenarbeit
mit den Kommunalen Spitzen-
verbänden sowie Beratung
durch qualifizierte Verwal-
tungsfachleute. Insgesamt
kann das Unternehmen mit
über 1700 Installationen ihrer
elektronischen Lösung „REGI-
SAFE Informations- und
Schriftgutverwaltung“ aufwar-
ten. 

Unerlässliche
Informationsverwaltung

Angesichts einer mittlerwei-
le schier unerträglichen Infor-
mationsflut (im Jahr 2004 19
Mio. Tonnen Papier; Experten
prognostizieren alle drei bis
fünf Jahre eine Verdoppelung
des Informationsanfalls sowie
in zehn Jahren eine Zunahme
von 25 Prozent) ist eine Redu-
zierung und Qualifizierung der
Informationen notwendig und
sinnvoll, eine Informations-
und Schriftgutverwaltung ge-
radezu unerlässlich. Am kon-
kreten Beispiel lässt sieht dies
wie folgt aus: Während 1998
noch 260 Mrd. Blatt an
Schriftgut (DIN A4 und EDV-

Papier) in der Bundesrepublik
Deutschland anfielen, waren es
2003 bereits 340 Mrd. Blatt
Papier. Dies ergibt übereinan-
dergelegt einen Stapel von et-
wa 34.000 Kilometern ohne
Unterbringung in Ordnungs-
mitteln. Davon abgelegt wur-
den etwa 37 Prozent oder 160
Mrd. Blatt, was wiederum ei-
nem Aktenstapel von rund
16.000 Kilometern entspricht.

Vor falschen Propheten
sei gewarnt!

Es gilt jedoch, nicht das Kind
mit dem Bade auszuschütten
und zu versuchen, alles Schrift-
gut zu vernichten und von einer
schönen, heilen EDV-Welt zu
träumen. Vor falschen Prophe-
ten sei gewarnt! Die Maxime
lautet: „Evolution statt Revolu-
tion!“

Auf dem Weg zur
elektronischen Lösung

Auf dem Weg von der klassi-
schen Registratur zur elektro-
nischen Lösung sind folgende
Punkte zu beachten: Zielvor-
stellung für eine künftige Ar-
beitsweise, Fortschritt und
Grenzen der Technik, Proble-
me der Arbeitsergonomie und
Technik, Vorteile der elektro-
nischen Informationsverarbei-
tung, Parallelität der Anforde -
rungen an EDV und konven-
tionelle Verfahren sowie Auf-
gaben der integrierten Schrift-
gutverwaltung (Papier + EDV).

Fünf Säulen

Die EDV-Schriftgutverwal-
tung beruht auf fünf Säulen: 
1. EDV-Aktenplanverwaltung
2. EDV-unterstützte Aktenver-
waltung der verbleibenden Pa-
pierakte
3. Informationsmanagement -
Wissensmanagement
4. EDV-Schriftgutverwaltung
( D o k u m e n t e n v e r w a l t u n g ,
Bürokommunikation, Einbin-
dung der Office-Produkte, au-
tomatische Schriftstückerstel-
lung, Integration Fax, E-Mail,
Scanner
5. Vollelektronische Bearbei-
tung (Scannen von Tagespost,
elektronisches Verteilen und
Bearbeiten, Einsatz digitaler
Massenspeichersysteme).

Anforderungen an
Dokumentenmanagement

Unter Dokumentenmanage-
ment „DMS“ versteht man ei-
ne „elektronische und klassi-
sche Schriftgutverwaltung“.
Anforderungen an eine „runde

Lösung“ des „DMS“ sind:
? Gesamtheitliches Abbild al-
ler Anforderungen einer Ver-
waltung
? Qualifizierte Darstellung der
Grundlagen für Speicherung
und Organisation - der tiefen-
gegliederte Aktenplan
? Integration und Parallelität
mit der klassischen Registratu-
rablage
? Ausbau in allen Bereichen
mit Teilakten (Einzelakten, Ein-
zelmaßnahmen) und Vorgänge
(übergreifende Maßnahmen)
? Komplette Informationsver-
waltung
? Integration Gemeindear-
chiv, Stadtarchiv, ggf. Fachan-
wendungen, Sitzungsverwal-
tung, Adressverwaltung, Büro-
kommunikation etc.
? Automatisierte Schrift -
stückerstellung und einfache
Unterstützung für alle Mitar-
beiter.

Gesamtkonzept für die
Schriftgutverwaltung

Ziel ist die Erstellung eines
Gesamtkonzepts für die Schrift-
gutverwaltung (Integration in
bestehende Organisationen, in-
dividuelle Stufenpläne bis zur
Komplettlösung, einheitliche
Oberfläche und Arbeitsweise),
die Optimierung der Arbeits-
abläufe/Geschäftsprozesse
(keine unnötigen Schritte, kei-
ne Doppeleingabe, Anpassung
an die jeweilige Situation), die
Unterstützung der Führungs-
ebenen (einheitlicher Zugriff
auf Informationen, Überblick
über Arbeitssituationen, Bear-
beitungsstand) sowie die abso-
lute Benutzerakzeptanz auf al-
len Anwender-Ebenen (einfach

zu lernen und zu nutzen, Spiel-
raum für eigene Arbeitsplatz-
gestaltung, individuelle Nut-
zungsmöglichkeiten in jedem
Arbeitsgebiet). 

Das alte Übel

Wirtschaftlichkeitsberech-
nungen zufolge betragen die
DMS-Kosten pro Arbeitsstun-
de -betriebswirtschaftlich ge-
rechnet - 0,325 Euro. Das ge-
samte DMS kostet demzufolge
weniger als eine Tasse Kaffee
trinken oder das Rauchen einer
Zigarette. Das alte Übel in der
öffentlichen Verwaltung be-
steht aber nach wie vor darin,
nicht wirtschaftlich denken zu
können (kurzfristiges Kosten-
denken ist übermächtig), zu
meinen, dass Zeit nichts kostet
und sowieso Personal vorhanden
ist sowie scheinbar kein Image-
gewinn nach außen erfolgt. 

Vision: Papierloses Büro

Fazit: Das papierlose Büro
bleibt auf lange Sicht eine Vi-
sion. Kein Datenträger kann
einen anderen völlig ersetzen.
Der Informationsträger „Schrift-
gut“ wird daher auch in Zu-
kunft wichtiger Bestandteil der
Büroarbeit bleiben. Damit
wird klar, dass die Produkti-
vität der Büroarbeit nur gestei-
gert werden kann, wenn Pa-
pier- und EDV-Organisation in
die Informations-Verwaltung
einbezogen wird.

Die parallele Organisation
beider Medien ist eine der
wichtigsten Voraussetzungen
für eine moderne, leistungs-
fähige Verwaltung - heute ein
Muss, kein Kann! DK
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Dirk Thomas Wagner/IBM Deutschland:

Personalwirtschaft für den
öffentlichen Dienst

Vermutlich ist Ihr Haushalt wesentlich einfacher organisiert.
Sie lassen den Strom liefern und produzieren ihn nicht selber.
Und vor allem beziehen Sie ihn „On Demand“. Die damit ver-
bundenen Risiken haben Sie auf Ihren Energielieferanten verla-
gert. Und der Strom ist für Sie jederzeit, zugeschnitten auf Ihren
Bedarf, verfügbar. Dieses bewährte und eigentlich triviale Kon-
zept müsste doch auch bei der Datenverarbeitung anwendbar
sein, oder? Aber verhalten wir uns z. B. bei der Nutzung einer
Personalwirtschaft nicht oft ähnlich wie Herr Mustermann?

Damit es einfacher geht - on
demand funktioniert -, gibt es
jetzt IBM Flexible Hosting So-
lutions - Personalwirtschaft für
den öffentlichen Dienst. Sie ba-
siert auf der mySAP Business
Suite und deren Personalwirt-
schaft-Komponente und ent-
hält ein speziell für den öffentli-
chen Dienst vorkonfiguriertes
System. Dieses wurde in enger 
Zusammenarbeit mit der Daten-
zentrale (DZ) Baden-Würt-
temberg und den Rechenzent-
ren Datenverarbeitung Region
Stuttgart und der Kommunalen
Informationsverarbeitung Ba-
den-Franken (KIV BF) ent-
wickelt.

Grundlage für
kostengünstigen Betrieb

Mit dem HR Master for Public
Sector, der bei den Pilotanwen-
dern Stadt Karlsruhe (mit Eigen-
betrieben), Landratsamt Rhein-
Neckar-Kreis und der Kommu-
nalen Datenverarbeitung Region
Stuttgart in den produktiven Be-
trieb übernommen wurde, konn-
te die Grundlage für die schlanke
Einführung und den kostengün-
stigen Betrieb von SAP HR (Hu-
man Resources) gelegt werden.

Wichtigstes Ziel

Wichtigstes Ziel ist dabei die
Sicherstellung der Abrechnungs-
fähigkeit mit Überwachung und
Realisierung der gesetzlichen
und tariflichen Anforderungen
durch die Datenzentrale. Gleich-
zeitig sollte es für jeden einzel-
nen Mandanten möglich sein,
auch im Bereich des Abrech-
nungsregelwerks kundenindi-
viduelle oder hauseigene Tari-
fe/Einstellungen abbilden zu
können. Außerdem sollten die
über die reine Personaladmini-
stration und -abrechnung hinaus-
gehenden Funktionalitäten, wie
beispielsweise Bescheinigungs-
wesen, Dienstplanung, Bewerbe-
rmanagement, Veranstaltungsma-
nagement und Reisemanage-
ment im Sinne eines vollständig
integrativen Betriebes umgesetzt
werden.

Der HR Master for Public Sec-
tor bildet das Herzstück des Be-
reichs Personalwirtschaft für den

öffentlichen Dienst. Er stellt ein
speziell für den öffentlichen
Dienst vorkonfiguriertes System
auf Basis der Softwarelösung
mySAP Public Sector dar. Die
Konfiguration deckt sowohl die
Anforderungen von Städten, Ge-
meinden und Landkreisen als
auch von Eigenbetrieben und
Krankenhäusern ab. Er ermög-
licht auch kleineren und mittle-
ren Verwaltungen die schnelle
und kostengünstige Einführung
einer ganzheitlichen, integrierten
Softwarelösung für ihre Kernge-
schäfte mit dem vollen Potenzial
moderner Personalmanagement-
funktionen.

Gesteigerte Effizienz

Durch die zentrale Betreuung,
Pflege und Weiterentwicklung
des Masters for Public Sector
kann für den laufenden Betrieb
vermieden werden, dass jeder
Anwender eigene Ressourcen
bereitstellen muss. Die Effizienz
des Betriebes lässt sich weiter
steigern, wenn an zentraler Stelle
ein HR-System betrieben wird,
in dem die einzelnen Anwender
jeweils als Mandant bzw. bei
kleineren Anwendern als Bu-
chungskreis abgebildet werden.

Ca 15.000 Abrechnungsfälle

Mit der Produktivsetzung des
zum 1. Januar 2004 entwickelten
Masters werden derzeit etwa
15.000 Abrechnungsfälle in
sechs Mandanten im Rechenzen-
trumsbetrieb abgerechnet. Die
unterschiedlichsten Anforderun-
gen und Strukturen der Pilotkun-
den bedingen, dass über 80 Tari-
fe eingestellt sind, die von der
Datenzentrale gepflegt werden. 

Unterstützung der
Organisationsstrukturen

Der HR Master for Public Sec-
tor unterstützt grundsätzlich so-
wohl zentrale als auch dezentrale
Organisationsstrukturen. Darü-
ber hinaus ist er auch auf Organi-
sationsformen mit integrierten
Sachbearbeitern und der traditio-
nellen Trennung im Personalwe-
sen (personalbetreuende und
personalabrechnende Stelle) vor-
bereitet. 

Die wesentlichen Inhalte des
Masters for Public Sector sind:
? Tarifwerke für den öffentli-
chen Dienst sind umfassend
eingepflegt; dadurch ist die
Nutzung des Masters durch
Landes- und Bundesbehörden
und -einrichtungen problemlos
möglich
? Ein umfangreicher Zulagen-
katalog
? Vorkonfigurierter Katalog
von Abwesenheitsarten sowie
Musterarbeitszeitpläne
? Grundcustomizing sonstiger
Standardkomponenten für einfa-
che und schnelle Erweiterung im
Kundenmandanten
? Integrativer Ansatz auch im
Verbund mit den SAP-Kompo-
nenten des Rechnungswesens
mit Realisierung der doppi-
schen und kameralen Buch-
führung
? Abbildung mehrerer beispiel-
hafter Organisationsstrukturen
? Muster für Stellenklassifika-
tionen sowie Vorlagen eines
Planstellenkatalogs
? Umfangreiche Maßnahmen-
kataloge für Geschäftsprozesse
(zum Beispiel Einstellungsver-
fahren, Höhergruppierungen,
Gewährung von Kindergeld oder
sonstige Vorgänge bei der Perso-
nalverwaltung) sind vordefiniert
und können sofort eingesetzt
werden
? Voll integriertes Berechti-
gungskonzept
? Dauerhafte Sicherstellung der
Abrechnung auf Grundlage der
aktuellsten Rechtslage (Tarifver-
trag, Beitragssätze und sonstige
rechtliche Vorgaben). 

Schrittweise Übernahme
in den produktiven Betrieb

In Phase II wurden bis Ende
2004 die Module Personalko-
stenhochrechnung, Positiv-Zeit-
wirtschaft, Bescheinigungswe-
sen, Bewerberverwaltung, Rei-
semanagement, Dienstplanung,
dynamische Mails und Konzep-
tion Veranstaltungsmanagement
in den Master for Public Sector
integriert und durch die Pilotan-
wender schrittweise in den pro-
duktiven Betrieb übernommen.

Die Vorteile liegen
auf der Hand

Die Vorteile des Masters las-
sen sich wie folgt zusammenfas-
sen:
? Umfassende Leistungen und
Funktionen
? Kostengünstige und wirt-
schaftliche Easy-T-Run-Lösung
? Vorkonfigurierte Kernprozes-

se in der Personalsachbearbei-
tung
? Integriertes und standardisier-
tes Schnittstellenpaket zur Da-
tenübernahme aus Drittverfah-
ren
? Vollständig eingerichtetes
Customizing für das Tarifrecht
im öffentlichen Dienst

? Erhebliche funktionale Er-
weiterungen
? Optimiertes Einführungs- und
Vorgehensmodell (komplettes
Implementierungsprojekt mit u.
a. Projektablauf- und Zeitplan,
Projektorganisation und Doku-
mentvorlagen)
? Einbindung von zugeord-

neten Unternehmen 
? Gewährleistung von Projekt-
terminen, Kosten und produkti-
onssicherer Qualität
? Integration von Vorverfahren
wie z. B. Zeiterfassung
? Gewährleistung und Vereinfa-
chung eines Betriebes über meh-
rere Mandanten hinweg. DK

Ebenso zahlreiches wie aufmerksames Publikum bei den Vorträgen. ?

Prof. Dr. Rolf Lauser/FH München:

Neue Erkenntnisse bei 
Datenschutz und -sicherheit 

Datenschutz bedeutet zunächst die informelle Selbstbestimmung
des Individuums. Jeder Einzelne soll grundsätzlich selbst ent-
scheiden, wann und innerhalb welcher Grenzen persönliche Le-
benssachverhalte öffentlich zugänglich gemacht werden. Daten -
schutz soll gewährleisten, dass der einzelne Betroffene vor den
Gefahren, die die fortschreitende Informationstechnologie mit
sich bringt, geschützt wird. Datensicherheit wiederum fasst alle
technischen und organisatorischen Maßnahmen zusammen, die
für die Durchführung eines zuverlässigen, nach innen und außen
sicheren IT-Betriebes notwendig sind.

Technische und organisatori-
sche Maßnahmen für einen ge-
gen unbefugten Zugriff von in-
nen und außen abgesicherten
IT-Betrieb sind die Herstellung
einer dauerhaften Verfügbarkeit
der Daten und der Anwendun-
gen sowie die Sicherstellung
der Integrität der Daten.
Grundsätzlich gilt: Ohne Daten-
sicherheit gibt es keinen Daten-
schutz.

Der Datenschutz ist gesetz-
lich kodifiziert. Das Bundesda-
tenschutzgesetz ist subsidiär.
Gegenstand des Datenschutzes
sind personenbezogene Daten,
die bei bestimmten öffentlichen
oder bei privaten Organisatio-
nen gespeichert und/oder verar-
beitet werden. Das BDSG gilt
für die gesamte Privat-Wirt-
schaft, im öffentlichen Bereich
nur für den Bereich der Bundes-
verwaltung und für Landesver-
waltungen, Gemeinden oder
Gemeindeverbände, soweit sie
Bundesrecht ausführen. Anson-
sten gelten die Landes-Daten-
schutz-Gesetze. 

Grundregeln

Zur Gewährleistung des in-
formationellen Selbstbestim-
mungsrechts gehen sowohl das
BDSG wie auch die anderen
Datenschutz-Normen von fol-
genden sieben Grundregeln aus:
? Zulässigkeit der Verarbei-
tung: Verbot mit Erlaubnisvor-
behalt
? Zweckbindung der Verarbei-
tung personenbezogener Daten
? Transparenz: Information und
Benachrichtigung der Betroffe-
nen
? Korrekturrechte der Betrof-
fenen: Berichtigung, Sperrung,
Löschung
? Datensicherheit: Schutz vor
Verlust, Sabotage und unbefug-
tem Zugriff
? Kontrolle: durch organisati-
onsinternen DSB und die Auf-
sichtsbehörden
? Sanktionen: Bußgeld, Straf-
vorschriften und Schadenersatz.

Grundsätzlich gilt bei der Er-
hebung, Speicherung, Verarbei-

tung und Nutzung personenbe-
zogener Daten das Prinzip der
Datenvermeidung und Daten-
sparsamkeit.

Die Datensicherheit, d.h. die
technische und organisatorische
Grundlage des Datenschutzes
ist im BDSG lediglich in einem
Paragraphen angesprochen. Da
aber auch der Gesetzgeber er-
kannt hat, dass dies nicht pro-
blemadäquat ist, wurde das BSI
beauftragt, eine Anlage zu kon-
zipieren, die dann integraler Be-
standteil des Gesetzes wurde:

Bestandteil des Gesetzes

? Zutrittskontrolle (physischer
Zutritt zu den System-Umge-
bungen/Closed-Shop)
? Zugangskontrolle (Schutz
gegen unbefugte Nutzung, vor
allem von Externen)
? Zugriffskontrolle (User dür-
fen nur auf die Daten zugreifen,
die sie für die Durchführung der
ihnen zugewiesenen Aufgaben
benötigen)
? Weitergabekontrolle (Daten-
übermittlung nur im Rahmen
der Voraussetzungen des § 15
(öff. Verwaltung) bzw. des § 28
(Wirtschaft) 
? Eingabekontrolle (Wer hat
Daten erfasst, verändert oder
gelöscht/Log-Files)
? Auftragskontrolle (Daten
dürfen nur auf Weisung der
speichernden Stelle verarbeitet
werden; wichtig bei Outsour-
cing/Auftrags-Datenverarbei-
tung
? Verfügbarkeitskontrolle
(Schutz gegen zufällige Zer-
störung oder Verlust)
? Trennungsgebot (Daten, die
für unterschiedliche Zwecke er-
hoben wurden, müssen getrennt
verarbeitet werden).

Durch technische und organi-
satorische Maßnahmen müssen
personenbezogene Daten glei-
chermaßen gegen eine miss-
bräuchliche Verarbeitung durch
Interne wie auch Externe ge-
schützt werden. Maßnahmen
zum Schutz gegen Interne sind
der Closed-Shop-Betrieb mit
Zugangskontrolle und Protokol-

lierung; regelmäßige Daten-
sicherungen (Großvater-, Va -
ter-, Sohn-Prinzip); Funktio-
nen-Trennung (Anwender, Ad-
ministrator, Entwickler); USER-
Groups (Gruppierung über je-
weilige Aufgaben in der Orga-
nisation); 4-Augen-Prinzip bei
kritischen Daten (personenbe-
zogene Daten, unternehmens-
kritische Daten); Passwort-Re-
gelungen (zeitlich begrenzte
Gültigkeit, 8-stellig, Buchsta-
ben, Ziffern und Sonderzeichen,
Passwort ungleich USER).

Maßnahmen zum Schutz ge-
gen Externe sind eine Firewall-
Umgebung mit Paket-Filter,
Applikations-Filter (Dienst-Fil-
ter) und Content- (Inhalts-) Fil-
ter (dazu gehören u.a. Viren-Fil-
ter), zudem ein Proxi-Server zur
Verhinderung des direkten Zu-
griffs von Externen auf Server
und ein Intranet /VPN. Bei der
Kommunikation personenbezo-
gener oder unternehmenskriti-
scher Daten sollten über das In-
tranet (VPN) hinaus grundsätz-
lich PKI (digitale Signaturen)
verwendet werden. Nur so kann
sichergestellt werden, dass der
Partner identifiziert werden
kann, die Authentizität des
Kommunikationspartners si-
chergestellt wird und eine Kom-
munikation mit Abschluss, der
eine nachträgliche Änderung
der kommunizierten Daten er-
kennen lässt, stattfindet.

Vorgehensweise

Datensicherheit und in Folge
ein wirksamer Datenschutz ist
nicht gottgegeben, sondern Er-
gebnis von technischen und or-
ganisatorischen Maßnahmen.
Der in einer Organisation er-
forderliche Maßnahmen-Mix
hängt von der Bedrohungslage,
bzw. dem gegebenen Risiko,
das von Organisation zu Orga-
nisation unterschiedlich ist, ab.
Folgende Vorgehensweise sollte
beachtet werden:
? Risiko-Analyse (Feststel-
lung des Bedrohungs-Scenari-
os)
? Definition einer Security-Po-
licy (Ziele, Anforderungen an
kritische Systeme und/oder Pro-
zesse)
? Ist-Aufnahme mit Schwach-
stellen-Analyse anhand der Se-
curity-Policy
? Ableitung eines kurz- und
mittelfristigen Maßnahmenka-
taloges
? Regelmäßige Auditierung.DK
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Andreas Swart/AKDB:

Melderegister-
Auskunft ZEMA

Die AKDB ist eine Anstalt des öffentlichen Rechts. Träger sind
die kommunalen Spitzenverbände in Bayern. Gegründet wur-
de die AKDB 1971. Somit ist sie seit 30 Jahren erfolgreich im
Bereich der kommunalen Datenverarbeitung tätig. Die AKDB
betreut derzeit mehr als 4000 Kunden, vorwiegend in Bayern,
Sachsen und Thüringen, zunehmend - durch die kommIT -
auch in anderen Bundesländern. 

Zu den Verfahrensbereichen
gehören: Personalwesen; Ein-
wohner-/Ausländerwesen; Fi-
nanzwesen; NKFW, Sozialwe-
sen; Verkehrswesen; Wahlen;
Volks- und Bürgerentscheide;
Bau- und Grundstückswesen;
Ver- und Entsorgungswirtschaft.

Datenbasis

Mit der Bereitstellung des In-
ternet-Portals www.zemaonli-
ne.de hat die AKDB, seit über 30
Jahren erfolgreich im Bereich
der kommunalen Datenverarbei-
tung tätig, die Voraussetzungen
dafür geschaffen, dass Benutzer
aus der Wirtschaft, von Behör-
den und sonstigen öffentlichen
Stellen über ein Portal einfach,
schnell und wirtschaftlich bay-
ernweit einfache Melderegister-
auskünfte einholen können. Als
Datenbasis für ZEMA dient der
im Service-Rechenzentrum der
AKDB von nahezu allen bayeri-
schen Kommunen gespeicherte
zentrale Einwohnerteildatenbe-
stand. Bayern hat derzeit etwa
12,4 Mio. Einwohner, die von
1379 Meldeämtern verwaltet
werden. Bundesweit sind 6000
Meldeämter und -behörden an-
sässig.

Identifizierung

Das ZEMA-Portal wird ge-
meinsam von der AKDB, der
Landeshauptstadt München und
den Städten Nürnberg und Augs-
burg betrieben. Durch Verlin-
kung der Datenbestände dieser
vier Beteiligten können über das
Portal auch die Datenbestände
der genannten Städte abgefragt
werden.

Neben privaten Power-Usern
kann ZEMA auch von Behör-
den (zum Beispiel Landesbehör-
den, Landratsämtern, Kommu-
nen) als Online-Behördenaus-
kunft im Umfang der einfachen
Melderegisterauskunft genutzt
werden. Die AKDB schließt mit
den Interessenten entsprechen-
de Vereinbarungen ab. Mit Ver-
tragsabschluss und Registrie-
rung können über das ZEMA-
Portal einfache Melderegister-
auskünfte eingeholt werden.
Die Identifizierung bei der
Suchanfrage erfolgt mittels
UserID und Passwort oder Soft-
ware-Zertifikat. 

Die Gebühren für die Abfra-
gen werden von der AKDB mit
den Power-Usern abgerechnet.
Kommunen, die die AKDB be-
auftragt haben, erhalten von der
AKDB Gutschriften für Abfra-
gen aus ihrem Datenbestand.
Dies bedeutet: ZEMA bietet al-
len bayerischen Kommunen die
Möglichkeit, eine web-basierte
Dienstleistung ohne irgendwel-
che Investitionen anzubieten, es
ist nur die Beauftragung der
AKDB erforderlich. Dieses An-
gebot können alle Kommunen
nutzen, unabhängig davon, wel-
ches Fachverfahren Einwohner-
wesen sie im Einsatz haben. Mit
der Anbindung eines ePayment-
Systemes ist ZEMA zukünftig
auch für Anfrager, die nur im
Einzelfall oder sporadisch Mel-
deregisterauskünfte einholen
(Bürger, Rechtsanwälte, usw.),
und bei der AKDB nicht regi-
striert sind, verfügbar. Je mehr
Kommunen sich an der ZEMA
beteiligen, desto höher wird die
Akzeptanz der Power-User die
Dienstleistung dieser virtuellen
Behörde nutzen.

Kostenersparnisse

Für Kommunen, Wirtschaft
und Behörden führt die Auto-
matisierung von Melderegi-
sterauskünften zu einer Be-
schleunigung der Geschäfts-
prozesse und zu Kostenerspar-
nissen durch eine Vielzahl von
Vorteilen:
? Keine Suchanfragen bei einer
Vielzahl von Meldebehörden,
sondern bei einem bayernweiten
Portal 
? Keine Erstellung eines forma-
len Anschreibens, sondern un-
komplizierte Dateneingabe 
? Sofortiger Start der Suchan-
frage 
? Schneller, zeitnaher Erhalt
des Suchergebnisses 
? Zeitliche Ungebundenheit bei
der Einholung von Auskünften 
? Einheitliche Benutzerober-
fläche und Standards mit hoher,
gleichbleibender Qualität 
? Rechtssichere Durchführung
der Melderegisterauskünfte un-
ter strikter Beachtung der daten-
schutzrechtlichen Bestimmun-
gen 
? Kostengünstige Abrechnung
durch die AKDB für alle Betei-
ligten. DK

Kindermann & Co. GmbH:

Komplettanbieter für Präsentations-
und Konferenztechnik

Über die Jahre hinweg bis heute hat das Familienunternehmen
Kindermann in Ochsenfurt ein Höchstmaß an Professionalität
in Sachen Licht und Projektion entwickelt. Die 1861 gegründe-
te Firma brachte das richtige Licht in die Welt des Business mit
Dia-, Overhead-, Daten- und Videoprojektoren.

Seit über 30 Jahren ist Kin-
dermann deutscher Hersteller
für Overhead-Projektoren und
stieg bereits 1982 in den Daten-
/Videoprojektorenmarkt ein.
Die Voraussetzungen für die
richtungsweisende Technik sind
Mitarbeiter mit Kenntnissen für
den Markt, seine Entwicklung
und Möglichkeiten.

Wandlung zum
Komplettanbieter

Kindermann hat sich gewan-
delt vom reinen Produzenten
traditioneller Präsentationstech-
nik zu einem Komplettanbieter
auf dem wachsenden Markt der
Präsentations- und Konferenz-
technik. Zu den Kernkompeten-
zen des Unternehmens gehört
das Know-how rund um die
Präsentation mit eigener Pro-
duktion, Entwicklung, Marke-
ting, Vertrieb und Service. Ne-
ben der Produktion aus eigenem
Haus vertreibt Kindermann mit
Daten-/Videoprojektoren von
Epson, Sanyo und Toshiba drei
weltweit führende Marken.

Leistungsstarke Geräte

Mit sechs MultiMedia-Pro-
jektoren bietet das Unterneh-
men mittlerweile leistungsstar-
ke Geräte für die Mobil-Class,
Desktop-Class und Installati-
ons-Class. Die Handelspartner
von Kindermann haben mit die-
ser neuen Linie die Chance,
nicht mehr im direkten Ver-
gleich zum Mitbewerb stehen
zu müssen, wie Michael Fries,
Vertriebsleiter bei Kindermann,
betont. „Außerdem können un-
sere Händler und deren Kunden
auf absolute Spitzentechnologie
vertrauen, denn hinter Kinder-
mann stehen mehr als 20 Jahre
Erfahrung und Kompetenz in
der Daten-/Videoprojektion“,
fügt Fries hinzu. 

Speziell für mobile Präsenta-
tionen und für Home-Cinema
wurden die beiden neuen Mo-
delle KS 100 und KX 100 ent-
wickelt. Gemeinsam ist den bei-
den Geräten eine Fülle von
technischen Highlights wie
Zoomen, Weitwinkel für kurze

Projektionsabstände, Keystone-
Korrektur, Videowiedergabe,
Bild-in-Bild und Farbtempera-
tureinstellung. Mit Anschlüssen
für analoge RGB- und digitale
DVI-Schnittstelle sowie Com-
posite Video, S-Video- und Vi-
deo-Komponenten-Eingang,
eignen sich die beiden 2,6 kg
leichten Beamer für nahezu jede
Anwendung. Die Projektoren
unterscheiden sich nur durch ih-
re Lichtleistung und Auflösung.

Drei Modelle

In der Desktop-Class bietet
Kindermann 3 Modelle. Der
KX 200 bietet sich mit 2.000
ANSI-Lumen, XGA-Auflösung
und 3,4 kg Gewicht besonders
für den Schul- und Weiterbil-
dungsbereich an.

Zoomfunktion, digitale Key-
stone-Korrektur, wählbare Farb-
temperatureinstellungen und
Anschlussmöglichkeit für bis zu
vier Bildquellen, sind einige der
technischen Highlights. Eben-
falls zur Desktop-Class gehören
die XGA-Projektoren KX 2020
und das neue Modell KXD
2300. Verkaufsleiter Fries reiht
die beiden Modelle aus der neu-
en Kindermann-Linie in den
Anwendungsbereich für Top-
Präsentationen, für Konferen-
zen und natürlich auch für alle
Einsätze in der Unternehmens-
umgebung ein.

„Eyecatcher“

Für die Darstellung von Vi-
deo- und Datenprojektion im
Raum bietet Kindermann wie-
derum hochwertige Rückpro-
jektionsscheiben, sprich helle,
kontrastreiche Bilder an. Sie
dienen als „Eyecatcher“ am
Point of Sale, in Foyers, Schau-
fenstern und Showrooms.

Durch die vier Varianten
Greyfire, Blackfire, Holoscreen
und Digital Power werden diese
Scheiben und Folien nahezu al-
len Kundenansprüchen gerecht.
Je nach Anforderung bieten sie
z. B. Tageslichttauglichkeit, In-
nen- oder Außeneinsatz, gerin-
ges Gewicht und flexible Pro-
jektionsgrößen bis zu 2 mal 3

Meter. Das Modell Greyfire ist
eine hochwertige Acrylscheibe
mit zwei speziellen Ober-
flächenstrukturen, nur wenige
Millimeter stark, leicht und dau-
erhaft. Die K Greyfire ist geeig-
net für helle Projektionen mit
guter Bildqualität, zum Beispiel
im Schaufenstereinsatz.

Beste Bildqualität

Durch Mikro-Glaslinsen-Tech-
nologie erzielt das Modell
Blackfire die beste Bildqualität
mit sehr breitem Betrachtungs-
winkel. Mehr als 10.000 Glas-
linsen pro Quadratzoll in einer
Acrylscheibe leiten das Projek-
tionslicht von der Rück- auf 
die Vorderseite und blenden
Fremdlicht weitgehend aus, d.h.

Scheinwerfer oder Tageslicht
haben geringen Einfluss auf die
Bildqualität. Das Modell Ho-
loscreen wiederum ist eine spe-
zielle Polymerscheibe, die in er-
ster Linie das Licht aus einem
Winkel von 25 bis 35 Grad er-
kennbar macht und für ungehin-
derten Durchblick transparent
bleibt. Foyers und Räume in
hochwertiger Ausstattung sind
das passende Umfeld. Die Bild-
qualität ist exzellent, der Be-
trachtungswinkel ist 180 Grad.

K Digital Power

Die K Digital Power ist ei-
ne dünne Folie, die auf alle
Kunststoff- oder Glasflächen
geklebt werden kann. Sie eignet
sich bestens für flexible Einsät-
ze und kann in jeder Form zuge-
schnitten werden beispielsweise
für außergewöhnliche Projekti-
onsformen auf Messeständen
und Rauminstallationen. Auch
bei hellem Umgebungslicht gibt
sie ein sehr helles Bild mit guter
Bildqualität wieder. DK

CeBIT 2005 vom 10. bis 16. März:

Die Technik im Griff
Technik soll dem Menschen das Leben leichter machen. Doch
wenn Technik überhand nimmt, schafft sie eher Verwirrung.
Damit der Anwender auch im Zeitalter mobiler Büros, intelli-
genter Haustechnik und interaktiver HiFi-Geräte nicht den
Überblick verliert, entwickeln Fraunhofer-Forscher den digita-
len Assistenten PECo. Die Fernbedienung für alle Gelegenheiten
ist vom 10. bis 16. März in Hannover 2005 auf der CeBIT, Halle
9, Stand B36 zu sehen. 

Der Tagungsraum im Darm-
städter Fraunhofer-Institut für
Graphische Datenverarbeitung
IGD ist der Inbegriff moderner
Konferenztechnik: „Es gibt dort
an die hundert elektrisch steuer-
bare Einheiten“, berichtete Ali
Nazari Shirehjini, Ingenieur am
IGD. 40 Lampen und verstellbare
Jalousien sorgen für optimale Be-
leuchtung. Drei Beamer können
unabhängig voneinander Bild-
oder Textdateien an die Stirnseite
des Raums projizieren. Alle Bea-
mer lassen sich per Laptop von
jedem Platz aus ansteuern. Neben
den Projektionsflächen befinden
sich zwei Smart-Screens, intelli-
gente Tafeln, die digital spei-
chern, was von Hand auf sie ge-
schrieben wird. „Die Steuerung
der gesamten Konferenztechno-
logie ist eine Wissenschaft für
sich, für die man bisher extra aus-
gebildete Techniker brauchte“, er-
klärt Nazari. 

Lösung PECo

„Diese Komplexität geht an
den Bedürfnissen der Menschen
vorbei“, so der Ingenieur weiter.
„Die Nutzer des Raums wollen
Geräte steuern und Dateien über-
tragen, abspielen oder laden -
und dafür sollte eigentlich der
gesunde Menschenverstand aus-
reichen.“ 

Die Lösung, die Nazari und
seine Kollegen entwickelt ha-
ben, heißt PECo - die Abkürzung
steht für Personal Environment
Controller. Die Software, mit der
sich Konferenzräume ansteuern
lassen, kann auf einem kleinen
PDA installiert werden, der in je-
de Hosentasche passt. Die 3D-
Sicht auf dem Display zeigt den
Tagungsraum inklusive aller
Lampen, Boxen, Beamer, Smart
Screens. Durch Antippen lassen
sich die einzelnen Funktionen
aktivieren, die Impulse werden
per Funk an die Schaltzentrale
übertragen. Diese Fernsteuerung
funktioniert nicht nur im Ta-
gungsraum selbst, sondern auch
via WLAN über größere Distan-
zen.

Am Gemeinschaftsstand der
Fraunhofer-Gesellschaft auf der

CeBIT kann jeder diese Techno-
logie testen: Ein Klick auf den
PDA genügt, und schon gehen
im Konferenzraum am Darm-
städter IGD - 376 Kilometer von
Hannover entfernt - die Lichter
aus. Den Beweis, dass die ge-
wünschten Funktionen auch
wirklich aktiviert wurden, liefert
eine Kamera, die Bilder aus dem
Tagungsraum live auf die Messe
überträgt. 

„Die Steuerung der sehr kom-
plexen Konferenztechnik zeigt,
dass PECo funktioniert“, resü-
miert Nazari. „Grundsätzlich
kann man mit der Software alle
Geräte steuern, die kommunika-
tionsfähig - also fernsteuerbar -
sind. Die Voraussetzung ist nur,
dass sie einem Standard wie Eu-
ropean Installation Bus, EIB,
oder Universal Plug and Play,
UPnP, folgen. „PECo ist durch
die 3D-Darstellung der Umge-
bung immer intuitiv zu verste-
hen“, sagt Nazari.

Animation erstellt

Doch woher weiß die Soft-
ware, wie die Umgebung aus-
sieht? Im Fall des Konferenz-
raums haben die Fraunhofer-In-
genieure eine Animation erstellt.
Je nachdem, an welcher Stelle
sich der Anwender befindet - die
Position des PDA wird über
Funk von der Schaltzentrale er-
kannt - erscheint auf dem Dis-
play der entsprechende Aus-
schnitt des Raums. In fremden
Umgebungen kann das Pro-
gramm selbstständig dreidimen-
sionale Animationen erstellen:
„Die Bilder berechnen sich aus
der Position der Geräte, die über
Ultra Wide Band, Bluetooth oder
WLAN erreichbar sind. Der An-
wender sieht auf dem Display al-
so immer, welche Geräte im
Raum sind, die er ansteuern
kann“, so Nazari: „Die Technik
schafft einerseits Überblick, an-
dererseits erleichtert sie die Be-
dienung - wer will schon mit
hunderten von Fernbedienungen
hantieren?“ Das Konzept der
drahtlosen Interaktion haben die
IGD-Forscher mittlerweile pa-
tentiert. ?
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Fujitsu Siemens Computers GmbH:

Starker Partner für
innovatives eGovernment

Stabile und starke Partnerschaften sind in dynamischen Zeiten
des Wandels wichtiger denn je. Sie bieten die Verlässlichkeit
zukunftsgerichteten gemeinsamen Handelns, das von Kompe-
tenz und Engagement bestimmt ist. Die Fujitsu Siemens Com-
puters GmbH und den Public Sector verbindet seit vielen Jah-
ren eine derartige Partnerschaft. Die Fäden dafür laufen in der
Line of Business (LoB) Öffentliche Auftraggeber zusammen. 

Die führende Position von Fu-
jitsu Siemens Computers bei
Bundes- und Landesbehörden,
Kommunalverwaltungen und
Verbänden, Hochschulen und
anderen öffentlichen Institutio-
nen stützt sich auf das spezifi-
sche Wissen um die Anforderun-
gen, die der Public Sector an sei-
ne IT-Infrastrukturen stellt.

Technologieführer 

Ein Team von über 220 quali-
fizierten Mitarbeitern setzt im
Rahmen eines flächendeckenden
Netzes von Vertriebscentern die-

se Verpflichtung täglich in die
Praxis öffentlicher Auftraggeber
um. Ihr Know-how bildet die
Basis, auf die Fujitsu Siemens
seine Position als leistungsstar-
ker IT Infrastruktur-Anbieter,
Systemintegrator und Lösungs-
partner stützt. Diese Position
füllt das Unternehmen mit den
Kompetenzen des Technologie-
führers aus und ergänzt sie um
die Zusammenarbeit mit ausge-
wählten Partnern.

Optimierte Prozesse

Um das Angebot der über das

Internet verfügbaren Dienste
qualitativ und quantitativ er-
höhen und gleichzeitig die Effi-
zienz der Verwaltungen steigern
zu können, werden Verwaltungs-
prozesse optimiert. Der Automa-
tisierungsgrad wird erhöht, u.a.
durch Integration in Realzeit-
Umgebungen. Ein Bürger, der
bestimmte Dienste per Internet
in Anspruch nimmt, erwartet ei-
ne schnellere Bearbeitungszeit
als bei traditioneller Verfahrens-
weise. Es reicht nicht, die über
das Internet initiierten Verwal-
tungsprozesse in die bestehen-
den Verwaltungsabläufe ein-
zugliedern. Vielmehr sollten die
bestehenden Verfahren (insbe-
sondere die Kernverfahren) in
automatisierte Verwaltungspro-
zesse eingebunden werden. 

Vollständige Automatisierung

Darüber hinaus erfordern
eGovernment Projekte (elektro-
nische Formulare, Signatur,
elektronisches Postfach, etc.)
früher oder später die Einbin-
dung, Erweiterung oder Umge-
staltung bestehender Kernver-
fahren. Nur eine vollständige
Automatisierung der Prozesse
ermöglicht maximale Kostener-
sparnis, maximale Effizienzstei-
gerung und maximale Bür-
gernähe im öffentlichen Verwal-
tungsbereich. 

Framework keySteps

keySteps ist ein Framework,
das aus formalen Prozessbe-
schreibungen (BPML) einen ab-
lauffähigen Code (Enterprise Ja-
va Beans) generiert. keySteps er-
zeugt automatisierte Verwal-
tungsprozesse, die plattformneu-
tral in heterogenen IT Infrastruk-
turen eingesetzt werden können.
Mit der Prozessbeschreibungs-
sprache BPML (Business Pro-
cess Modeling Language / BP-
MI.org) werden die Prozessab-
läufe und der für die Prozess-
steuerung relevante Datenfluss
als XML-Dokumente beschrie-
ben, unter Verwendung einer

BPML Schema Beschreibung.
Prozesse lassen sich zunächst im
Sinne von Musterprozessen
(oder best practice) abstrakt be-
schreiben und können dann
schrittweise zu realen, ablauf-
fähigen Prozessen verfeinert
werden. 

keySteps ermöglicht sowohl
die Einbindung host-basierter
Kernverfahren in moderne eGo-
vernment Umgebungen als auch
die Erweiterung vorhandener
Prozesse um neue Services.
Existierende Batchprogramme
können durch Online Schnitt-
stellen (z.B. als Webservices)
ergänzt werden. Darüber hinaus
ermöglicht keySteps auch die
Migration der Kernverfahren
auf moderne Systemplattfor-
men. Das Vorgehenskonzept er-
möglicht diese Innovationen in
überschaubaren, kontrollierba-
ren und zusammen mit dem
Kunden festgelegten, evolu-
tionären Schritten.

Integrierte Lösungen

keySteps ist eine Lösung, die
von den Kooperationspartnern
FSC, MGM EDV-Beratung und
Oracle mit dem Ziel entwickelt
wurde, die Transformation der
bestehenden Verfahren hin zu
automatisierten Verwaltungspro-
zessen optimal zu unterstützen.
Vorhandene Lösungen, zum Bei-
spiel hostbasierte Verfahren,
werden integriert und mit den
fachspezifischen Erfahrungen in
den Verwaltungen kombiniert.
Die Kombination aus Hardware,
Software und Services ermög-
licht ein schlüssiges Vorgehens-
modell, das sich in der Praxis be-
währt hat. 

Fujitsu Siemens Computers,
1999 gegründet, ist in Deutsch-
land Marktführer im IT-Bereich
und mit mehreren Fertigungs-,
Vertriebs- und zentralen Verwal-
tungsstandorten direkt vor Ort
präsent. Die Produktion in
Deutschland garantiert kurze
Wege, neue Maßstäbe an Flexi-
bilität und höchste Produktqua-
lität. Ein Beispiel hierfür ist die
Auszeichnung der Fertigung in
Augsburg mit dem Industrial Ex-
cellence Award 2003 als beste
Fabrik. DK

DATEVkommunal für
Städte und Gemeinden

Software und Beratung für die kommunalen Finanzen 

Zur Überwindung der Haushaltskrise in den deutschen Kom-
munen ist neben stabilen Einnahmen ein grundlegend geänder-
tes Finanzmanagement mit mehr Transparenz dringend not-
wendig. Eine zentrale Rolle kommt dabei der Einführung eines
neuen kommunalen Haushalts- und Rechnungswesens auf Basis
der doppelten Buchführung (Doppik) zu. Denn Kommunen, die
so das kamerale zahlungsorientierte System durch eine ressour-
cenorientierte Darstellung ersetzen, können Aufgaben und Pro-
jekte nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten planen. 

Bei der Umstellung bieten der
Steuerberater und die Nürnber-
ger DATEV eG Unterstützung
an. Der IT-Dienstleister hat da-
zu sein umfassendes Leistungs-
spektrum aus Beratung und
Software für Kommunen und
kommunale Unternehmen im
neuen Angebot DATEVkom-
munal zusammengefasst.

Durchgängiges System

DATEVkommunal deckt fle-
xibel alle Anforderungen ab,
mit denen Kommunen und
kommunale Unternehmen im
Zuge der nötigen Umstrukturie-
rung konfrontiert werden. Dazu
bietet DATEV ein durchgängi-
ges Software-System, das die
Grundlage für ein neues Fi-
nanzmanagement bildet. Zu den
Anwendungen, die im Rahmen
von DATEVkommunal erhält-
lich sind, gehören Programme
für die Finanzbuchführung, auf
Basis spezieller Kontenrahmen
für das neue kommunale Rech-
nungswesen, den Jahresab-
schluss, die Finanzrechnung und
Haushaltsplanung, den Zah-
lungsverkehr, die Budgetierung
inklusive Kosten- und Lei-
stungsrechnung, die Anlagen-
wirtschaft, die Lohn- und Ge-
haltsabrechnung, den Haushalts-
plan sowie die Veranlagung
kommunaler Abgaben wie Steu-
ern, Gebühren und Beiträge. 

Zusätzlich zur Software bein-
haltet DATEVkommunal weit
reichende Beratungsleistungen.
Die DATEV-Consultants unter-
stützen gemeinsam mit dem

Steuerberater zum einen den
Umstellungsprozess auf die
Doppik, begleiten das Projekt
oder übernehmen das Projekt-
management. Zum anderen bie-
ten sie auch generell Hilfestel-
lung, wenn es darum geht, Stra-
tegien und Konzepte zur organi-
satorischen Weiterentwicklung
und Effizienzsteigerung in der
Verwaltung von Städten und
Gemeinden auszuarbeiten. 

Breites Spektrum

Für die Straffung von Abläu-
fen steht dazu ein breites Maß-
nahmen-Spektrum zur Aus-
wahl. Generell lässt sich die
Wirtschaftlichkeit einer Kom-
mune prüfen, indem ihre Lei-
stungen dem Ressourcenver-
brauch gegenüber gestellt wer-
den. Für unproduktive Bereiche
bietet sich in manchen Fällen ei-
ne Auslagerung (Outsourcing)
des kompletten Prozesses an.
Hohe Kosten im Bereich Be-
schaffungswesen lassen sich
zum Beispiel durch regionale
Kooperationen reduzieren. In-
dem mehrere Kommunen ei-
nem Lieferanten gemeinsam ge-
genüber treten, können sie gün-
stigere Preise durchsetzen.

Ist-Analyse

Je nach den Voraussetzungen
in der Kommune fallen die
Schwerpunkte beim Umstruktu-
rierungsprozess unterschiedlich
aus. Den Weg zu einer Neuaus-
richtung, die langfristige Ein-
sparungen oder Produktivitäts -

zuwächse bringt, beginnt das
Team aus Steuerberater und
DATEV-Consultants mit einer
Ist-Analyse. Anhand von Orga-
nisationsanweisungen aber auch
durch Mitarbeiterbefragungen
werden alle Abläufe in der
Kommune untersucht. Zu den
angefallenen Kosten und den
Leistungen der Verwaltung wer-
den Informationen erhoben und
gegenüber gestellt. Dieser Ab-
gleich ermöglicht dann eine kri-
tische Bewertung der Abläufe in
der Kommune.

Strategisches Konzept

Vor der Auswahl konkreter
Maßnahmen wird festgelegt, für
welche Bereiche Veränderun-
gen auf operativer Ebene aus-
reichend sind, und welche Pro-
zesse generell strategisch neu
ausgerichtet werden müssen.
Über weitere methodische Zwi-
schenschritte wird schließlich
das strategische Konzept er-
stellt. Es enthält die gewählten
Einzelmaßnahmen und ordnet
sie nach Priorität und zeitlichem
Ablauf.

Der Steuerberater und die
DATEV-Consultants stehen den
Verantwortlichen während des
gesamten Umstellungsprozes-
ses zur Seite und vermitteln
Methoden-Know-how für die
Umsetzung der einzelnen Maß-
nahmen. Dabei beraten und be-
treuen sie auch die Mitarbeiter
bei der Gewöhnung an neue Ab-
läufe oder veränderte Funktio-
nen. DK

Erste Erfahrungen mit Doppik

Königsbrunn mit
AKDB erfolgreich

gestartet

„Der Weg führt in die Zu-
kunft, und wir werden immer
besser.“ So fasst Harald Goos,
Kämmerer der Stadt Königs-
brunn, die ersten positiven Er-
fahrungen mit dem neuen Kom-
munalen Finanzwesen auf dop-
pischer Basis zusammen.

Mit Jahresbeginn 2005 ist die
Verwaltung der Stadt Königs-
brunn auch im Tagesgeschäft
vollständig und endgültig auf
die Doppik umgestiegen. Vor-
aus ging eine „sanfte“ Über-
gangsphase von zwei Jahren,
während der die Stadt gemein-
sam mit der Anstalt für Kom-
munale Datenverarbeitung in
Bayern (AKDB) und der arf
GmbH in einem Pilotprojekt
NKFW alle nötigen Vorausset-
zungen schuf. Dazu gehört auch
das richtige Verfahren: OK.FIS
NKFW. 

Das Ziel war von Anfang an
klar: „Trotz knapper Kassen
sollen die Leistungen für die
Bürger nicht gekürzt werden.
Dafür müssen wir die Ressour-
cen aufdecken, die bisher noch
gar nicht oder nicht in der richti-
gen Art genutzt wurden. Die
Kameralistik stößt dabei an ihre
Grenzen. Mit der Einführung
der Doppik erhalten wir erst-
mals die notwendigen Informa-
tionen, um sie zu einer transpa-
renten Steuerung im Sinne der
Bürger nutzen zu können.“ er-
läutert Goos. ?

Meldeamtssoftware MESO:

Absoluter Marktführer
Der „Siegeszug“ der Einwohnermeldeamtssoftware MESO,
hergestellt bei HSH in Lindenberg, setzt sich nicht nur in Bay-
ern fort. Auch in allen anderen Bundesländern bestätigt sich
der Trend zu einer modernen, integrierten und autonomen Lö-
sung. Mittlerweile haben sich neben Berlin und Köln auch Bre-
men und Hannover für MESO ausgesprochen. 

Zu Beginn dieses Jahres haben
sich in Bayern die kreisfreien
Städte Ansbach, Coburg und
Weiden für MESO und komuna
als ihren „Partner der Kommu-
nalverwaltung“ entschieden; wei-
tere werden noch folgen. „Damit
haben wir in Bayern nach 50
Neukunden im Jahre 2003 und
25 Neukunden in 2004 bereits
wieder einen soliden Grundstock
für das neue Jahr gelegt“ so
Franz Fuchs, Geschäftsführer
von komuna und zuständig für
den Vertrieb. Bundesweit arbei-
ten mittlerweile weit über 2.000
Verwaltungen (davon ca. 500
Kunden in Bayern) mit dieser
Meldeamtssoftware, darunter
seit 1. April 2003 sämtliche 212
Meldebehörden in Rheinland-
Pfalz.

Ideale Ergänzung

Der Auftrag der Städte Ans-
bach und Coburg wurde neben
MESO auch für AUSO erteilt.
AUSO ist im Bereich des Aus-
länderwesens die ideale Ergän-
zung in der Kombination mit
MESO als bundesweit führende
Software im Meldewesen. Beide
Verfahren laufen auf einer ge-
meinsamen Datenbank und grei-
fen in einem nahtlosen Workflow
ineinander. Dadurch ergeben sich
für die Ausländerbehörde viele
Rationalisierungseffekte.

Unter dem Titel „Meldewesen
auf Draht“ durfte komuna die
elektronischen Vorgänge im
Meldewesen, die nunmehr be-
reits über 350 bayerische komu-
na-Anwender nutzen, während
der Messe „Moderner Staat“ in
Berlin am Stand des Bundesmi-
nisteriums des Inneren vorstel-
len. Besondere Beachtung fand
dabei, dass einfache und funktio-
nierende Beispiele aus der Praxis
gezeigt wurden, die durch den
laufenden Einsatz in der Fläche
bereits erhebliche Einsparungs-
potentiale erschlossen haben.

Interesse für echte
Praxisbeispiele

Gerade auf einer Messe, auf
der viel über theoretische Kon-
zepte und virtuelle Projekte ge-
sprochen wird, war großes Inter-
esse für echte Praxisbeispiele
zu erkennen. „Vielleicht haben
manche verstanden, dass es nicht
millionenschwerer Projekte be-
darf, um einfache Dinge einfach
zu lösen,“ erörterte Ludwig Atz-
berger, Geschäftsführer von ko-
muna.

Im Bereich des Meldewesens
ergeben sich durch gesetzliche
Novellierungen gravierende Neu-
erungen wie z. B. den papierlo-
sen Austausch von Meldedaten
zur Bedienung zentraler Register
bzw. zwischen den Meldebehör-
den. Dies ist mit MESO seit lan-
gem gängige Praxis, über Lan-
desgrenzen hinweg und ohne
den kostspieligen Einsatz von
Clearing- oder Vermittlungsstel-
len. Mehr als 400 Rathäuser in
Bayern und Baden-Württemberg
übermitteln bereits papierlos und
elektronisch Daten via komu-
na.NET, der universellen Da-
tentransportplattform, weitere
werden permanent installiert. So
ergeben sich ohne Investitions-
aufwand von heute auf morgen
erhebliche Einsparungen in den
Prozesskosten. 

Integrierte Gebührenkasse

Mit der in MESO integrierten
Gebührenkasse kann der gesam -
te Zahlungseingang im Bürger-
büro abgewickelt werden. Die

Abwicklung eines gebühren-
pflichtigen Vorgangs in MESO
stößt dabei automatisch die Ge-
bührenabrechnung an. Mittler-
weile wird ca. ein Drittel aller
Pass- und Ausweisanträge bun-
desweit über DIGANT abge-
wickelt.

Spitzenplatz

In Bayern ist das Verfahren
mit 928 Installationen am weite-
sten verbreitet, es folgen Baden-
Württemberg mit 600 und Nie-
dersachsen mit 168 Installatio-
nen. Mit der bundesweit führen-
den Einwohnermeldeamtssoft-
ware MESO der Firma HSH und
DIGANT können mittlerweile
über 11 Mio. Einwohner ihre
Pässe und Ausweise beantragen;
damit steht MESO im Ranking
der Bundesdruckerei an erster
Stelle. DK
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Staatsanzeiger Online Logistik:

Erste Adresse für öffentliche
Internet-Ausschreibungen

Leere Kassen und immer weniger Mitarbeiter, die immer mehr
Arbeit bewältigen müssen: An der Finanzknappheit der Kom-
munen wird sich vermutlich auch in Zukunft nicht viel ändern.
Umso wichtiger, dass Prozesse „entschlackt“ und wertvolle
Personalressourcen nicht unnötig blockiert werden. Die
bayerische Staatsanzeiger Online Logistik (SOL) GmbH bietet
bereits seit fünf Jahren eine rechtssichere Online-Ausschrei-
bungsdatenbank an, die den Arbeitsaufwand und damit die
Prozesskosten bei der Submission deutlich reduziert. Zwar ist
die Online-Ausschreibung längst noch nicht in alle Kommunen
vorgedrungen, aber allein in Bayern haben 750 öffentliche
Ausschreiber auf das elektronische Verfahren mit SOL umge-
stellt. Insgesamt kann die Staatsanzeiger Online Logistik auf
mittlerweile 43.000 abgewickelte Ausschreibungen verweisen. 

Einer der Anwender ist Peter
Fröber, Leiter der Bauverwal-
tung im Bauamt der Großen
Kreisstadt Neustadt bei Coburg,
der seit dem Frühjahr 2003 mit
der Online-Ausschreibungs-
plattform von SOL arbeitet. Mit
dem Gedanken, Ausschreibun-
gen online durchzuführen, hat
Fröber schon länger gespielt:
„Seit die Mitarbeiter von SOL
uns ihr System vorgestellt ha-
ben, bin ich begeistert von der
Idee. Nur fehlten uns 2002
größere Ausschreibungsprojek-
te, daher haben wir die Sache
erstmal auf Eis gelegt.“ 

Als 2003 mit dem Neubau ei-
nes Kindergartens und umfang-
reichen Umbau- und Sanie-
rungsmaßnahmen im Neustadt-
er Rathaus gleich zwei umfang-
reiche Projekte mit einem Ge-

samtvolumen von 500.000 Euro
anstanden, kam die Online-
Ausschreibungsplattform end-
lich zum Einsatz. Die Plattform
fand schnell Akzeptanz und so-
gar treue Anhänger: Vor allem
die Sachbearbeiterinnen loben
die enorme Arbeitserleichterung
durch die Umstellung auf das
elektronische Ausschreibungs-
verfahren.

Schluss mit tagelangem
Kopieren

„Endlich ist Schluss mit dem
tagelangen Kopieren der Lei-
stungsverzeichnisse“, atmet Frö-
ber auf. Besonders problema-
tisch sei es gewesen, als gleich-
zeitig mehrere Ausschreibungen
liefen. „Durch die umfangrei-
chen Werke waren die Perso-

nalressourcen oft eine halbe
Woche gebunden - bei Baumei-
sterarbeiten umfasst ein Lei-
stungsverzeichnis z.B. an die
300 Seiten, wenn das dann für
40 Bieter kopiert, einkuvertiert
und verschickt werden musste,
waren unsere Mitarbeiter erst
einmal beschäftigt“, erklärt Frö-

ber. Seit der Nutzung der Onli-
ne-Ausschreibung sei dies an-
ders: „Jetzt müssen wir nur
noch das Leistungsverzeichnis
als PDF-Dokument in die Da-
tenbank von SOL stellen. Be-
triebe, die sich an der Aus-
schreibung beteiligen wollen,
geben wir in eine Liste ein, das
ist alles.“

Zufallsverfahren

Diese Liste geht per Zufalls-
verfahren an eines von mehre-
ren zertifizierten Druckzentren,
wo die Unterlagen vervielfältigt
und den Bietern innerhalb von

Kommunalverwaltung:

Linux voll im Trend
Immer mehr Gemeinden wechseln von Windows auf Linux. In
letzter Zeit machten bekannte Städte wie München, Mühl-
heim, Schwäbisch Hall, Landshut und Wien Schlagzeilen mit
der offiziellen Bekanntgabe ihres stufenweisen Wechsels auf
Linux - von den vielen kleineren Gemeinden im In- und Aus-
land ganz zu schweigen.

Die Vorteile, die Linux bietet,
liegen auf der Hand:
? Niedrige Kosten für Server-
und Desktopbetriebssysteme
? Keine zusätzlichen Kosten
für Standardsoftware, wie z.B.
Textverarbeitung und Tabellen-
kalkulation
? Kostenlose Updates der Li-
nuxkomponenten
? Besonders kurze Entwick-
lungszyklen bei Sicherheitsup-
dates (zumeist innerhalb ein bis
zwei Tagen nach Bekanntwer-
den von Sicherheitslücken)
? Hohe Datensicherheit durch
lange Testzyklen
? Bekannt hohe Sicherheit bei
Viren und Trojanern.

Dennoch wagen viele Ge-
meinden den Umstieg nicht, ob-
wohl erste Erfahrungen von
Kommunalverwaltungen zei-
gen, dass sich auch trotz einiger
Hindernisse in Bezug auf man-
gelnde Verfügbarkeit bei man-
chen Kommunalsoftware-Ent-
wicklern der Einsatz bzw. die
Option auf einen möglichen
Umstieg auf alle Fälle lohnt.

Daher entwickelt die Firma
idomeoSOFTWARE GmbH,
Landshut, seit geraumer Zeit ih-
re Anwendungen „plattformun-
abhängig“. So kann eine Ge-
meinde die Software unter Win-
dows betreiben und zu jeder
Zeit mit minimalem Aufwand
das System auf Linux umstel-
len. Der Anwender kann sich in
seiner „gewohnten Windows -
Umgebung“ an die neue Soft-
ware gewöhnen und schließlich,
wenn er die notwendige Sicher-
heit erlangt hat, bei Bedarf auf
das neue Betriebssystem wech-
seln. „Eine zukunftssichere In-
vestition“ also. 

Entscheidend beim Einsatz
einer modernen Linux-Software
ist ein professioneller Support,
der auch einen direkten Kontakt
zum Entwickler beinhaltet. Die-
se enge Verknüpfung von An-

wender und Entwickler spiegelt
sich dann in einer konsequent
auf „Anwenderfreundlichkeit“
und „Praxisnähe“ ausgerichtete
Software wieder. Die idomeo-
SOFTWARE GmbH leistet in
diesem Bereich Pionierarbeit. In
Zusammenarbeit mit so genann-
ten Entwicklergemeinden wer-
den alle Anwendungen in direk-
tem Kontakt mit der Entwick-
lungsabteilung erstellt. Diese
Vorteile des „direkten Drahtes“
wissen bereits viele Gemeinden
zu schätzen. So arbeiten u. a.
die Gemeindeverwaltung von
Eching bei Landshut, Meng-
kofen, Pfeffenhausen, Kumhau-
sen, Stadt Nittenau, VG Furth
(La), Postmünster, Gangkofen,
Schöllnach, Konzell, VG Lal-
ling, Fraunberg und VG Stein-
kirchen bereits mit einer GIS-
Software, die jederzeit nach Li-
nux übertragen werden kann.

Diese „Pioniergemeinden“ ge-
ben Interessierten gerne Aus-
kunft. Der schrittweise Umstieg
auf ein neues System wird
durch den modularen Aufbau in
überschaubare Teilmodule er-
leichtert. Neben den für Win-
dows-Systeme verfügbaren Mo-
dulen liegen bisher folgende
Anwendungen von idomeo-
SOFTWARE, plattformunab-
hängig vor:
? idomeoBAUBUCH
? idomeoHausnummernver -
zeichnis
? idomeoKanalbeitragsberech-
nung
? idomeoKOMMpakt (2. Quar-
tal 2005)
? idomeoOFFICE (CRM =
Contact-Relationship-Manage-
ment-System
Der Ausbau weiterer Module ist
jederzeit möglich.

Fazit: Keine Kommune kann
sich die Scheu vor einer Linux-
Lösung heute noch leisten.
Wichtig dabei ist nur, den richti-
gen Partner zu wählen. DK

Vetters Handschrift
Der Tätigkeitsbericht 2004 von Reinhard Vetter ist wieder
recht umfangreich. Und darin ist die persönliche Hand-
schrift des bayerischen Landesbeauftragten für den Daten-
schutz unverkennbar. Wer beauftragt ist, über den Daten-
schutz zu wachen, steht vor der Wahl, Fälle des Missbrau-
ches behutsam zu protokollieren oder kämpferisch offen zu
legen. Vetter wählt den ersten Weg. Zumal er ein gebrann-
tes Kind ist.

In den Anfängen seiner bereits langjährigen Amtszeit,
nannte er auch mal behördliche Verstöße unmissverständlich
klar beim Namen. Das heimste ihm den Vorwurf der Regie-
rung von Oberbayern ein, ungesetzliche Kontrolle auszuü-
ben. 

Es ist halt nicht einfach, sich mit der Exekutive, mit Mini-
sterien und Kommunen auseinander zu setzen. Und der Ge-
setzgeber schiebt häufig Vetters Vorschläge beiseite. Das
spricht Vetter in seinem neuen Arbeitsbericht an, wie gesagt
inzwischen etwas behutsam.

Datenschützer zu sein, ist, zumal in Bayern, eine Gratwan-
derung. Da sind auf der einen Seite die für das Wohl und We-
he des Staates und der öffentlichen Sicherheit Verantwortli-
chen wie Innenminister Beckstein und seine Kabinettskolle-
gen. Auf der anderen Seite leistet der Bürger erbitterten Wi-
derstand, sobald die Speicherung von Daten etwa aus Poli-
zei, Gesundheits- oder Steuerakten im Feuer steht. 

Noch ist es schwierig und problematisch, hier dem gren-
zenlosen Internet-Gebrauch Grenzen zu ziehen. Die diffizilen
Persönlichkeitsrechte sind ein hohes Gut. Über ihren Schutz
zu wachen wird zweifellos immer schwieriger. Da hilft alles
nichts: Politik und Gesetzgeber sind in der Pflicht, den Da-
tenschützern unter die Arme zu greifen. mhb

24 Stunden zugestellt werden.
Ist ein Unternehmen einmal im
System als Bieter angelegt,
braucht es bei allen weiteren
Ausschreibungen, an denen es
sich beteiligen möchte, nicht
mehr neu eingegeben werden.

Nach Aussage Fröbers hat
sich der gesamte Prozess deut-
lich beschleunigt, so dass pro
Ausschreibung ein Drittel der
bisherigen Arbeitszeit einge-
spart werden kann. Auch in
Kommunen ist Zeit Geld und
bei rund 20 Ausschreibungen
pro Jahr kommt einiges zusam-
men. Neben dem Wegfall des
Kopier- und Versandmarathons
gibt es noch weitere Faktoren,
die den Bearbeitungsablauf in-
tern erleichtern: „Statt wie
früher selbst Formulare eigen-
händig zu erstellen, können wir
mit Hilfe von SOL alle aus-
schreibungsrelevanten Doku-
mente im PDF-Format schon
fertig herunterladen und müssen
sie dann nur noch ausfüllen“,

berichtet Fröber. Generell emp-
findet er es als großen Vorteil,
dass sämtliche Pläne und An-
hangsdokumente als PDF-Datei-
en beigefügt und jederzeit - also
auch nach Freischaltung der
Ausschreibung - einfach ergänzt
oder aktualisiert werden können.

Große Erleichterung

Auch die benutzerfreundli-
che Oberfläche der Ausschrei-
bungsplattform hat den Leiter
der Bauverwaltung in Neustadt
überzeugt: Durch das Update
sei alles viel einfacher gewor-
den, „und wenn es doch einmal
Probleme gibt, haben die Mitar-
beiter der Hotline uns bisher im-
mer kompetent geholfen“.

Hilfreich war auch die SOL-
Schulung vor Ort im Bauamt,
wo die Mitarbeiter sich unter
fachkundiger Anleitung anhand
einer konkreten Ausschreibung
mit dem System vertraut mach-
ten. DK

Datenschutz bei den Kommunen:

Gut, aber noch
verbesserungswürdig

Tätigkeitsbericht 2004 des „Bayerischen Landes-
beauftragten für den Datenschutz“, Reinhard Vetter

Der „Bayerische Landesbeauftragte für den Datenschutz“,
Reinhard Vetter, und sein 26köpfiges Expertenteam sind nach
wie vor eine gefragte AnlaufsteIle für Mitarbeiter der Kom-
munen. Die Vorschriften zum Schutz personenbezogener Da-
ten sind inzwischen in einer Fülle von Gesetzen und Verord-
nungen verankert. Deshalb müssen sich die Verantwortlichen
in den Amtsstuben, um sich den Durchblick zu verschaffen,
Amtshilfe besorgen.

Gestützt auf seine langjähri-
gen Erfahrungen (Vetter ist seit
1993/94 im Amt) versichert er:
„Der Datenschutz im öffentli-
chen Bereich wird immer bes-
ser.“ Allerdings müsse das Pro-
blembewusstsein weiter ge-
schärft werden. 

Zur Vorlage seines „Tätig-
keitsberichts 2004“ stellte sich
Vetter den Fragen der GZ-Re-
daktion. Dabei ergab sich, dass
die Kommunen mit ihren ver-
zweigten Aufgaben mit zu den
Schwerpunkten des Landesbe-
auftragten und seiner ständigen
Kontrollen. Das gilt ebenso für
die Polizei, die Justiz und die
Gesundheitsämter. Vetter ist
nicht bekannt, ob bereits alle
Kommunen vorschriftsgemäß
eigene Datenschutzbeauftragte
benannt haben. Das Bayerische
Datenschutzgesetz von 1978 ist
seither vom Landtag, dem der
Landesbeauftragte zugeordnet
ist, wiederholt ergänzt worden.

Im Maximilianeum arbeitet ei-
ne Datenschutzkommission, der
neben Mitglieder der Fraktionen
Vertreter der Kommunalen Spit-
zenverbände angehören. Es gibt
Vorgänge, bei denen selbst Vetter
sich fragt, ob ein Verstoß gegen
den Datenschutz vorliegt, z.B.
wenn eine Gemeinde den Ver-
lauf einer öffentlichen Ratsit-
zung wörtlich ins Internet stellt.
Das ist im 2004er Bericht aus-
führlich angesprochen. 

Die Frage liegt nahe, ob der
Landesbeauftragte sich mit ei-
nem Einspruch auch gegenüber
starken und einflussreichen Poli-
tikern durchsetzt. Vetter dazu
schmunzelnd: „Ich kriege mein
Geld nicht als Schenkungs-
steuer“. Er habe Mängel zu nen-
nen. Dass man in Amtsstuben
nicht immer darüber erfreut sei,
liege auf der Hand. Für den pri-
vaten Bereich, etwa für den Da-
tenschutz in den Medien oder
Wirtschaftsunternehmen ist in
Bayern die Regierung von Mit-
telfranken zuständig. 

Nachdem mehr und mehr Le-
bensvorgänge in das Internet ge-
stellt werden, muss Vetter hier
die Grenzen des staatlichen Da-
tenschutzes erkennen. Das
Wahrnehmen und Unterbinden
von Verstößen würde, so Vetter,
gewaltige Kapazitäten voraus-
setzen, die nicht auf die Beine zu
stellen sind. So sieht er sich in
der Auffassung bestätigt, die
Microsoft-Chairman Bill Gates
kürzlich in München formulier-
te. Alle Sicherungen, die gegen
Hacker-Attacken und Computer-
viren installiert werden, benöti-
gen ergänzend die Bereitschaft
der Internetnutzer, den Daten-

schutz zu respektieren, damit die
notwendige Vertrauensbasis zu
schaffen. 

Im Beisein von Bundesmini-
ster Clement und Ministerpräsi-
dent Stoiber wurde in München
die Initiative „Deutschland im
Netz“ aus der Taufe gehoben.
Schirmherr Clement hofft, dass
durch gemeinsames Handeln
Hacker-Attacken, in 2004 um
über 50 Prozent vermehrt, in die
Schranken verwiesen werden.
Sie verursachten längst mehr
Schäden als Streiks. 

Beschwerden von
Gemeinderäten

Eingehend widmet sich der
2004er Bericht der Wiedergabe
an sich öffentlicher Gemeinde-
ratsitzungen im Internet. Der
Vorgang: Zu Beginn der Sitzung
des Ortsparlamentes hatte der er-
ste Bürgermeister in Anwesen-
heit der Öffentlichkeit und bei
laufender Kamera gefragt, ob al-
le Mitglieder des Rats mit der In-
ternetübertragung einverstanden
sind. Drei Gemeinderäte verwei-
gerten ihre Zustimmung. Von ih-
nen wurden deshalb keine Bilder
im Internet gezeigt, ihre Re-
debeiträge jedoch wörtlich aus-
gestrahlt. 

Nach einem Kontakt auch mit
dem Innenministerium meint
nun Vetter: Eine Übertragung
von Rede- und anderen Beiträ-
gen im Internet ist nur zulässig,
wenn der Übertragung in Ton
und Bild von Teilnehmern an der
Sitzung zugestimmt worden ist.
„Die Entscheidung über die Zu-
stimmung muss ohne psychi-
schen Druck auf der Grundlage
ausreichender Informationen
über die besonderen Modalitäten
einer Interneteinstellung und mit
ausreichender Überlegungsfrist
erfolgen können. 

Die Verweigerung der Zustim-
mung, so heißt es weiter, dürfe
nicht in diskriminierender Weise
zur Kenntnis gebracht, der Zu-
schauerraum nicht in die Über-
tragung einbezogen werden. 

Von einer förmlichen Bean-
standung hatte der Landesbeauf-
tragte im Hinblick auf „eine
nicht einfache Rechts- und Sach-
lage“ abgesehen. Soweit ersicht-
lich hätten sich Rechtsprechung
und Literatur mangels eines kon-
kreten Anlasses bisher noch
nicht zur Zulässigkeit von Live-
Übertragungen öffentlicher Ge-
meinderatssitzungen durch Kom-
munen im Internet geäußert. Im
knapp 200seitigen Jahresbericht
sind ergänzend ausführliche juri-
stische Hinweise und Quellen
nachzulesen.

Auch das aktuelle politische
Thema der DNA-Analysen zur
Aufklärung von Straftaten ist
aufgegriffen. Mit den Kollegen
von Bund und Ländern ist sich
Vetter einig, dass derartige Ana-
lysen nicht mit der herkömmli-
chen Erkennungsdienstlichen
Behandlung - Fingerabdruck etc.
- gleichzusetzen sind. Man habe
generell nichts gegen DNA-
Analysen im Zuge der Strafver-
folgung, wende sich jedoch ins-
besondere gegen den Verzicht
auf das gesetzliche Erfordernis
der Prognose erheblicher
zukünftiger Straftaten des Be-
troffenen und gegen die Übertra-
gung der - aus gutem Grund dem
Richter vorbehaltenen - Anord-
nung von Maßnahmen auf die
Polizei. 

Video-Überwachung

Offensichtlich im Konflikt mit
Innenminister Beckstein beklagt
Vetters Jahresbericht, dass die
Forderung, Video-Überwachun-
gen auf Plätze mit besonderer
Kriminalitätsbelastung zu be-
schränken, das mit einer örtli-
chen Straftatenstatistik zu unter-
mauern, nicht in die Vollzugsbe-
kanntmachung aufgenommen
wurde. Somit könne eine derarti-
ge Überwachung auf gesamte
Innenstadtbereiche ausgedehnt
werden.

Weiter angesprochen ist der
Start kommunaler Öffentlich-
keitsarbeit im Internet. Diese
neue Technologie verstelle
manchmal den Blick auf das da-
tentechnisch Zulässige. So habe
die Aufnahme der Namen und
Geburtstage neugeborener Ge-

meindekinder ohne Zustimmung
der Eltern beanstandet werden
müssen. 

Die Auswertung von Bürger-
daten, die im Rahmen von Bür-
gerbegehren oder anderen bür-
gerschaftlichen Engagements
anfallen, geriet ebenfalls ins Fa-
denkreuz des Landesbeauftrag-
ten. Dabei ging es u. a. darum, in
welchem Prozentsatz sich be-
stimmte Altersgruppen an dem
Begehren beteiligt hatten. „Für
diese vielleicht statistisch inter-
essante Frage darf ein Bürger-
meister die mit der Einreichung
des Begehrens verbundenen per-
sonenbezogenen Daten aber
nicht auswerten, da diese aus-
schließlich zur Feststellung der
Zulässigkeit des Begehrens ge-
nutzt werden dürfen“.

Zahlreich seien Beschwerden
von Bürgern über die Zusendung
von Wahlschreiben politischer
Parteien. Dies zeige, wie viel für
die Forderung der Datenschützer
gesprochen habe, für die Adres-
senübermittlung an Parteien vor
Wahlen die Zustimmung der
Empfänger zu verlangen. Im-
merhin sei jetzt die Pflicht der
Meldebehörden eingeführt, acht
Monate vor Wahlen die Bürger
auf ihr Widerspruchsrecht hinzu-
weisen. „Wenigstens ein Fort-
schritt“, so der trockene Kom-
mentar. 

Bei seinem Amtsantritt vor
elf Jahren hatte Vetter erklärt,
für ihn sei Datenschutz Grund-
rechtsschutz. „In diesem Sinn
gehört der Datenschutzbeauf-
tragte zu den Institutionen, de-
nen ein Wächteramt zum Woh-
le der Bürgerinnen und Bürger
übertragen ist“. mhb
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Vorschau auf GZ 5
In unserer nächsten Ausgabe Nr. 5, die am 10. März
erscheint, behandeln wir folgende Fachthemen:
? Energieversorgung . Energiesparmaßnahmen
? Kommunales Verkehrswesen . ÖPNV
? Kommunalfahrzeuge . Städtereinigung
? Kommunale Museen

IT-Schutz - jetzt einfacher möglich:

Über 30 Millionen bedenkliche
Webseiten im Griff

Perspektiven für Verwaltungen, Firmen und den Home-PC

Immer häufiger werden in der freien Wirtschaft IT-Verantwort-
liche und Geschäftsführer für Schäden aufgrund von IT-Sicher-
heitsmängeln haftbar gemacht. Bald wird es auch die Verant-
wortlichen in den kommunalen Gebietskörperschaften treffen. 

Content Security Manage-
ment (CSM) erfüllt eine neue
EU Verordnung. CSM ist hin-
sichtlich der mit der IT-Nutzung
verbundenen Haftung jeder Ge-
schäftsleitung ein notwendiges
Schutzwerkzeug für alle die ge-
worden, die ein Computer-
Netzwerk betreiben. Alle müs-
sen sich zwangsweise gegen die
vielen komplexen Bedrohungen
schützen. Tun sie es nicht, dann
kann es in Zukunft teuer wer-
den. 

Angriffe auf IT-Sicherheit

Auf den Einsatz von Fire-
walls und Virenscannern kann
man sich heute nicht mehr al-
lein verlassen. Niemand kann
mehr glauben, mit seinen
Schutzmaßnahmen auf der si-
cheren Seite zu sein, weil rund
80 Prozent aller Angriffe auf die
IT-Sicherheit von innen kom-
men.

Nur allzu leicht lässt sich der
gesamte Adressbestand eines
Unternehmens in eine Datei
packen, die dann auf einem Da-
tenträger mitgenommen wird -

sei es aus Gefälligkeit für einen
Bekannten oder um nach dem
Ausscheiden aus dem Unter-
nehmen gewohnte Informatio-
nen verfügbar zu haben.

Reale Bedrohungen

Die Bedrohungen sind abso-
lut real und müssen beachtet
werden. Man sollte prüfen, ob:
? Daten wirklich vor Fremdzu-
griffen geschützt sind 
? Urheberrechtsverletzungen
ausgeschlossen werden können 
? Mitarbeiter integer sind 
? Programme auf den Netz-
werken lizenziert sind 

Wenn sicherheitsrelevante
Vorgänge protokolliert sind,
könnte das ein wichtiger Beleg
in jeder Haftungsfrage werden. 

NetIntelligence
heißt die Lösung

Ein Unternehmen in Schott-
land hat jetzt ein Programm ent-
wickelt, mit Anwender gelassen
in die Zukunft sehen können. Es
macht jede Nutzung des Com-
puters sichtbar. Niemand kann

mehr unbemerkt Daten verän-
dern, unautorisierte Software
verwenden oder Internetseiten
zweifelhaften Inhalts ansurfen.
Alle Risiken können jetzt iden-
tifiziert, protokolliert und
zukünftig vermieden werden.

Risiken transparent
dargestellt

Mit einer Lizenz von NetIn-
telligence werden vorhandene
und potentielle Risiken transpa-
rent dargestellt. NetIntelligence
sorgt durch die permanente
Überwachung der IT-Infrastruk-
tur für eine lückenlose Einhal-
tung der Richtlinien. Die Ver-
antwortlichen erhalten Kennt-
nis über:
? alle Bedrohungen der IT-In-
frastruktur
? alle besuchten Internetseiten
der Mitarbeiter
? alle Texte und Files, die ver-
arbeitet werden
? alle Bildtypen, mit denen ge-
arbeitet wird
? alle Medientypen, die ver-
wendet werden
? jede Softwareveränderung
(z.B. Installationen)
? alle installierten Programme
? jede Hardwareveränderung
(z.B. Ein/Ausbauen von Hard-
ware, Verwendung von USB-
Sticks, Brennen von CDs)

Erweiterter Schutz 
für Kinder - PC-Nutzung
wird transparent

Die Schutzeinrichtung kann
genauso in Schulen eingesetzt
werden. Aber mehr noch. Schu-

len und Eltern sollten darauf
hinwirken, dass Kinder auch zu
Hause geschützt werden. Die
NetIntelligence Home Edition
des schottischen Software Her-
stellers ist die erste Komplettlö-
sung auch für Eltern zur Kon-
trolle und Sicherung des Inter-
netzugangs ihrer Kinder. Sie ist
ein wirkungsvolles Werkzeug
für jeden Internet Benutzer - ob
im Büro oder zu Hause.

Eltern haben jetzt die Mög-
lichkeit die Aktivitäten ihrer
Kinder am PC und ganz beson-
ders im Internet zu kontrollie-
ren, den Zugriff auf uner-
wünschte Webseiten (z.B. Por-
nographie oder gefährliche
Computerspiele) zu verhindern,
sich vor Computerviren zu
schützen und sogar einen ge-
nauen Bericht über die Aktivitä-
ten des Benutzers zu erhalten.

Software sperrt
Webseiten

Die Software sorgt dafür, dass
die PCs einheitlich über ein
Kontrollcenter verwaltet wer-
den, das in permanentem Kon-
takt zu einer Online-Datenbank
steht. Diese Datenbank enthält
derzeit über 30 Millionen als
bedenklich identifizierte Web-
seiten, Dateien und Bilder,
einschließlich der von der Inter-
net Watch Foundation (IWF) als
illegal kategorisierten Seiten. 

Effektives Programm

Mit dem äußerst effektiven
und benutzerfreundlichen Pro-
gramm können ganze Katego-
rien (z.B. Jugendgefährdendes,
Spiele, Gewalt etc.) sowie ein-
zelne Webseiten gesperrt wer-
den. Sie können jedoch auch ge-
nerell alle Webseiten sperren
und dann gezielt einzelne wie-
der freigeben. Berichte zeigen,
welche Webseiten besucht wur-
den. Ebenso werden auch die
Versuche protokolliert, eine ge-
sperrte Webseite zu besuchen.

Neben der Auflistung welche
Programme in Benutzung wa-
ren erhält man auch umfangrei-
che Informationen von Chat Sit-
zungen.

Transparente
PC-Nutzung

Mit einem einfachen Maus-
klick erhalten die Berechtigten
ein klares Bild über alle Akti-
vitäten am PC: z.B. welche Pro-
gramme aufgerufen wurden
oder was in Chaträumen ausge-

tauscht wird. Unregelmäßigkei-
ten werden sofort erkannt. Die
Auswertung des Protokolls
kann zeitlich und/oder benut-
zerorientiert erfolgen. 

Alle Internetnutzer, insbeson-
dere Kinder, haben einen An-
spruch auf eine Online-Umge-
bung die frei ist von Miss-
brauch. 

Weitere Informationen bei:
Dr. Michael Mainka, info@
mainka-partner.com, http://
www.mainka-partner.com,
Tel: 089/62 303 283. ?

ArcGIS 9 für Umwelt
und Energie 

Geodatennetzwerke und Geoservices mit ESRI auf der
1. GeoNet im Rahmen der TerraTec und enertec 2005

Gerade in diesen Jahren ist der Energie- und Umweltsektor
großen Änderungen unterworfen. Privatisierung und Deregu-
lierung veranlassen die Unternehmen wie auch die Öffentliche
Verwaltung verstärkt auf offenen, nationalen und internatio-
nalen Märkten zu konkurrieren. Damit verbunden sind höhe-
re Anforderungen an Wettbewerbsfähigkeit, Effizienz und
Kundendienst. Anforderungen, die einen wirkungsvollen Ein-
satz von Informationstechnologie, darunter die Anwendung
von GIS, voraussetzen. 

ArcGIS von ESRI bietet heute
in vielen Unternehmen im Ener-
gie- und Umweltsektor eine stra-
tegische Plattform zur Lösung
dieser Aufgaben - häufig inte-
griert mit ERP, CRM und den
übrigen Businesssystemen. Geo-
verarbeitung, 3D Visualisierung
und Kartografie - dies sind die
Schwerpunkte der aktuellen Ver-
sion ArcGIS 9 im Anwenderbe-
reich.

Produktfamilie

Für Entwickler liegt der Fokus
auf Interoperabilität und zwei
neuen Produkten, ArcGIS Server
und ArcGIS Engine. Die ArcGIS
Produktfamilie bietet sowohl für
komplexe Analysen als auch für
detaillierte Darstellungen in 
Energie und Umwelt die richtige

Lösung. ESRI und Partner
saardata und con terra sind auf
der GeoNet (Halle 2, L01) zu fin-
den.

Die Environmental Systems
Research Institute (ESRI) Inc.
in Redlands, Kalifornien (USA),
ist die weltweit erfolgreichs-
te Firmengruppe auf dem Ge-
biet der Geografischen Informa-
tionssysteme (GIS). Heute wird
die GIS-Technik von ESRI von
über einer Million Anwendern
branchenübergreifend bei Be-
hörden, Unternehmen, Univer-
sitäten und Verbänden ein-
gesetzt. In Deutschland wird
ESRI Inc. durch die 1979 ge-
gründete ESRI Geoinformatik
GmbH in Kranzberg bei Mün-
chen als exklusivem Distributor
vertreten. ?


